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In China
unerwünscht
Margarete Bause Jetzt ist sie bundesweit be-
kannt: Wegen der Grünen-Abgeordneten Marga-
rete Bause darf der Ausschuss Digitale Agenda

seine geplante China-
Reise Ende August
nicht antreten. Peking
verweigert Bause, die
sich kritisch zur Men-
schenrechtslage in
dem kommunistischen
Land äußert, die Ein-
reise. Der Ausschuss
will aber seine Teil-
nehmerliste nicht än-

dern. Bause ist Grünen-Obfrau im Menschen-
rechtsausschuss und gehört dem Digitalausschuss
eigentlich nicht an. Die Grünen-Fraktion hatte sie
aber in einem Brief an den Bundestagspräsiden-
ten für die China-Reise als Vollmitglied benannt.
Bause, seit 2017 für Bayerns Grüne im Bundes-
tag, hatte Peking im November 2018 durch einen
Antrag über die Verfolgung der muslimischen Ui-
guren verärgert. Peking wolle „Leute, die sich klar
und deutlich für Menschenrechte aussprechen,
zum Schweigen bingen. Der Bundestag darf sich
das nicht gefallen lassen“, sagt Bause. kru T
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ZAHL DER WOCHE

100.000
Menschen demonstrierten am 3. August in
Hongkong gegen die Peking-treue Stadtre-
gierung. Der Marsch blieb weitgehend fried-
lich. Die Massenproteste in der ehemaligen
britischen Kronkolonie gehen mittlerweile in
den dritten Monat.

ZITAT DER WOCHE

»Letztendlich
werden sie
alle bestraft
werden.«
Yang Guang, Sprecher der für Hongkong
zuständigen Behörde in Peking, zu den
Massendemonstrationen und dem General-
streik in der Sonderverwaltungszone
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American Dream in China
70 JAHRE VOLKSREPUBLIK Mit dem rasanten Aufstieg des Landes verändert sich die Weltordnung

D
er rebellische Donald
Trump, der eigensinnige
Putin, die zerstrittenen
Europäer oder die Krise
der Volksparteien: All das
sind Unterströmungen ei-

nes globalen Epochenwandels, bei dem die
Chinesen stoisch Regie führen.
China ist innerhalb weniger Jahrzehnte
von einem der ärmsten Länder der Welt
zur größten Handelsnation und kaufkraft-
bereinigt zur stärksten Volkswirtschaft auf-
gestiegen. Das ist einmalig in der Weltge-
schichte. Und dennoch erfasst das nicht
die volle Dimension des Wandels. Es geht
um mehr: Der Westen kann die globalen
Spielregeln nicht mehr allein bestimmen,
obwohl das jahrhundertelang selbstver-
ständlich war. Im 17., 18. und 19. Jahr-
hundert hielten die Europäer die Zügel in
der Hand. Im 20. Jahrhundert die Ameri-
kaner. Nun jedoch verschiebt sich der glo-
bale Machtschwerpunkt offensichtlich dau-
erhaft in Richtung Asien, mit China als
Zentrum. Der „American Dream“ wird chi-
nesisch.
Seitdem die Mongolen 1241 in Europa wa-
ren, hat kein asiatisches und auch kein an-
deres nichtwestliches Land einen so großen
wirtschaftlichen und geopolitischen Ein-
fluss gehabt. Das Mongolenreich zerfiel
rasch wieder. China wurde Großmacht, al-
lerdings ohne globale Ambitionen. „Die
Reise in den Westen“ heißt eines der be-
kanntesten chinesischen Volksepen – nicht
etwa „Den Westen bekehren“ oder gar
„Kampf gegen den Westen“. Die Reise des
Mönches Xuanzang, auf der das Epos ba-
siert, war kein Kreuzzug, sondern die Bil-
dungsreise eines Vertreters einer starken
und innovativen Nation.
Aus der Stärke wurde jedoch Überheblich-
keit. Die chinesischen Kaiser konnten sich
nicht vorstellen, dass außerhalb von China
etwas Sinnvolles erfunden werden könnte.
Die Chinesen verpassten die industrielle Re-
volution. Die Wirtschaft brach ein und Chi-
na wäre an dieser Krise im
19. und 20. Jahrhundert fast
zerbrochen. Mao Zedong
hat das Land unter großen
Opfern im letzten Moment
geeint. Der Reformer Deng
Xiaoping hat es geöffnet.

Streben Nun jedoch genügt
China nicht länger sich
selbst. Der chinesische Präsi-
dent Xi Jinping geht den
nächsten Schritt. Auch er
will niemanden bekehren,
strebt jedoch nach einem
dauerhaften, weltumspannenden Einfluss.
Dass China nicht mehr „nur“ die Fabrik der
Welt ist, sondern inzwischen auch ein Inno-
vationszentrum mit neuen, dynamischen
Silicon Valleys wie beispielsweise der süd-
chinesischen Stadt Shenzhen, gibt dem
Staats- und Parteichef Rückenwind.
Das lange bestimmende Machtgleichge-
wicht zwischen dem Westen und China ver-
schwindet. Inzwischen verfügt nicht mehr
ausschließlich der Westen über die beste
Technologie, während China den größten
Wachstumsmarkt der Welt kontrolliert. Die
tief sitzende Angst, noch einmal eine indus-
trielle Revolution zu verpassen, hat die chi-
nesische Politik dazu gebracht, Innovatio-
nen unter fast allen Umständen zu fördern.
Das ist erstaunlich gut gelungen – in dem
Maße, dass die Chinesen nicht nur bei Elek-
troautos oder Hochgeschwindigkeitszügen
nun die Technologie und den Wachstums-
markt besitzen, sondern dass auch ihr glo-
baler politischer Einfluss dramatisch zu-
nimmt.
Dabei darf man eines nicht vergessen: Chi-
na hat heute noch ein Pro-Kopf-Einkom-
men auf dem Niveau von Bulgarien. Was
wir derzeit sehen, sind gewissermaßen erst
die Lockerungsübungen eines erwachenden
Riesen, der mit fortschreitender Digitalisie-
rung und künstlicher Intelligenz erst richtig
Fahrt aufnehmen dürfte.
Xi ist also durchaus nicht größenwahnsin-
nig, wenn er als der „Kaiser“ in die Annalen
eingehen möchte, der es als erster Herrscher
in der 3.500-jährigen Geschichte des Landes

wagt, aus China ein Land zu machen, dass
die Weltordnung entscheidend mitbe-
stimmt. Das sind die neuen Dimensionen,
in denen die chinesische Führung 70 Jahre
nach Gründung der Volksrepublik denkt.
Wir im Westen fahren derweil auf Sicht.

Geleitzug Präsident Xi ist mit seiner Stra-
tegie der „Eroberung“ anderer Länder ohne
militärische Mittel in einem kurzen Zeit-
raum erstaunlich weit gekommen. Ein
asiatischer Nachbar nach dem anderen
reiht sich in den Geleitzug von Chinas Auf-
stieg ein, auch wenn hier und da ein Mur-

ren zu hören ist. China hat
sich in Afrika, wenn auch
nicht ohne Widersprüche
und Fehler, viele neue
Freunde geschaffen. Die
USA spielen in Asien und
Afrika eine immer geringe-
re Rolle. Die Europäer ha-
ben sich von der Weltpoli-
tik weitgehend verabschie-
det und sind mit sich
selbst beschäftigt. China
sorgt zudem inzwischen
mit bilateralen Verträgen
und monetärem Einfluss

geschickt dafür, dass es für Europa kaum
mehr möglich ist, mit einer Stimme zu
sprechen, wenn es um eine Strategie gegen-
über China geht. Zuletzt hat sich Italien
für chinesische Milliardeninvestitionen
entschieden – Brüssel war alles andere als
begeistert. Es rächt sich nun für die Euro-
päer, dass sie den Aufstieg Chinas über
Jahrzehnte hinweg vollkommen unter-
schätzt haben.

Der Rivale Donald Trump ist für Präsi-
dent Xi ein Ärgernis und Segen zugleich.
Ein Ärgernis, weil die Weltpolitik unbere-
chenbar wird und weil der US-Präsident
unverhohlen versucht, die wirtschaftliche
Aufholjagd Chinas zu bremsen. Das, und
nicht die bisher nicht belegten Sicher-
heitsbedenken, ist der entscheidende
Grund, warum die USA Huawei, den
größten Telekommunikationsnetzwerk-
ausrüster der Welt, mit allerlei Sanktio-
nen belegt haben und die Tochter des
Firmengründers in Kanada auf Druck der
US-Ermittlungsbehörden verhaftet wur-
de, wo sie seit Monaten
unter Hausarrest steht.
Dass sich mit Ausnahme
Australiens und Neusee-
lands niemand diesem
Kreuzzug anschließen
mag, ist bezeichnend für
den schleichenden Macht-
verlust der USA.
Ein Segen ist Trump aus
Pekinger Sicht, weil er Chi-
na zusammenschweißt
und weil er die Chinesen
zwingt, noch schneller
technologisch von den
USA unabhängig zu werden. Chinas
Macht ist bereits groß: Wer ist mächtiger
als die deutsche Autoindustrie? Wer hat
den längeren Atem gegenüber den Zumu-
tungen von Donald Trump? Wer ist erst-
mals seit dem Zweiten Weltkrieg in der
Lage, ohne den Westen neue globale Insti-
tutionen durchzusetzen? Wer ist der größ-
te Gläubiger der Amerikaner? Die Antwort
lautet stets: China.

Wenn man Mitbestimmung global zu Ende
denkt, kann dabei nur eines herauskommen:
One man, one vote – so wie es unseren west-
lichen Wertvorstellungen entspricht. Gemes-
sen an unseren eigenen Standards können
wir es uns nicht mehr leisten, auf globaler
Ebene eine Ausnahme zu machen und als ei-
ne Minderheit einer Menschheitsmehrheit
unsere Vorstellung der Weltordnung aufzu-
zwingen. China fordert nichts weniger als das
Jahrhundert der globalen Gleichheit.
Immer mehr aufsteigende Länder in Asien,
Südamerika und Afrika treten dieser chinesi-
schen Initiative gerne bei. Dass China global

mehr Mitbestimmung ein-
fordert, selbst aber keine
Demokratie ist, spielt für
diese Länder kaum eine Rol-
le, oft auch dann nicht,
wenn sie selbst demokra-
tisch verfasst sind. China hat
die Macht, seine Vorstellun-
gen durchzusetzen, die sich
oft mit denen anderer Auf-
steiger decken. Vorwürfe aus
dem Westen wie den Man-
gel an Demokratie spielt Pe-
king routiniert zurück: Die
Protagonisten der Französi-

schen Revolution seien auch nicht demokra-
tisch legitimiert gewesen.

Spielräume Die westlichen Kolonialmächte
haben einst Chinas gottgesandten Herrscher
vertrieben. In der westlichen Welt wurden
der Adel entmachtet, Demokratien etabliert,
Sklaverei und Rassentrennung überwunden,
die Gleichheit von Männern und Frauen
proklamiert. So wie im 19. Jahrhundert der
Adel in den europäischen Nationalstaaten
als mächtige Minderheit keine Chance hatte,
seine absolute Macht gegen den Willen des
Volkes zu erhalten, so werden auch die Mög-
lichkeiten des Westens auf globaler Ebene
immer kleiner, als Minderheit der Mehrheit
die Regeln zu diktieren.
Je früher wir uns darauf einstellen, desto
mehr Spielraum haben wir, unsere Vorstel-
lungen in diese neue Weltordnung einzu-
bringen. Viel Zeit bleibt allerdings nicht
mehr. Das Jahrhundert der globalen
Gleichheit hat längst begonnen. Es entwi-
ckelt sich weiter, und wenn es sein muss,
auch ohne uns. Frank Sieren T

Der Autor ist Journalist und Autor
(zuletzt „Zukunft? China!“) und berichtet

seit 25 Jahren aus Peking.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

EDITORIAL

Schwieriger
Umgang

VON JÖRG BIALLAS

China ist ein Land der Superlative. Alles ist
größer, alles ist anders als sonst wo auf der
Welt. Das macht das Reich der Mitte gleicher-
maßen faszinierend wie bedrohlich. In einem
beispiellosen Transformationsprozess hat sich
China der internationalen Marktwirtschaft ge-
öffnet. Gleichzeitig verzichtet die Führung des
Landes nicht auf die gesellschaftlichen Fesseln
der kommunistischen Wurzeln. Menschenrech-
te, Datenschutz, die individuellen Freiheiten
sind weit entfernt von westlichen Maßstäben.
Das haben jetzt gleich zwei Gremien des Deut-
schen Bundestages erleben müssen. Delega-
tionen des Menschenrechtsausschusses und
des Ausschusses Digitale Agenda wurde die
Einreise nach China zu einem Informationsbe-
such verwehrt. Die inneren Angelegenheiten
gingen Parlamentarier anderer Länder nichts
an, so die Botschaft aus Peking.
Dass das Regime damit demokratischen Spiel-
regeln die kalte Schulter zeigt, wird dort ver-
mutlich niemanden bekümmern. Immerhin hat
die Debatte über das Einreiseverbot für deut-
sche Abgeordnete die nach wie vor skandalö-
sen Verletzungen der Menschenrechte in Chi-
na hierzulande abermals in den Fokus gerückt.
Wenigstens das.
Wie also sollte die Welt mit China umgehen?
Ein Land, das militärisch gern die Muskeln
spielen lässt und das anstrebt, weltweit die
stärkste Armee zu stellen. Ein Land, dessen
wirtschaftliche Potenz keinen Zweifel zulässt,
dass dieses Ziel auch erreicht wird. Ein Land,
das geschickt Einfluss auf andere Länder
nimmt, indem es sich als Partner andient, etwa
beim Seidenstraßen-Projekt oder bei der Roh-
stoffgewinnung in Afrika.
Eines steht fest: Ohne China läuft die Weltpoli-
tik ins Leere. Deshalb ist Kommunikation ge-
fragt. Ebenso wie der stete Verweis darauf,
dass die Zukunft dieser Welt nicht gegenei-
nander, sondern nur miteinander zu gestalten
sein wird. Die stimmungsschwankende Twitter-
Diplomatie eines egozentrischen US-Präsiden-
ten ist angesichts dieser Herausforderung lei-
der nicht nur lächerlich, sondern vor allem ge-
fährlich.
Wir erleben ein Zeitalter, in dem sich die bishe-
rigen Achsen der Macht verschieben. Daraus
erwächst auch die Notwendigkeit, dass sich
Europa endlich glaubwürdiger als politische
Einheit präsentiert. Gelingt das nicht, wird Chi-
na den Kontinent immer weniger als relevante
Größe wahrnehmen.

Der Westen
kann die

globalen Spiel-
regeln nicht
mehr allein
bestimmen.

China ist inner-
halb weniger

Jahrzehnte zur
größten

Handelsnation
aufgestiegen.
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Der Menschenrechtler: Michael Brand

Nicht nur auf Worte, auf Taten kommt es an.“ Das sagt
Michael Brand über das Porträt von Mutter Theresa
an der Wand seines Abgeordneten-Büros. Mit Anfang
Zwanzig schon half er, in Bosnien mit den Frauen von

Srebrenica eine Menschenrechtsorganisation aufzubauen, um Be-
weise für das Kriegsverbrecher-Tribunal zu sammeln und Opfer zu
unterstützen. Später berichtete er als Journalist vom Kosovokrieg.
Dort schenkte man ihm das Bild der berühmten Albanerin.
„Es prägt einen natürlich, wenn man über Menschenrechte nicht
nur in der Theorie spricht. Es ist völlig anders, wenn man in Mas-
sengräber geblickt hat“, erklärt Brand. Auch deshalb eckt er heute
als Abgeordneter manchmal bewusst an, wenn er eben nicht nur
diplomatische Floskeln über Regime findet, die Menschenrechte
mit Füßen treten. Wie die Volksrepublik China. Nicht nur deren
Ausrufung jähre sich in diesem Jahr, ruft der Sprecher für Men-
schenrechte der CDU/CSU-Fraktion in Erinnerung, auch die Nieder-
schlagung des Volksaufstands der Tibeter vor 60 Jahren. Heute
drohe in Tibet „die komplette Auslöschung einer einzigartigen Kul-
tur, Sprache und Religion“. Das geistliche Oberhaupt, der Dalai
Lama, und Tibets Exilregierung in Indien forderten „echte Autono-
mie innerhalb der Grenzen Chinas, keine Abspaltung“, betont
Brand. Dabei setzten sie konsequent auf friedlichen Protest. Des-
halb verurteile der Dalai Lama auch die Selbstverbrennungen von
inzwischen mehr als 150 Tibetern. „Aber“, fragt Brand, „wie ver-
zweifelt muss man sein, um sich selbst anzuzünden?“ So rigoros
wie gegen die Tibeter gehe die kommunistische Führung auch ge-

gen andere Minderheiten wie Christen vor. 1,3 Millionen muslimi-
sche Uiguren säßen in Internierungslagern. Als deren Existenz
nicht mehr zu leugnen gewesen sei, habe Peking erklärt, die Men-
schen dort genössen eine Ausbildung und freuten sich darüber.
Auch im Ausland übe Peking massiven Druck aus. „Selbst in Nor-
wegen, wo dem Dalai Lama 1989 der Friedensnobelpreis verlie-
hen wurde, wird er nicht mehr empfangen.“ In Serbien seien
beim chinesischen Staatsbesuch Demonstranten weggesperrt

worden. Daimler-Chef Dieter Zetsche sei zum chinesischen Bot-
schafter nach Berlin geflogen, um sich für einen Werbespot mit
Dalai-Lama-Zitat zu entschuldigen – „Zeichen der grassierenden
Rückgratlosigkeit“ angesichts der Wirtschaftsmacht, analysiert
Michael Brand.
Er selbst ist seit über drei Jahren wegen seiner Haltung mit einem
Einreiseverbot belegt. Brand war damals Vorsitzender des Men-

schenrechtsausschusses, also Repräsentant des Parlaments, als
der Botschafter Pekings ihm unverhohlen drohte, wenn er bei ei-
ner Tibet-Veranstaltung spreche, werde er nicht mehr einreisen
dürfen,. Später habe der Botschafter verlangt, bestimmte Texte
und Bilder von seiner Homepage zu nehmen. „Das geht gar
nicht“, empört sich Brand. Die Bundesregierung wiederum sei,
„nicht offensiv genug“ gegen das Einreiseverbot vorgegangen.
„Mit klarer Reaktion wäre es längst weggeräumt.“
China gehe es „schon lange nicht mehr nur um militärische oder
wirtschaftliche Dominanz, sondern um die Überwindung unserer
globalen freiheitlichen Ordnung“, sagt Brand. Immer ausgefeiltere
Unterdrückungstechniken stießen auch bei autoritären Regimen
wie in Russland, der Türkei und Saudi-Arabien auf großes Interes-
se. Die deutsche Antwort sei „zu defensiv“. Der Menschenrechts-
dialog der Bundesregierung mit Peking sei „zu einem Feigenblatt
verkommen“, es würden Dinge hinter verschlossenen Türen ange-
sprochen, „aber es folgt daraus zu wenig Konsequenz“. Er höre
oft, man müsse darauf achten, dass die Chinesen nicht ihr Gesicht
verlieren. Aber „wenn wir nicht zu unseren Werten stehen, dann
verlieren wir das Gesicht gegenüber China und der Welt“.
Michael Brand lebt mit Frau und drei Töchtern in Fulda. Viermal ist
er dort direkt in den Bundestag gewählt worden. In Fulda ist der
1973 Geborene auch aufgewachsen, die innerdeutsche Grenze
nah vor Augen – bis sie plötzlich weg war. Diese Erfahrung lässt
ihn mit Blick auf China sagen: „Auf Dauer wird sich Freiheit nicht
unterdrücken lassen.“ Peter Stützle T
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»Wenn wir nicht zu
unseren Werten stehen,
dann verlieren wir das

Gesicht gegenüber China
und der Welt.«
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Frau Schmidt, der chinesische Pre-
mier Zhou Enlai hat vor rund 40 Jah-
ren einmal davon gesprochen, dass es
noch zu früh sei, die Bedeutung der
Französischen Revolution zu beurtei-
len. Täuscht der Eindruck oder sieht
der Westen angesichts der rasanten
wirtschaftlichen Aufholjagd Chinas
auf vielen Feldern mittlerweile alt
aus?
Die Frage ist, was mit alt gemeint ist.
Wenn Errungenschaften wie eine stabile
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechte alt bedeuten, dann se-
hen wir alt aus. Und das ist dann auch
gut so.

China will nicht mehr „Werkbank
der Welt“ sein, sondern Technologiefüh-
rer: Wo sehen Sie die größten Heraus-
forderungen?
Natürlich ist ein dermaßen rasanter Wan-
del eine riesige Herausforderung. Wenn
man sich die Strukturbrüche bei uns an-
schaut, sei es der Kohleausstieg oder sei-
en es die Transformationsprozesse im
Ruhrgebiet, dann bekommt man eine
Idee davon, wie groß die Herausforde-
rungen sind, wenn sich eine Gesellschaft
mit einer ganz anderen Dynamik, einer
ganz anderen Geschwindigkeit, verän-
dert.

Mit der „neuen Seidenstraße“, also
der „One Belt, One Road“-Initiative
will Peking Handels- und Einflusskor-
ridore nach Südostasien, Europa und
Afrika schaffen. Sollte das Sorge ma-
chen oder ist das eine Chance?
Beides. Man darf nicht naiv sein und
glauben, China habe es jetzt in die
Hand genommen, die Welt zusammen-
zuführen. Hinter dem Seidenstraßen-
Projekt stehen ganz klar chinesische In-
teressen. China investiert überall auf der
Welt in Infrastruktur. Es versucht auf
diesem Wege eigene Standards durchzu-
setzen und natürlich ist das etwas, was
uns herausfordert. Wir sind gefragt, eine
europäische Antwort auf den großen
weltweiten Bedarf nach Entwicklung
und Infrastrukturausbau zu geben. Die
zentrale Frage ist, wie wir Menschen-
rechte, gute Arbeit und nachhaltige Per-
spektiven in Globalisierungsprozesse
mit einbringen.

Sollte der chinesische Staatskonzern
und Netzwerkausrüster Huawei beim
Ausbau des Mobilfunkstandards G5
hierzulande zum Zuge kommen dür-
fen?
Ich bin gegen Panikmache und auch ge-
gen ein grundsätzliches Verbot. Aber
man sollte gegenüber chinesischen Groß-
konzernen nicht naiv sein. Die Verbin-
dung von Politik und Wirtschaft ist in
China sehr viel enger als das bei uns der
Fall ist. Es gibt keine wirklich unabhängi-
ge Rolle der Wirtschaft. Wir werden sehr
genau hinschauen müssen, welche Tech-
nik wir welchem Unternehmen in die
Hand geben. Und vor allem müssen wir
unsere kritischen Infrastrukturen europä-
isch aufstellen. Die Sicherheit unserer In-
frastruktur muss Priorität haben.

China wird vorgeworfen, eigene Un-
ternehmen zu subventionieren, auslän-
dischen Firmen den Marktzugang er-
schweren und sie zum Technologie-
Transfer zu zwingen. Ist das Land ein
fairer Handelspartner?
Die Zeiten, in denen China für sich re-
klamieren konnte, als Entwicklungsland
seinen eigenen Markt schützen zu müs-
sen, sind vorbei. Es gilt weiterhin, mit
China hart darüber zu verhandeln, dass
für alle Seiten gleiche Rahmen- und
Wettbewerbsbedingungen gelten müssen.
Das ist im Moment definitiv nicht so
und das ist ein Problem.

Wer sitzt im Handelsstreit zwischen
der USA und China eigentlich am län-
geren Hebel: Die nach wie vor größte
und innovativste Volkswirtschaft jen-
seits des Atlantiks oder die in Fernost
mit ihren knapp 1,4 Milliarden Konsu-
menten?
Wichtig ist, dass Europa weiß, dass es ei-
nen Hebel in der Hand hat und diesen
Hebel müssen wir nutzen. Mit ihrem ge-
meinsamen Binnenmarkt sind die EU-

Staaten zusammengenommen eine riesi-
ge und innovative Volkswirtschaft, deren
Bruttoinlandsprodukt größer ist als das
Chinas und übrigens auch das der USA.
Deshalb ist es so wichtig, dass wir uns in
der EU auch außenpolitisch stärker ge-
meinsam aufstellen, um das Gewicht,
dass wir haben, weltweit besser einbrin-
gen zu können, wenn es darum geht, un-
sere Regeln, unsere Werte und unsere
Vorstellungen einer sozialen Marktwirt-

schaft zu einer globalen Grundlage zu
machen.

Die Volksrepublik nimmt für sich in
Anspruch, einem Milliardenvolk ein
Dach über dem Kopf, Lese- und Schreib-
fertigkeiten, Essen im Bauch, Kranken-
versorgung und Zukunftsaussichten ge-
geben zu haben. Gehen Sie davon aus,
dass sich China eines Tages auch demo-
kratisiert, wie man es sich hierzulande
vorstellt?
Ohne die Leistungen der Chinesinnen
und Chinesen wäre die globale Armuts-
bekämpfung noch lange nicht dort ange-
kommen, wo sie heute ist. Was dort in ei-
nem kurzen Zeitraum an Entwicklung
vollbracht worden ist, ist eine Leistung,
die man hoch anerkennen muss. Ich hof-
fe sehr, dass es auch gelingt, Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie in einem stabi-
len politischen chinesischen System zu
verankern.

Dringt man mit dem Argument
durch, dass ohne politische Modernisie-
rung, also zum Beispiel ohne Rechts-
staatlichkeit und Einhaltung von Men-
schenrechten, China die nächsten Ent-
wicklungsschritte nicht hinbekommen
könnte?
Ich denke, es gibt hier keinen Automatis-
mus. Das heutige China zeigt, dass ein
autoritäres Entwicklungsmodell nicht
zum Scheitern verurteilt sein muss, wenn
es sich gegenüber diesen Werten nicht
öffnet. Die Hoffnungen nach 1989, dass
das Modell der westlichen Demokratien
und der sozialen Marktwirtschaft die
Welt erobert, sind nicht eingetreten. Das
macht es für uns zu einer umso größeren
Herausforderung, eine Alternative darzu-
stellen.

Sehen Sie die Gefahr einer neuen,
einer unfreien und autoritär durch die
Hightech-Macht China dominierten
Welt?
Es liegt vor allem an uns, wie sehr China
in eine solche Rolle hineinwachsen kann.
China ist für uns eine Herausforderung,
es zwingt uns dazu, uns darüber zu ver-
ständigen, wie wir leben wollen, welches
unsere Werte sind, wie wir unsere Frei-
heit garantieren und was wir bereit sind
zu tun, um diese zu erhalten. Das sind
Fragen, die stellt China an uns und die
können wir nur mit einem Blick auf uns
selbst beantworten.

Kritiker auf chinesischer Seite
könnten einwenden, dass es der Westen
mit diesen Werten in Hongkong und
Macau erst zu dem Zeitpunkt sehr ge-
nau nahm, als klar war, dass diese
einstigen europäischen Kolonien ins
Mutterland zurückkehren werden.
Das mag sein. Aber von offizieller chine-
sischer Seite wäre dieser Vorwurf nicht
besonders glaubwürdig, weil sie ja selbst
diese Werte nicht teilt. Diesen Vorwurf
kann von denjenigen erhoben werden,
denen an der Einhaltung und Durchset-
zung westlicher Werte, Demokratie, Men-
schenrechte und Freiheit liegt.

Das Gespräch führte
Alexander Heinrich. T

Dagmar Schmidt (SPD) ist seit 2013
Abgeordnete im Deutschen
Bundestag und Vorsitzende

der Deutsch-Chinesischen
Parlamentariergruppe.

© Susie Knoll

»Nicht
naiv
sein«
Dagmar Schmidt Die Vorsitzende
der Deutsch-Chinesischen Par-
lamentariergruppe wirbt für
europäische Geschlossenheit im
Umgang mit Peking

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Klassisches Eigentor
CONTRA China will Stärke zeigen – und offenbart da-

bei nur seine Schwäche. Dass das Reich der
Mitte zwei Ausschüssen des Bundestags die
Einreise verweigert, weil Abgeordnete sich

für Menschenrechte und Minderheiten wie die von
Peking verfolgten muslimischen Uiguren engagieren,
ist nicht akzeptabel. Insofern ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, dass Bundestag wie Bundesregierung
dagegen lautstark protestieren, öffentlich wie hinter
den Kulissen. Nur wer etwas zu verbergen hat oder
kritische Fragen scheut, greift zu solchen Maßnah-
men. Freie Gesellschaften haben dies nicht nötig.
Aber deswegen gleich das ganz große diplomatische
Besteck auspacken und das ohnehin komplexe Ver-
hältnis weiter belasten? Berlin sollte bei aller be-
rechtigter Kritik Gelassenheit zeigen und nicht sei-
nerseits Öl ins Feuer gießen. Nichts wäre gewonnen.
Es geht schließlich darum, im Dialog zu bleiben und
die bestehenden Gesprächskanäle weiterhin zu nut-
zen, dabei aber Klartext zu reden und seine Position
deutlich zu machen. Das ist kein Kotau vor Peking.
Im Gegenteil, es ist Ausdruck von Souveränität, auf
das alttestamentarische Prinzip des „Auge um Auge
und Zahn um Zahn“ zu verzichten. Die kommunisti-
schen Machthaber mögen einen kurzfristigen Erfolg
feiern, vor den Augen der Welt blamieren sie sich.
Auf Dauer können sie sich nicht taub stellen. Die
Nicht-Reise der Ausschüsse hat eine viel größere
Aufmerksamkeit zur Folge als die Reise, nun werden
erst recht die Menschenrechtssituation und die Lage
der Uiguren thematisiert, jedenfalls mehr als Peking
recht ist. Ein klassisches Eigentor, weil die politische,
ökonomische und auch militärische Großmacht Chi-
na in diesem Falle ziemlich kleinkariert gehandelt
hat.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 14.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Martin Ferber,
»Badische Neueste
Nachrichten«, Karlsruhe
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GASTKOMMENTARE
WENIGER NACHSICHT MIT CHINA?

Verzagter Westen
PRO Peking hat Delegationen des Menschrechts-

ausschusses und des Ausschusses Digitale
Agenda des Bundestags die Einreise nach
China verweigert. Die chinesische Führung

zeigt damit, dass sie es längst nicht mehr für nötig
hält, sich lästigen Fragen zu ihren exorbitanten
Menschenrechtsverletzungen auszusetzen. Allein in
der Provinz Xinjiang wurden seit 2017 schätzungs-
weise mehr als eine Million Menschen, meist musli-
mische Uiguren, in „Umerziehungslagen“ inter-
niert.
Kritik an diesen Praktiken wird von westlichen Re-
gierungen kaum noch artikuliert – geschweige
denn, dass Konsequenzen erwogen würden. Die Eu-
ropäer fürchten, das könnte ihre Wirtschaftsbezie-
hungen zu der aufstrebenden Supermacht beein-
trächtigen. Auch bei dem handelspolitischen Kon-
frontationskurs Donald Trumps gegenüber China
spielt die dortige Menschenrechtslage keine Rolle.
Der US-Präsident hat sogar öffentlich seine Bewun-
derung für Pekings starken Mann Xi Jinping bekun-
det. Unterdessen etabliert das chinesische Regime
ein System totaler elektronischer Überwachung, mit
dem es jede Bewegung seiner Bürger kontrolliert.
Dies droht zum Modell zukünftiger autoritärer Herr-
schaft weltweit zu werden.
Der Mut, mit dem sich die Bevölkerung Hongkongs
derzeit gegen die drohende Gleichschaltung durch
das chinesische Regime auflehnt, sollte den verzag-
ten Westen beschämen. Gerechtfertigt wird das Ku-
schen vor Peking mit der Notwendigkeit einer „rea-
listischen“ Interessenspolitik. Doch Menschenrech-
te sind kein weltpolitisches Orchideenthema. Las-
sen die westlichen Demokratien totalitäre Systeme
beim Ausbau und der Perfektionierung ihrer Herr-
schaft leisetreterisch gewähren, werden sie selbst
bald nach ihrer Pfeife tanzen müssen.

Richard Herzinger,
»Die Welt«,
»Welt am Sonntag«, Berlin
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Globalisierung made in China
NEUE SEIDENSTRASSE Peking investiert Milliarden in ein weltumspannendes Netz aus Handelsrouten

A
n einem Tag im Mai 2017
erfährt Chinas Führung so
viel Lob von den Welten-
lenkern, die sie in Peking
zusammengerufen hat,
dass es stutzig machen

muss. Hunderte Vertreter von Regierungen
und internationalen Organisationen, da-
runter 27 Staats- und Regierungschefs, ha-
ben sich im Nationalen Kongresszentrum
neben dem Pekinger Olympiastadion ver-
sammelt. Das Seidenstraßen-Forum, erstes
Treffen seiner Art, soll dem chinesischen
Jahrhundertprojekt einen Schub verpassen.
Die Neue Seidenstraße habe das Potenzial,
dem Terrorismus ein Ende zu setzen,
schwärmt der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan. Russland habe Chinas Vi-
sion von Anbeginn unterstützt, versichert
der russische Präsident Wladimir Putin. Pa-
kistan bewundere China für die Initiative,
schmeichelt der damalige pakistanische
Premier Nawaz Sharif.
Zu den wenigen, die nicht in den Jubel
einstimmen, gehört die als Vertreterin Ber-
lins angereiste damalige Bundeswirt-
schaftsministerin: Natürlich brauche die
Welt bessere Infrastruktur, sagt Brigitte Zy-
pries (SPD). Wer die bauen wolle, möge
sich jedoch an internationale Arbeits- und
Umweltstandards halten und die Aufträge
transparent vergeben. Lange vor Ablauf ih-
rer Redezeit verlässt sie das Rednerpult be-
reits wieder.
Damit sind die zwei Positionen markiert,
die die Debatte um Chinas Neue Seiden-
straße bis heute prägen. In ihrem Rahmen
sollen nach dem Willen Pekings weltweit
Brücken, Häfen, Bahntrassen, Straßen,
Kraftwerke, Pipelines und Mobilfunknetze
instand gesetzt, erweitert oder neu gebaut
werden – für angeblich bis zu 1.000 Milli-
arden US-Dollar. Neue Handelsabkom-
men, aber auch kultureller und wissen-
schaftlicher Austausch, sollen diese Investi-
tionen flankieren.
Es geht um nicht weniger als eine neue Art
der Globalisierung, made in China. Außer-
dem will die Regierung der Volksrepublik
die Wirtschaft des Landes modernisieren
und China zu einer Hightech-Nation um-
bauen. Es dürfte die Konjunktur stabilisie-
ren, wenn die bisherigen Wachstumstreiber
im Zuge der Neuen Seidenstraße mehr ex-
portieren könnten. Dazu gehören auch die
chinesischen Bau-, Bahn- und Energiekon-
zerne, die schon seit der Jahrtausendwende
Großprojekte in Afrika umgesetzt haben.

Geopolitische Interessen Die Befürwor-
ter betrachten die Initiative als segensreich:
Sie werde für Entwicklung und Arbeitsplät-
ze sorgen und die Welt enger zusammen-
rücken lassen. Profitieren könnten vor al-
lem Entwicklungsländer, die kaum Zugang
zum internationalen Finanzmarkt haben
und derlei Projekte aus eigener Kraft nicht
stemmen können. Kritiker erkennen dage-
gen einen Masterplan, um die Weltwirt-
schaft auf chinesische Bedürfnisse auszu-
richten, fremde Märkte enger an China zu
binden und so nicht nur die ökonomi-
schen, sondern auch die geopolitischen In-
teressen Pekings durchzusetzen.

Der chinesische Staats- und Parteichef Xi
Jinping hat die Idee erstmals im September
2013 bei einer Rede vor Studenten im kasa-
chischen Astana vorgestellt. Welche Bedeu-
tung die Regierung der Initiative beimisst,
zeigt sich daran, dass die Propaganda na-
helegt, Xi persönlich habe die Idee dazu
entwickelt. 2017 wurde sie in die Verfas-
sung aufgenommen. Die politische Koor-
dination obliegt einem Gremium, dem Vi-
zepremier Han Zheng vorsitzt, als Mitglied
des Ständigen Ausschusses
des Politbüros einer der sie-
ben mächtigsten Männer
des Landes. Höher kann
man ein Vorhaben in China
nicht hängen.
Was es allerdings konkret
umfasst, ist kaum zu sagen.
Folgt man der Zählung der
staatlichen Nachrichten-
agentur Xinhua, zeigt sich
zwar, dass Ende April 2019
bereits 126 Länder und
29 internationale Organisa-
tionen Kooperationsabkom-
men mit China unterzeichnet haben. Als
Teilnehmerländer im engeren Sinne gelten
71 Staaten. Doch Peking hat nie definiert,
welche Kriterien ein Projekt zu erfüllen
hat, um als Teil der Neuen Seidenstraße zu
gelten. Auch ein Datum, wann die Initiati-
ve ihren Abschluss finden soll, wurde nicht
festgesetzt. Eine Liste anerkannter Projekte
oder Partnerunternehmen existiert nicht.
Der deutsche China-Thinktank Merics hat
eine umfangreiche, wenngleich nicht er-
schöpfende Datenbank aufgesetzt, die letz-

teres nachzuholen versucht; laut den Berli-
ner Forschern hat China bis 2018 im Rah-
men der Initiative immerhin schon
70 Milliarden Dollar in Infrastrukturpro-
jekte investiert. Das Reconnecting Asia Pro-
ject des Washingtoner Center for Strategic
and International Studies (CSIS) kam für
den Zeitraum von 2014 bis 2017 alleine für
Transportinfrastruktur – also ohne Kraft-
werke oder IT – auf etwa 90 Milliarden
Dollar. Das American Enterprise Institute,

das Investitionen aus allen
Sektoren mit einbezieht,
hatte für denselben Zeit-
raum schon ein Gesamt-
volumen 340 Milliarden
Dollar errechnet. Die Fi-
nanzierung stammt in vie-
len Fällen von chinesi-
schen Staatsbanken oder
dem eigens eingerichteten
Seidenstraßenfonds, doch
auch multilaterale Geber
wie die neue Asian Infra-
structure Investment Bank
oder private Finanzinstitu-

te beteiligen sich.
Fest steht: Die Summen sind erheblich,
aber weit entfernt von den avisierten
1.000 Milliarden Dollar. Am besten ver-
steht man sie als Zielgröße – oder auch:
als Propaganda – aber nicht als Ergebnis
einer detaillierten Kalkulation. Die Neue
Seidenstraße ist demzufolge weniger ein
konziser Plan als eine Vision und eine
Marke. Wie schwammig das Konzept ist,
lässt sich schon daran ablesen, dass nicht
einmal sein Name festgelegt zu sein

scheint: Sprach man zunächst von „One
Belt, One Road“ oder OBOR, ist dieser Ta-
ge „Belt and Road Initiative“ am geläufigs-
ten, kurz BRI.
Mit dem „Gürtel“ ist ein Wirtschaftskorri-
dor in Eurasien gemeint, mit der „Straße“
ein Netz von Schifffahrtsstraßen über die
Meere, die gemeinsam Asien, Afrika und
Europa enger zusammenbinden sollen.
Zuletzt wurden auch Lateinamerika und
die Arktis als Zielregionen genannt, der re-
gionale Fokus weitet sich also. In der Dis-
kussion oft übersehen wird die angestrebte
Digitale Seidenstraße, die neben Investitio-
nen in Netzwerkinfrastruktur auch IT-Stan-
dardisierungen gemäß chinesischen Vor-
stellungen vorsieht.

Historische Metapher Es ist kein Zufall,
dass die Seidenstraßen-Metapher öfter im
Gebrauch ist als die sperrigen Abkürzun-
gen OBOR oder BRI. Auch die historische
Handelsroute war ja keine Straße im Wort-
sinn, sondern ein Infrastrukturgeflecht, das
einen auf China ausgerichteten Handels-
raum zusammenhielt. Zudem spricht aus
chinesischer Perspektive für den Begriff,
dass er für westliche Ohren romantische
Abenteuer mit glücklichem Ausgang trans-
portiert: War es nicht der Europäer Marco
Polo, der über die Seidenstraße China er-
reichte, in die Dienste des Großkhans trat
und später ruhmreich nach Venedig zu-
rückkehrte? Im kulturellen Gedächtnis des
Westens ist die historische Seidenstraße
mit tatkräftigen Europäern verbunden, die
den Osten „entdecken“ und ihn sich aneig-
nen – nicht mit der Vorstellung, dass es

auch einmal andersherum laufen könnte.
Tatsächlich scheint China die PR-Schlacht
bislang für sich zu entscheiden. Nicht nur,
dass chinesische Staatsmedien, allen voran
der in den vergangenen Jahren massiv aus-
gebaute internationale Sender CGTN, in-
tensiv über die Initiative berichten. China
hat zudem eine Belt and Road Media
Community ausgerufen, in der sich
TV-Unternehmen vor allem aus Asien,
Afrika und dem Nahen Osten zusammen-
geschlossen haben. Ihre Aktivitäten reichen
von Co-Produktionen über Journalisten-
preise bis hin zu einem Silk Road Channel,
der gemeinsam mit Content bestückt wer-
den soll. Offenbar haben diese Anstren-
gungen Erfolg: Laut chinesischen Staatsme-
dien hat sich die Bekanntheit der BRI zwi-
schen 2014 und 2017 bei einer 22 Länder
umfassenden Befragung von sechs auf
18 Prozent verdreifacht.
Die Initiative folgt chinesischen Regeln.
Laut dem Direktor des Reconnecting Asia
Projects am CSIS, Jonathan Hillmann, gin-
gen bis Anfang 2018 ganze 89 Prozent der
Aufträge an chinesische Unternehmen. Fir-
men aus dem jeweiligen Gastland erhielten
7,6 Prozent der Verträge, Dritte 3,4 Pro-
zent. Das gibt der Kritik Gewicht, die Ini-
tiative sei in erster Linie ein Förderpro-
gramm für chinesische Staatskonzerne.
Dass Seidenstraßen-Projekte sich häufig
nicht an internationalen Arbeits-, Finanzie-
rungs- und Umweltstandards orientieren,
sondern an denen Chinas, setzt chinesi-
sche Konzerne ebenfalls in vielen Fällen in
Vorteil.
Dessen ungeachtet sind manche der bisher
verwirklichten Projekte auch ein Erfolg für
die Gastländer. So etwa die Wiederbele-
bung des Hafens von Piräus bei Athen. Seit
die China Development Bank 2009 den
Einstieg der staatlichen chinesischen Ree-
derei Cosco finanzierte, hat sich der Um-
schlag von 665.000 auf 4,9 Millionen
Standardcontainer mehr als versiebenfacht;
2019 könnte Piräus zum umsatzstärksten
Hafen des Mittelmeers aufsteigen.
Andere Projekte haben sich dagegen als
weniger vorteilhaft herausgestellt. Das
wohl bekannteste Beispiel hierfür ist der
von chinesischen Firmen gebaute Tiefwas-
serhafen von Hambantota in Sri Lanka.
Zunächst völlig unterausgelastet, wurde er
im Zuge einer Zahlungskrise des Landes
für 99 Jahre verpachtet – und befindet sich
heute im Mehrheitsbesitz eines teilstaatli-
chen Konglomerats mit Sitz in Hongkong.
Die China Merchants Port Holding bekam
darüber hinaus den Zuschlag, im Hinter-
land eine Sonderwirtschaftszone zu entwi-
ckeln, die Hambantota endlich rentabel
machen könnte. Nur werden die Profite
nicht in Sri Lanka verbleiben, sondern
nach China fließen.
Peking hat das den Vorwurf eingebracht,
seine Partner in eine Schuldenfalle zu lo-
cken, um sich dann ihr strategisches Kapi-
tal unter den Nagel zu reißen. Auch wenn
er empirisch schlecht belegt ist, gilt: Je tie-
fer ein Land bei den Chinesen in der Krei-
de steht, desto höher ist der Druck, Kon-
zessionen und eine pro-chinesische Politik
zu machen. Laos und Kambodscha etwa,

die beide am Geldhahn der Volksrepublik
hängen, halten China im südostasiatischen
Staatenbund Asean seit Jahren den Rücken
frei, wenn es um die Besitzansprüche im
Südchinesischen Meer geht. Weite Auf-
merksamkeit erfuhr auch das Unvermögen
der EU, im Juni 2017 Chinas Menschen-
rechtsbilanz in einer gemeinsamen Erklä-
rung zu verurteilen – Griechenland hatte
seine Zustimmung verweigert.

Gegenwind aus dem Westen Doch es
gibt auch Gegenbewegungen. 2018 hat die
EU ihre Konnektivitätsstrategie verkündet,
die ebenfalls auf verbesserte Transportwege
im eurasischen Raum abzielt. USA, Japan
und Australien haben im selben Jahr eine
gemeinsame Offensive zum Bau von Infra-
struktur im indopazifischen Raum verabre-
det. Washington will dafür bis Ende 2019
die U.S. International Development Finan-
ce Corporation auf den Weg bringen und
mit 60 Milliarden Dollar ausstatten.
Angesichts dessen hat Xi beim zweiten Sei-
denstraßen-Forum im April 2019 einige
der Kritikpunkte aufgegriffen. In seiner Er-
öffnungsrede versprach er etwa eine ver-
besserte Transparenz der Projektfinanzie-
rung und ein größeres Augenmerk auf
„grüne“ Entwicklung. Auch werde China
einen „Rahmen für Schuldennachhaltig-
keit“ einrichten, der sich an den Standards
des Internationalen Währungsfonds (IWF)
orientieren solle. Die konziliante Rhetorik
kann jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass sich das Sendungsbewusstsein
der Chinesen seit dem Startschuss erheb-
lich verstärkt hat. Hatte Xi der Welt auf
dem ersten Seidenstraßen-Forum im Mai
2017 zugesichert, China wolle weder sein
Gesellschaftssystem noch sein Entwick-
lungsmodell exportieren, erklärte er eben-
das zum Programm, als er auf dem 19. Par-
teitag im Oktober 2017 eine „neue Ära“
ausrief. Von ihren geostrategischen Zielen
sind die Chinesen kein Jota abgerückt.
Und sie haben Erfolg – auch, weil sie die
Sollbruchstellen des Westens für sich zu
nutzen wissen. Trotz der um sich greifen-
den Skepsis hat sich das klamme Italien im
März 2019 als erstes G7-Land der Neuen
Seidenstraße offiziell angeschlossen. Die
Regierung in Rom hofft auf Investitionen
in die Häfen von Genua und Triest, ganz
wie beim Vorbild Piräus. In Großbritan-
nien hat Boris Johnson schon am Tag, als
er zum Premier gewählt wurde, seine „Pro-
China“-Haltung zum Ausdruck gebracht:
„Wir sind sehr enthusiastisch über die Belt
and Road-Initiative“, sagte er dem Hong-
konger Sender Phoenix TV. Bislang sieht es
nicht so aus, als hätten die EU und die
USA der chinesischen Verlockung wirklich
etwas entgegenzusetzen. Georg Fahrion T

Der Autor ist Reporter mit Schwerpunkt
Asien beim „Spiegel“ in Hamburg.

Die Präsidenten Russlands, Chinas und der Türkei, Wladimir Putin, Xi Jinping und Recep Tayyip Erdogan (vorne von links nach rechts), im Mai beim Seidenstraßen-Forum in Peking. Das Megaprojekt umfasst unter anderem Straßen und Schifffahrtsrouten und soll Chinas glo-
balen Einfluss ausbauen. Bereits in Betrieb ist die Zugverbindung Duisburg-Chongqing (unten rechts). Der griechische Hafen von Piräus (oben rechts) gehört seit 2016 mehrheitlich einer chinesischen Reederei. © picture-alliance/SergeyGuneev/Pool/Sputnik/Photoshot/duisport/dpa

»Wir werden
der Welt und
allen unseren

Völkern echten
Mehrwert
bringen.«

Xi Jinping,
Staats- und Parteichef

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Ein Krieg mit lauter Verlierern
WIRTSCHAFT US-Präsident Trump glaubt, aus einem Handelskrieg mit China als Sieger hervorgehen zu können. Er könnte irren

A
n diese Rede wird Bill
Clinton sicherlich nicht
gern erinnert. Es war im
März 1999. Vor den Häu-
sern des Kongresses warb
der damalige US-Präsident

für den Beitritt Chinas zur Welthandelsor-
ganisation. Die Welt werde nicht mehr die
gleiche sein, versprach er. Die Chinesen
würden mit dem Beitritt dazu gebracht
werden, den Amerikanern ihre Märkte zu
öffnen. Hollywood werde davon ebenso
profitieren wie General Motors oder die
Farmer im Mittleren Westen. „Wir werden
in der Lage sein, Produkte zu exportieren,
ohne jedoch Jobs auszulagern“, war Clin-
ton überzeugt. Dass es genau umgekehrt
kommen würde, hatten selbst die schärfs-
ten Kritiker nicht vermutet.
Zunächst waren es Textilien oder Spielzeug
„Made in China“, die die Regale der ameri-
kanischen Discounter und Kaufhäuser füll-
ten. Dann kamen Kühl-
schränke, Klimaanlagen,
Flachbildschirme und
Spielekonsolen hinzu. Es
dauerte nur wenige Jahre,
bis weit mehr als die Hälf-
te aller Konsumartikel in
den USA aus der Volksre-
publik kamen.
Das war zunächst zum bei-
derseitigen Nutzen: Die
Produkte für den US-Markt
konnten in China wesent-
lich günstiger hergestellt
werden. Die Konsumenten
zwischen New York und San Francisco pro-
fitierten von den niedrigeren Preisen. Im
Gegenzug bekam China Arbeitsplätze, Ab-
satzmärkte für seine Güter und Wirt-
schaftswachstum.

Längst nicht mehr nur Nachahmer Doch
die Kluft wurde größer. Hatte China noch
2003 nur wenig mehr in die Vereinigten
Staaten ausgeführt als eingeführt, liegen
Chinas Leistungsbilanzüberschüsse gegen-
über den USA heute bei über 420 Milliar-
den Dollar. Für die Industrie in den USA
war diese Entwicklung verheerend. Denn
in den USA, gingen genau jene Arbeitsplät-
ze verloren, die sich in China entwickelten.
Damit nicht genug. Auch der Warenkorb
änderte sich. Anfangs waren es einfache
Produkte wie Textilien und Spielwaren, die
US-Unternehmen bereitwillig nach China
auslagerten. Längst werden auch hochwer-
tige Güter wie Computer und Smartpho-
nes dort hergestellt. Daraus haben sich
neue technische Fertigkeiten entwickelt,
die heute in China immer mehr zum Tra-
gen kommen. Chinesen sind nicht mehr
länger blinde Kopierer, die bloß das nach-
bauen, was Ingenieure und Designer in
den USA oder Japan entwickelt haben. Er-
gänzt mit der von der Regierung unter-
stützten Offensive „Made in China 2025“
ist die Volksrepublik auf bestem Wege,
selbst zum Technologieführer aufzustei-

gen. „In einigen Bereichen sind chinesische
Unternehmen bereits in der Top-Liga ange-
kommen“, schreiben Max Zenglein und
Anna Holzmann von Merics, dem China-
Institut in Berlin. So stammten sieben der
zehn wichtigsten Batteriehersteller für
E-Fahrzeuge aus China.
US-Präsident Donald Trump hat sich zum
Ziel gesetzt, diese Schere zu schließen. Im
Wahlkampf hatte er seinen Anhängern ver-
sprochen, den großen Rivalen ökonomisch
bändigen zu wollen, warf China unsaubere
Methoden vor. Die kommunistische Füh-
rung in Peking subventioniere Unterneh-
men und verschaffe ihnen so Wettbewerbs-
vorteile, sie betreibe Industriespionage.
Wenn die ausländische Konkurrenz doch
ins Land dürfe, dann nur unter Preisgabe
ihres Technologievorsprungs. Die Chinesen
hätten zudem jahrelang ihre Währung
künstlich niedrig gehalten, um sich auch
auf diese Weise Exportvorteile zu verschaf-

fen.
Was Trump bei der Verhän-
gung der Strafzölle offenbar
bis heute nicht begriffen
hat: Jedem Exportüber-
schuss, den China gegen-
über den USA erzielt, steht
ein Rückfluss an Kapital ge-
genüber. Das ist Handelslo-
gik. Konkret bedeutet das:
Amerika kauft Waren von
China und bezahlt sie mit
US-Dollar. Mit diesen Dol-
lar kauft die Volksrepublik
wiederum größtenteils

amerikanische Staatsanleihen – und ge-
währt damit den USA Kredit.

Quelle der US-Staatsfinanzierung Man-
gels Alternativen hat China einen Großteil
seiner Überschüsse in US-Schuldpapieren
angelegt. Chinesische Gläubiger halten
US-Staatsanleihen und andere Schuldtitel
im Wert von wahrscheinlich 1,15 Billionen
Dollar. China ist damit der größte Finan-
zier der US-Regierung. Wenn das Handels-
defizit nun wegen der Strafzölle sinkt,
schwindet für Trump seine wichtigste
Quelle bei der Staatsfinanzierung – nicht
unwichtig angesichts einer Staatsverschul-
dung von inzwischen mehr als 20 Billio-
nen Dollar.
Seit anderthalb Jahren tobt der Handels-
krieg zwischen den beiden größten Volks-
wirtschaften. Zunächst erhob Trump Straf-
zölle auf Stahl und Aluminium. Inzwi-
schen hat er auf so ziemlich alle Waren aus
der Volksrepublik zusätzliche Strafzölle er-
hoben. Der Warenwert beläuft sich auf
mehr als halbe Billion Dollar. China rea-
gierte zunächst mit Gegenzöllen auf Ein-
fuhren aus den USA „in ähnlicher Höhe“,
wie es die Staatsführung betonte. Das Pro-
blem für die chinesische Führung: Die
Volksrepublik importiert eben nicht so viel
aus den USA wie umgekehrt. Und so hat
China damit begonnen, sich auch auf an-
dere Weise zu rächen.

So wertet die chinesische Führung ihre
Währung wieder ab, um auf diese Weise die
Strafzölle auszugleichen. Zudem droht Pe-
king damit, die Ausfuhr von Seltenen Erden
in die USA zu stoppen. China besitzt nahe-
zu ein Monopol auf diese für die Hightech-
Branche so wichtigen Metalle. Die USA wie-
derum gehen gezielt gegen chinesische Un-
ternehmen vor, etwa Huawei. Trump wirft
Chinas erfolgreichstem Technologie-Kon-
zern Spionage vor und fordert auch andere
Länder auf, beim Ausbau des so wichtigen
5G-Netzwerkes auf die Technik aus der
Volksrepublik zu verzichten.

Trump will Rivalen bremsen Spätestens
dabei wird deutlich, dass es Trump längst
nicht nur um Zollsätze und Handelsbi-
lanzüberschüsse geht. Er will China als
ernst zu nehmenden Rivalen stoppen. In
den USA steht er dabei keineswegs alleine
da. Auch aus den Reihen der oppositionel-

len Demokraten gibt es Stimmen, die in
Chinas Aufstieg eine Bedrohung der Super-
macht USA sehen.
Konkret fordert Trump die chinesische
Führung auf, ihre Subventionspolitik im
Hochtechnologiesektor zu stoppen. Das
aber kommt für die Kommunistenführer in
Peking nicht infrage. Staats- und Parteichef
Xi Jinping hat „Made in China 2025“ ins
Leben gerufen. Diese Offensive aufzuge-
ben, würde ihn im eigenen Land als
Schwäche ausgelegt werden.
Offiziell war die chinesische Führung zu-
nächst darum bemüht, auf Trumps Atta-
cken nicht allzu aggressiv zu kontern.
„China will keinen Handelskrieg“, hieß es
noch in einem Leitfaden des chinesischen
Staatsrats von Ende des vergangenen Jah-
res. Das Land sei weiter gesprächsbereit.
Doch in den Staatsmedien hat sich der Ton
verschärft: Die USA wandelten sich von ei-
nem „Gründer zu einem Saboteur der glo-

balen Ordnung“, hieß es im Frühjahr in ei-
nem Leitartikel des KP-Organs Global Ti-
mes. Ein Kommentator der etwas modera-
teren China Daily schrieb von „Unterdrü-
ckung der Entwicklung Chinas“. Darauf
könne und dürfe Peking sich nicht einlas-
sen.

Langer Konflikt erwartet Noch finden
weiter Verhandlungen statt. Doch bei
Trump lässt sich überhaupt nicht erken-
nen, ob er bei den Verhandlungen einer
bestimmten Strategie folgt. Mal redet er
von seinem „Freund Xi“ und dass die Ver-
handlungen kurz vor dem Durchbruch
stünden. Im nächsten Moment nimmt er
alles wieder zurück und verkündet weitere
Strafzölle. Hat die Führung in Peking an-
fangs noch geglaubt, mit Pomp und Glit-
zer und ein paar Zusagen ließe Trump sich
umstimmen, geht sie inzwischen von ei-
nem lange andauernden Konflikt aus.

Dabei zweifeln selbst Experten in den USA,
ob höhere Zölle wirklich zur Rückverlage-
rung von Arbeitsplätzen führen, wie es
Trump darstellt. Auch bei höheren Zöllen
bleiben die Produktionsstandorte in China
günstiger oder die Unternehmen weichen
auf andere Standorte auf der Welt aus. Zu-
nächst einmal werden die Preise bei den
Käufern in Amerika aufgeschlagen. Leidtra-
gende dieses Handelskrieges sind jedoch
keineswegs nur die amerikanischen Konsu-
menten, für die ihre Konsumgüter immer
teuerer werden. Insbesondere deutsche
Konzerne haben in ihrer Produktionskette
ein dichtes Netz gespannt. Sie produzieren
sowohl in den USA als auch in China für
den Weltmarkt. Auch sie sind von den hö-
heren Zöllen betroffen. Abgesehen davon
leidet die Weltwirtschaft als ganze – mit je-
der weiteren Eskalationsstufe. Felix Lee T

Der Autor ist Redakteur bei der taz.

Komplizierte Beziehungsgeschichte: US-Präsident Donald Trump (links) und sein chinesischer Amtskollege Xi Jinping am Rande des G-20 Gipfels in Osaka im Juni © picture-alliance/AP Photo

China ist
dabei, selbst

zum welt-
weiten Tech-
nologieführer
aufzusteigen.

Ein eigenes Betriebssystem als erhoffter Befreiungsschlag
UNTERNEHMENSPOLITIK Chinas größter Technologie-Konzern Huawei arbeitet an einer eigenen Softwarelösung. Beobachter sehen einen Erfolg skeptisch

Der Name kommt der kommunistischen
Führung in Peking sehr gelegen. „Hong
Meng“ soll das neue Betriebssystem von
Huawei heißen, auf chinesisch klingt das
übersetzt wie „der rote Traum“. Staats- und
Parteichef Xi Jinping hatte kurz nach Amts-
antritt den „chinesischen Traum“ beschwo-
ren. Und was die Entwicklung eines eige-
nen Betriebssystems betrifft, könnte dieser
Traum nun schneller in Erfüllung gehen
als vor Kurzem noch erwartet – dank US-
Präsident Donald Trump.
Mit Hong Meng OS will der chinesische
Technologie-Riese und Smartphone-Her-
steller Huawei noch in den nächsten Mo-
naten ein eigenes Betriebssystem auf den
Markt bringen. Auf einer Pressekonferenz
im Juni kündigte Huawei-Spitzenmanager
Yu Chengdong an, dass das neue Betriebs-
system Android-Apps neu kompilieren
und dadurch bis zu 60 Prozent schneller
sein werde. Schon im Herbst soll die Soft-
ware für die ersten Kunden einsatzbereit
sei. In Europa soll Hong Meng unter der
Bezeichnung Harmony OS auf die Huawei-
Smartphones installiert werde.
Pläne für ein eigenes Betriebssystem hegt
Chinas größter Technologie-Konzern
schon seit einer Weile. Mehr als 80.000 In-
genieure und Software-Entwickler arbeiten
für das Unternehmen, umgerechnet rund
13 Milliarden Euro gibt Huawei jährlich
für Forschung und Entwicklung aus. Doch

außerhalb Chinas sind die meisten Nutzer
Android gewohnt, also stattete auch Hua-
wei seine Geräte bislang mit der Google-
Software aus. Doch nun ist Eile geboten.
Mitte Mai weitete Trump im Handelsstreit
mit China seine Attacke auf Huawei aus.
Der US-Präsident bezichtigt den chinesi-
schen Konzern der Spionage. Huawei ist
nicht nur ein großer Smartphone-Herstel-

ler, sondern auch Weltmarktführer beim
Aufbau von Netzwerken. Trump ließ Hua-
wei auf eine schwarze Liste setzen und un-
tersagte den amerikanischen Netzbetrei-
bern, Ausrüstung von dem chinesischen
Ausstatter zu kaufen – das sei zu unsicher.
Beweise für diese Vorwürfe ist Washington
bis heute schuldig geblieben. Trotzdem
forderte Trump auch die Europäer auf, auf

Technik der Chinesen zu verzichten. Das
allerdings bringt nicht zuletzt die deut-
schen Netzbetreiber massiv in Bedrängnis,
liegen sie mit dem 5G-Ausbau ohnehin
schon weit hinter ihrem Zeitplan. Die Bun-
desregierung ist der Aufforderung der USA
bislang nicht gefolgt.
Für Huawei zeigte Trumps Dekret dennoch
Wirkung. Google erwägt, Huawei das

Handy-Betriebssystem Android und andere
Google-Dienste nicht mehr zur Verfügung
zu stellen. Damit ginge für Huawei-Nutzer
auch der Zugriff auf Googles Play Store
verloren. Die Entwicklung eines eigenen
Betriebssystems ist für Huawei die Flucht
nach vorn.
In China sind die meisten Google-Dienste
wegen der chinesischen Zensur ohnehin
gesperrt. Auch Anwendungen wie der
Playstore von Google, die Maps, aber auch
WhatsApp, Youtube und Snapchat kennen
die meisten Chinesen nicht. Sie haben ihre
eigenen Anwendungen. Doch wird Huawei
die Etablierung eines eigenen Betriebs auch
weltweit gelingen?
Der Trump-Schock könnte diese Entwick-
lung beschleunigen, glauben Analysten
und bezeichnen Trumps Exportbeschrän-
kungen gegen China als Eigentor. „Je mehr
Vertrauen die USA verlieren, desto mehr
würden sich Handelspartner weltweit nach
Alternativen umsehen“, wird Zhao Minyu-
an, Ökonom an der Universität Pennsylva-
nia, bei Bloomberg zitiert. Zum Teil pas-
siert das auch schon. In Europa und Nord-
amerika ist Huaweis Verkauf von
Smartphones zwar eingebrochen. Im Rest
der Welt boomt das Geschäft weiter.
Dan Wang vom unabhängigen Wirtschafts-
forschungsinstitut Gavekal ist dennoch
skeptisch. Ohne Zugang zu US-Technolo-
gien werde Huawei nicht lange überleben,
da das Smartphone- und das Netzwerkge-
schäft US-Komponenten benötigten, die
nicht einfach ausgetauscht werden könn-
ten. So setze Huawei für sein Netzwerkaus-
rüstungsgeschäft Speziallaser von US-Fir-
men ein – zumal auch Firmen aus anderen
Ländern auf Druck der USA ihre Zusam-

menarbeit mit China nun infrage stellen.
Huawei drohe der Iran-Effekt. Für Europa
dürfte Trumps Huawei-Bann zur Folge ha-
ben, dass sich der 5G-Netzausbau erheb-
lich verzögern wird. Besonders die Deut-
sche Telekom setzt weiter auf Huawei und
war bislang wenig um Alternativen be-
müht. Das könnte sich rächen. flee T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der Stand von Huawei beim Mobile World Congress in Shanghai in diesem Jahr © picture-alliance/dpa

> STICHWORT
Der Roboterbauer Kuka

> Bilanz Auch der Augsburger Konzern be-
kommt die Verunsicherung wegen des
Handelskriegs zwischen den USA und
China zu spüren. Im zweiten Quartal
2019 halbierte sich der Gewinn im Ver-
gleich zum Vorjahresquartal auf gut
20 Millionen Euro.

> Geschäft in China Von März bis Juni-
gingen die Auftragseingänge um fast
fünf Prozent auf 914 Millionen Euro zu-
rück.Besonders stark war der Rückgang
in China, wo die Aufträge um die Hälfte
einbrachen.

> Ausblick Kuka gehört mehrheitlich dem
chinesischen Midea-Konzern. Der chine-
sische Aufsichtsratschef hat sich zuletzt
für einen Verbleib des Stammsitzes in
Augsburg ausgesprochen. Zugleich lä-
gen die Chancen beim Erobern neuer
Wirtschaftszweige vor allem auf dem
chinesischen Markt, der der größte
Markt für Robotik und Automation sei,
sagte der Aufsichtsratschef.
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R
und vier Jahre ist es her,
dass Peking seinen indus-
triepolitischen Masterplan
„Made in China 2025“
(MIC25) vorgestellt hat.
Im Zentrum stehen zehn

Kernindustrien, in denen China bis zum
Jahr 2025 international wettbewerbsfähige
Unternehmen und bahnbrechende Inno-
vationen hervorbringen will. Bis 2049 soll
das Land zur technologischen Supermacht
aufsteigen. Die Umsetzung läuft bereits
auf Hochtouren und die Auswirkungen
sind über die Grenzen Chinas hinaus zu
spüren.
Der Handelskrieg zwischen China und
den USA gefährdet in Teilen die chinesi-
sche Innovations- und Industriestrategie
„Made in China 2025“. Gleichzeitig aber
dürfte die Auseinandersetzungen zwischen
den beiden Nationen, in der es neben
dem Handelsbilanzdefizit vor allem um
technologische Führerschaft geht, die Ent-
schlossenheit der chinesischen Führung
befördern, so schnell wie möglich techno-
logisch auf eigenen Füßen zu stehen. Der
Druck, weitgehend unabhängige Wert-
schöpfungsketten innerhalb Chinas aufzu-
bauen, ist deutlich gestiegen.
Insbesondere in den vergangenen zwei
Jahren hat Chinas Industrieoffensive deut-
lich an Fahrt aufgenommen. Peking hat
auf Rückschläge und Veränderungen der
politischen, wirtschaftlichen sowie techni-
schen Rahmenbedingungen reagiert. Die
Industriestrategie wurde seit 2015 nach
und nach angepasst, Pilotprojekte gestartet

und massiv in Forschung und Entwicklung
strategisch wichtiger Technologien inves-
tiert. Bis Ende vergangenen Jahres hat die
chinesische Zentralregierung mindestens
445 Dokumente verabschiedet, in denen
sie die Umsetzung der MIC25-Strategie
konkretisiert.

Staatskapitalismus wird optimiert Die
chinesische Führung sucht eine neue Ba-
lance zwischen Markt und Staat, zwischen
Privatunternehmen und
Staatsbetrieben (SOEs).
Viele technologische Fort-
schritte Chinas waren zu-
letzt nur dank innovativer
Privatunternehmen mög-
lich. Dies gilt insbesondere
für Zukunftstechnologien
wie alternative Antriebe,
Künstliche Intelligenz, Big
Data und intelligente Ferti-
gung. Zugleich aber spie-
len SOEs weiter eine zen-
trale Rolle in den für
MIC25 relevanten Sekto-
ren. In sogenannten Schlüsselindustrien,
darunter Schiffsbau, Luftfahrt und Hoch-
geschwindigkeitszüge, sind SOEs immer
noch führend, ebenso wie in Industrien,
die Peking als Pfeiler der technologischen
Entwicklung definiert, darunter Elektronik
und Anlagenbau
Der Privatsektor soll zunehmend dazu
beitragen, SOEs wettbewerbsfähiger und
innovativer zu machen. In Pilotversuchen
zu halbstaatlichen, also gemischten Eigen-

tumsverhältnissen, erwarben private Un-
ternehmen Anteile an einigen der größten
Staatsunternehmen des Landes. Um Chi-
nas SOEs effizienter zu machen, setzt die
Regierung auch auf die Fusion staatlicher
Unternehmen, zum Beispiel in der Bahn-
technik (China Railway Rolling Stock Cor-
poration) oder der Kernenergie (China
National Nuclear Corporation).
Während chinesische Unternehmen in tra-
ditionellen Hochtechnologiebranchen wie

Luftfahrt, Werkzeugbau
oder der Softwareindustrie
bisher nur mühsam mit
ausländischen Wettbewer-
bern Schritt halten kön-
nen, sieht die chinesische
Führung insbesondere bei
intelligenter Fertigung, Di-
gitalisierung und Zukunfts-
technologien ihre große
Chance, eine weltweite
Führungsposition einzu-
nehmen.
In vielen neuen Technolo-
gien spielen chinesische

Unternehmen weltweit bereits in der
obersten Liga mit. Das gilt etwa für die
nächste Generation der IT-Infrastruktur,
wo Huawei und ZTE im Zuge des
5G-Netzausbaus eine globale Vormacht-
stellung für sich beanspruchen. Weitere Er-
folgsbeispiele zeigen sich bei Hochge-
schwindigkeitszügen und der Energietech-
nik im Hochspannungsbereich. Auch bei
der Künstlichen Intelligenz und vernetzten
Fahrzeugen sowie Fahrzeugen mit alterna-

tiver Antriebstechnologie hat China be-
reits viel erreicht. 2017 stammten sieben
der zehn führenden Batteriehersteller für
E-Fahrzeuge aus China, zusammen kamen
sie auf einen globalen Marktanteil von
53 Prozent.

Technologieabhängigkeit Pekings Ab-
hängigkeit von ausländischem Fachwissen
in der Grundlagenforschung und bei Kern-
komponenten ist jedoch nach wie vor
groß und könnte die ambitionierten Pläne
durchkreuzen. Die chinesische Industrie
weist Schwächen ausgerechnet in jenen
Bereichen auf, die grundlegend für die
Entwicklung von Hochtechnologien sind.
Am offensichtlichsten zeigt sich Chinas
Abhängigkeit von ausländischen Techno-
logien und damit seine Verwundbarkeit
bei neuen Materialien, Halbleitern und
Kernkomponenten für komplexe Maschi-
nenanlagen
Die chinesische Regierung tritt an auslän-
dische Unternehmen in strategisch wichti-
gen Industrien heran, um diese zu über-
zeugen, die hochwertigsten Teile ihrer
Wertschöpfungskette nach China zu verla-
gern oder aufzubauen. Ziel ist es, so die
heimische Industrie zu modernisieren und
ganze Wertschöpfungsketten am chinesi-
schen Markt zu etablieren. In der Elektro-
nikindustrie war China damit bereits er-
folgreich.
Chinas Drang an die technologische Welt-
spitze wird die Wettbewerbsfähigkeit an-
derer Länder in vielen Hochtechnologien
schwächen – und das nicht nur auf dem

chinesischen oder heimischen Markt, son-
dern zunehmend auch auf Drittmärkten.
Bereits heute hat MIC25 spürbare Auswir-
kungen auf Europa. So verändert Chinas
Vorpreschen bei neuen Technologien das
Marktumfeld für europäische Unterneh-
men. In Bereichen wie der Künstlichen In-
telligenz, Elektromobilität und der Indus-
trie für E-Auto-Batterien ist China bereits
ein Leitmarkt.

Klare Kriterien Kein ande-
res Land wird in MIC25 im
Kontext intelligenter Ferti-
gung so explizit genannt
wie Deutschland. Die chi-
nesische Industriestrategie
lehnt sich klar an das deut-
sche Konzept der Industrie
4.0 an. In Form umfangrei-
cher deutsch-chinesischer
Kooperationen werden
beispielsweise technische
Universitäten und große
deutsche Forschungsinsti-
tute zu wichtigen Partnern
des chinesischen Fortschritts. Deutschland
und China arbeiten in zahlreichen Techno-
logie-, Industrie- und Innovationskoopera-
tionen gemeinsam an Projekten. Sie rei-
chen von der Grundlagenforschung bis zur
Schulung von Fachkräften und der Anwen-
dung neuer Technologien. Über die Risi-
ken und vor allem langfristigen Auswir-
kungen eines solchen Engagements, etwa
durch Technologietransfer, wurde bislang
nur zögerlich diskutiert.

Um ungewünschten Technologietransfer
zu verhindern, gilt es, entsprechende Krite-
rien für die Zusammenarbeit – vor allem
im Bereich der Forschung und Technik –
zu entwickeln. Zudem sollten auf europäi-
scher Ebene die Koordinierung und der
Informationsaustausch zwischen Unter-
nehmen und Industrieverbänden sowie
Regierungen gefördert und so das europäi-
sche Innovationssystem gestärkt werden.
Chinas Abhängigkeit von ausländischen

Technologien könnte als
Hebel eingesetzt werden,
um europäische Interessen
durchzusetzen. Darüber hi-
naus wäre es ratsam, die ei-
gene Abhängigkeit von kri-
tischen Kernkomponenten,
wie zum Beispiel in der In-
formations- und Kommu-
nikationstechnik, aus Chi-
na zu verringern. Lernen
kann Europa in dieser Hin-
sicht von Japan, Südkorea
und Taiwan, die sich be-
reits vor einiger Zeit auf

Chinas Industriestrategie eingestellt ha-
ben. Sie verfolgen beispielsweise einen
deutlich restriktiveren Ansatz bei For-
schungskooperationen und Investitionen.
Den wirtschaftlichen Beziehungen mit
China hat dies nicht geschadet.

Max J. Zenglein und Anna Holzmann T

Die Autoren forschen am
Mercator Institute for China Studies

(MERICS) in Berlin.

China hat sich auf einen Innovationsmarathon begeben: Bis 2049 will das Land technologische Supermacht werden. © picture-alliance/dpa

Offensive
für die
Industrie
WIRTSCHAFT Die Industriestrategie
»Made in China 2025« wirkt sich
bereits spürbar auf Europa aus

Die chinesische
Führung

sucht eine
neue Balance

zwischen
Markt und

Staat.

Es wäre
ratsam, die Ab-
hängigkeit von
kritischen Kern-
komponenten
aus China zu
verringern.

Peking schwingt die Rohstoff-Keule
SELTENE ERDEN China kontrolliert den Markt mit den metallischen Rohstoffen. Das ist ein Trumpf im Handelskonflikt

Im Handelsstreit mit den USA hält China
einen gewaltigen Trumpf in der Hand: eine
massive Rohstoff-Keule. In der andauern-
den Auseinandersetzung mit den Vereinig-
ten Staaten wird in Peking inzwischen da-
rüber nachgedacht, den USA zumindest
teilweise den Zugang zu bestimmten Selte-
nen Erden zu kappen. Das wäre für die
USA verheerend, denn 80 Prozent der Roh-
stoffimporte stammen aus China.
Seltene Erden – unter dem Oberbegriff
werden 17 metallische Elemente des Peri-
odensystems gefasst – sind aus den High-
Tech-Gesellschaften kaum wegzudenken.
In Batterien, Smartphones, Computer-
chips, Bildschirmen, Elektromotoren und
Windkraftanlagen werden Elemente der
Seltenen Erden genutzt. Mit Elementen wie
Neodym und Praseodym werden beispiels-
weise Hochleistungs-Permanentmagnete
produziert – die wiederum in Motoren,
Kopfhörern und Handys verbaut werden.
Allein der Bedarf für diese Magneten soll
laut einer Studie der Deutschen Rohstoff-
agentur von rund 31.000 Tonnen in 2013
auf 69.600 Tonnen im Jahr 2035 steigen.
Diese steigende Nachfrage spielt in Pekings
Hände, denn China ist der mit Abstand
größte Player auf dem Markt für Seltene Er-
den. 2018 wurden laut Angaben der US-
Behörde „United States Geological Survey“
rund 170.000 Tonnen Seltenerd-Oxide ab-

gebaut. 71 Prozent davon in China. Austra-
lien mit zwölf Prozent und die USA mit
neun Prozent folgen weit abgeschlagen.

Exportkontrollen Was genau die Chine-
sen mit den Seltenen Erden planen, ist un-
klar. Denkbar sind laut Medienberichten
Exportkontrollen und Quoten für die ein-
heimische Produktion. Das alles würde die

Preise in die Höhe schießen lassen. Für die
chinesischen Rohstoffunternehmen wäre
das wirtschaftlich positiv, schon in den ver-
gangenen Wochen stiegen ihre Aktienkur-
se, während die rohstoffhungrigen US-Un-
ternehmen wohl Abstriche bei ihren Mar-
gen machen müssten.
Es wäre auch nicht das erste Mal, dass Chi-
na bei den Seltenen Erden Ernst macht.

Schon 2010 hatte China die Ausfuhr der
Rohstoffe drastisch um 40 Prozent gekürzt
und damit die Preise in die Höhe schießen
lassen. Die Welthandelsorganisation miss-
billigte das 2014. Ebenfalls 2010 schwang
China gegenüber Japan mit der Rohstoff-
keule. Aufgrund eines diplomatischen
Streits hatte Peking für einige Wochen die
Exporte gen Japan faktisch gestoppt.

Vorräte sichern Für die USA hat der Zu-
gang zu Seltenen Erden derweil auch eine
strategische Bedeutung. Denn was im
iPhone verbaut ist, ist auch wichtig für Ra-
keten und Waffensysteme. Entsprechend
hat US-Präsident Donald Trump im Juli
das Verteidigungsministerium damit beauf-
tragt, die Beschaffung von bestimmten
Magneten aus Seltenen Erden zu sichern
und Vorräte aufzustocken. Die sogenann-
ten Samarium-Kobalt-Dauermagnete kön-
nen hohen Temperaturen standhalten und
sind korrosionsbeständig. Sie werden häu-
fig in präzisionsgelenkten Raketen, Bom-
ben und Militärjets verbaut. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Rasante Aufholjagd
INNOVATIONEN Hohe Ausgaben, mehr Patente, viele Studenten

Der Plan der chinesischen Regierung, zu ei-
ner führenden Technologie- und For-
schungsnation aufzusteigen, schlägt sich
schon eindrücklich in Zahlen nieder – ob
bei Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung (F&E), Patentanmeldungen oder Uni-
Absolventen.
So wurden 2017 in der Volksrepublik rund
280 Milliarden US-Dollar für Forschung
und Entwicklung ausgegeben. Das ent-
spricht 2,12 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes. Das von Peking ausgegebene Ziel
liegt bei 2,5 Prozent. Auf Kaufkraftparität
umgerechnet gab China damit
370,6 Milliarden für F&E aus. Nach den
USA mit 476,5 Milliarden US-Dollar ist
das der zweithöchste Wert weltweit.
Der Trend zeigt sich auch bei den Großun-
ternehmen. Unter den globalen Top-
500-Konzernen, die am meisten in F&E in-
vestieren, sind laut einer vergangene Wo-
che veröffentlichen Untersuchung der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EY inzwi-
schen 44 chinesische Firmen, darunter et-
wa Huawei und Alibaba. Stiegen auf die
500 Unternehmen bezogen die F&E-Ausga-
ben um zehn Prozent im Vergleich zum
Vorjahr, waren es bei den chinesischen so-
gar 23 Prozent. Bei den 140 aufgeführten
US-Unternehmen waren es zwölf Prozent
Steigerung; die 35 deutschen Unterneh-
men erhöhten ihre Innovationsausgaben

hingegen nur um neun Prozent. Die Aus-
gaben schlagen offenbar auch auf die Pa-
tentanmeldungen durch. Das chinesische
Patentamt registrierte laut Weltorganisati-
on für geistiges Eigentum 2017 1,38 Mil-
lionen Patentanmeldungen. 2007 waren es
noch rund 245.000. 2017 waren zirka
90 Prozent der Patentanmelder Einheimi-
sche, 2007 nur 62 Prozent. Zum Vergleich:
In den USA wurden 2017 rund 607.000 Pa-
tente angemeldet. In Kraft waren in China
2017 rund 2,1 Millionen Patente, 2007 wa-
ren es rund 272.000.

Unis Mit der Tsinghua University und der
Peking University liegen zwei chinesische
Hochschulen unter den Top-25 des „QS
World University Ranking“. Die chinesi-
schen Unis produzieren zudem mit Ab-
stand die meisten Absolventen in grund-
ständigen natur- oder ingenieurwissen-
schaftlichen Studiengängen. 2014 waren es
1,4 Millionen (USA: 377.000). Auch bei
den erfolgreichen Promotionen liegt China
in diesem Bereich inzwischen knapp vor
den Vereinigten Staaten. Wenig verwunder-
lich ist da, dass die Volksrepublik inzwi-
schen auch im „Global Innovation Index“
weiter oben rangiert. China landete 2019
auf dem von der Schweiz angeführten In-
dex auf Platz 14 (2018: 17), Deutschland
liegt auf dem neunten Platz. scr T
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D
as alljährliche Ritual lässt
sich Chinas Kommunisti-
sche Partei auch im
21. Jahrhundert nicht
nehmen: Zur Eröffnung
des Nationalen Volkskon-

gresses kommen Anfang März knapp 3.000
Abgeordnete in der Großen Halle des Vol-
kes zusammen. Ein roter Stern an der De-
cke ist Lichtquelle und politisches Symbol
zugleich. Haushohe rote Vorhänge sind auf
den Millimeter genau drapiert. Nachdem
der Vorsitzende die Veranstaltung eröffnet
hat, hebt der Dirigent der Militärkapelle
den Taktstock. Alle erheben sich zu Ehren
der Nationalhymne.
Nicht nur die äußeren Symbole, auch die
Phrasen in den langen Reden sind seit den
1960er Jahren praktisch unverändert. Doch
auch wenn die äußere Form dem Beton-
kommunismus ähnelt, sind die Inhalte
verblüffend modern. Die hier alljährlich
vorgestellten Wirtschaftspläne haben es je-
denfalls in sich. Hinter den Zielvorgaben
verbergen sich ausgeklügelte Strategien für
den Weg an die Weltspitze. Sie orientieren
sich pragmatisch an dem, was gerade nötig
ist und was funktioniert.

Flexibel und starr So wie der Volkskon-
gress verbindet das gesamte politische Ge-
füge Chinas eine fast unerträgliche Starre
mit enormer Flexibilität. Es ist den chinesi-
schen Kommunisten gelungen, die Ele-
mente des ursprünglichen Maoismus in ei-
ne einzigartige Ordnung umzuformen. Die
Volksrepublik China ist im Ergebnis das er-
folgreichste Einparteiensystem seit der Ent-
wicklung moderner Staatsformen.

In fünf Jahren wird China sogar das langle-
bigste sozialistische System sein. Dann
werden Chinas Kommunisten länger an
der Macht gewesen sein als die der Sowjet-
union. Statt Krisenzeichen, wie der russi-
sche Sozialismus nach acht Jahrzehnten,
sendet Chinas KP jedoch vor allem Signale
der Stabilität und Stärke. Keiner im Land
wagt Kritik an Präsident Xi Jinping, wäh-
rend im Ausland immer mehr Länder zu
seiner Seidenstraßeninitiative überlaufen
(siehe Seite 3).
Von Anfang hatte die Partei das Sendungs-
bewusstsein, am besten zu wissen, was
richtig für China ist. Selbst
als sie das Land noch
durch verfehlte Wirt-
schaftspolitik in Armut
stieß, behauptete sie: Unser
Weg ist der einzig richtige
für China, der Westen ist
kein Vorbild. Diese Linie
hat die KP auch nach der
blutigen Niederschlagung
von Demonstrationen
1989 durchgehalten. Heu-
te, wo China stärker und
geschlossener wirkt als EU
und USA, fühlen sich die
Vordenker dieser Denkschule bestätigt.
Was aber ist das Erfolgsgeheimnis der chi-
nesischen Kommunisten? Die Spurensuche
lässt sich in Peking beginnen. Jenseits der
starren Rituale des Volkskongresses ist die
kommunistische Partei eine lebendige Or-
ganisation, die schlaue Köpfe anzieht. Liu
Xin (Name geändert) ist ein junges Mit-
glied, 27 Jahre alt, offen homosexuell. Er
ist genauso mit seinem Handy verwachsen

wie alle seine Altersgenossen weltweit. Liu
war vor drei Jahren sehr stolz, Mitglied der
KP zu werden: Die Aufnahmeprüfungen
sind schwer, die Partei nimmt nicht jeden.
„Wir sind eine Eliteorganisation“, sagt er
selbst. Ein Politoffizier habe hm die Auf-
nahme nahegelegt, weil er Jahrgangsbester
seiner Uni war. Dass er schwul sei, störe in
der Partei keinen.
Die Partei ist für junge Mitglieder attraktiv
– und fast jeder mit Ambitionen will Mit-
glied werden. Auch Jack Ma, Gründer der
weltweit zweitgrößten Online-Handelsfir-
ma Alibaba, ist Parteimitglied, so wie mehr

als 100 weitere Milliardäre.
Aber auch für Bauern aus
der Provinz ist die Mitglied-
schaft die Eintrittskarte da-
für, mitreden zu können.
Denn die Partei ist in Chi-
na der Ort der politischen
Willensbildung. Intern gibt
es ein ähnlich breites Spek-
trum an Meinungen wie in
einem Mehrparteiensystem.
Die KPCh hat 90 Millionen
Mitglieder, also mehr, als
Deutschland Einwohner
hat. Zwar gelingt es starken

Machthabern wie Xi zeitweise, uner-
wünschten Ansichten abzuwürgen. Den-
noch reicht die Bandbreite etwa in der
Wirtschaftspolitik vom Ruf nach weitrei-
chender Privatisierung bis zur vollständi-
gen Kollektivierung.
Hier liegt eine ihrer wichtigsten Stärken:
Die Kommunistische Partei Chinas ist
wandlungsfähig. Sie hat es geschafft, die
Marktwirtschaft zum Teil einer sozialisti-

schen Ideologie zu machen. Die von Karl
Marx vorgesehene Abschaffung des Privat-
eigentums ist auf unbestimmte Zeit ver-
schoben. Derzeit läuft andererseits der
Wandel zur Nachhaltigkeit in einer Ge-
schwindigkeit, mit der sich Demokratien
schwertun. Die KP hat zudem die Digitali-
sierung als Chance erkannt und nutzt sie
zur Festigung ihrer Herrschaft.

Fest im Griff Besucher des Landes sollten
sich jedoch von seiner Modernität nicht
täuschen lassen, schreibt Richard McGre-
gor, Autor des Buches „Der rote Apparat“:
„Lenin, der den Prototyp für sozialistische
Länder weltweit entworfen hat, würde sein
Modell sofort wiedererkennen“. Trotz aller
Reformen halte die Partei ihre drei Macht-
säulen fest im Griff: die Kader, die Propa-
ganda und die Armee.
Praktisch jeder Industrie- und Landwirt-
schaftsbetrieb, jede Redaktion, jeder Inter-
netanbieter, jedes Krankenhaus, jede Be-
hörde hat einen Politkommissar und meist
auch eine Parteigruppe. Das garantiert
zwar mitnichten, dass die Beschlüsse aus
Peking überall umgesetzt werden – die ört-
lichen Organisationen entwickeln umso
mehr Eigenleben, je weiter sie von Peking
weg sind. Dennoch handelt hier letztlich
immer die eine Partei. Sie ist wie ein Dach,
das so groß ist, dass darunter verschiedene
Mikrowetter herrschen können.
Das Dorf Luoyi liegt auf der Insel Hainan
ganz im Süden des Landes. Der Dialekt
hier klingt für die Ohren im 2.500 Kilome-
ter entfernten Peking wie eine Fremdspra-
che. Auf dem Dorfplatz treffen wir Li Shao-
qian, ein Parteimitglied aus der Grün-

dungsphase der Volksrepublik. Er ist der
Partei 1944 beigetreten, heute ist er
101 Jahre alt. „Damals, während des
Kampfs gegen die Japaner, war es das ein-
zig Ehrenvolle, sich den kommunistischen
Widerstandskämpfern anzuschließen“, sagt
Li. Später habe Mao der Nation wieder
Größe und Einheit gebracht. Darauf sei er
bis heute stolz.
Hier treffen sich die Ansichten des Bauern
Li und des Betriebswirtschaftlers Liu. Auch
das Jungmitglied hält Einheit und Stabili-
tät für die wichtigsten Argumente für die
Einparteienherrschaft der KP. Auch er
glaubt, dass der Stolz auf
das Erreichte die Chinesen
hinter der KP zusammen-
schweißt. Die Alternativen
heißen ihnen zufolge Unei-
nigkeit und Chaos. Der
schlechte Zustand, in dem
sie die Demokratien
Europas und Amerikas der-
zeit sehen, bestärkt sie da-
rin zusätzlich.
Liu gehört zur Generation
der Urenkel der Parteivete-
ranen wie Li. Schon seine
Eltern kannten nichts an-
deres als den Einparteienstaat. Er ist für sie
vertraut und berechenbar. Alternativen zu
erwägen, verhindern längst unüberwindli-
che Denkblockaden. McGregor sieht hier
eine Kreislogik am Werk: Die Partei erlaubt
keine Strukturen und keine Expertise ne-
ben der eigenen. Die Folge: „Es kann keine
Alternative geben, weil es eben keine gibt.“
Bei Liu klingt das so: „Wir stehen vor ei-
nem schweren Wandel der Wirtschafts-

strukturen – da können wir uns keine Ex-
perimente erlauben.“
Der Machtapparat ist damit eine sich
selbsterhaltende Maschine. Auf der einen
Seite wirkt er durch Repression. Auf der an-
deren Seite genießt die Partei das Vertrauen
der Bürger: Die materiellen und organisa-
torischen Erfolge sind für jeden sichtbar.
Sie bietet zudem klare Orientierung in ei-
ner komplexen Welt – und facht den Stolz
auf die Nation an: „Auch wenn in China
nächsten Sonntag Wahlen stattfänden,
würde Xi mit einer klaren Mehrheit daraus
hervorgehen“, glaubt ein deutscher Diplo-

mat in Peking.
Der Zentralismus birgt in-
des auch erhebliche Schwä-
chen. Fehlentscheidungen
setzt der Apparat ebenso
konsequent um wie sinn-
volle Politik. Das fing zu
Maos Zeit mit Experimen-
ten wie dem Großen
Sprung nach vorn an, der
mit Millionen Hungertoten
endete. Auch rückt die un-
begrenzte Verlängerung der
Amtszeit von Xi Jinping das
Land verfassungstechnisch

in die Nähe einer Bananenrepublik und
zerstört die Ansätze von Kontrolle über die
Führung, mit denen die Partei seit dem
Tod von Mao Zedong gut gefahren ist. Ge-
waltenteilung fehlt in China völlig, sein
System ist ebenso unmodern wie ein Feu-
dalstaat. Finn Mayer-Kuckuk T

Der Autor war bis Anfang 2018 freier
Journalist in Peking.

Ein Land,
eine
Partei
STAATSFORM Die Volksrepublik hat
sich als erfolgreichster Einparteienstaat
der Geschichte erwiesen. Über das
Geheimnis des ersten sozialistischen
Systems, das funktioniert

Einheit und
Stabilität

gelten vielen
als wichtigste

Argumente der
Einparteien-
herrschaft.

In fünf Jahren
sind Chinas

Kommunisten
länger

an der Macht
als die der

Sowjetunion.

Anzeige

Pragmatiker mit Herrschaftsinstinkt
XI JINPING Chinas Präsident wirkt wie ein friedlicher Onkel, ist aber ein knallharter Machtmensch

Chinas Präsident Xi Jinping lebte in seiner
Jugend sieben Jahre in einer Höhle. Diktator
Mao Zedong hatte Mitte der 1960er Jahre be-
gonnen, Jugendliche aus gebildeten Familien
zu Bauern aufs Land schicken zu lassen. So
kam Xi als Spross einer Politikerfamilie mit
15 Jahren in das abgelegene Bergdorf Liang-
jiahe – und blieb dort, bis er mit 22 nach Pe-
king zurückkehren und studieren durfte. Er
lernte dort ein Leben in Armut kennen: Es
gab kaum Feuerholz, und die Leute aßen
Brei aus Buchweizen und Gräsern.
Derselbe Xi Jinping ist heute mit 66 Jahren
die mächtigste Person der Welt. Er kontrol-
liert mit der Kommunistischen Partei Chinas
den größten Machtapparat in der Geschichte.
Im Inland hat er jeden Widerstand gegen die
eigene Person vorerst gebrochen. Seine Be-
fugnisse sind nicht durch demokratische
Kontrollen eingehegt. Er ist beim Volk popu-
lär und respektiert.
Die heutige Propaganda stellt die Höhlen-Er-
fahrung dabei als wichtige Grundlage zur
Bildung seines Charakters dar: Sie zeigt Xi als

„einen von uns“, der harte Arbeit kennt. Das
passt zu seinem sorgfältig entwickelten Ge-
samtbild. Xi strahlt bei seinen Auftritten so
viel Ruhe aus, dass er schon wie ein freundli-
cher Onkel wirkt, was ihm den Spitznamen
„Papa Xi“ eingetragen hat. Doch seine Politik
ist vor allem eines: machtorientiert und auto-
ritär. Das Qingcheng-Gefängnis bei Peking
für politische Gefangene ist überbelegt – eine
Folge der Verhaftungswellen seit seiner
Machtübernahme. „Er ist unter den Genos-
sen eher gefürchtet als geliebt“, sagt der Poli-
tologe Willy Lam von der Chinese University
in Hongkong.

Globale Ambitionen Xi hat gleich nach sei-
nem Amtsantritt begonnen, die Politik um-
zukrempeln. Seine Vorgänger fühlten sich
noch der Vorgabe des Reformers Deng Xiao-
ping verpflichtet, international möglichst un-
auffällig aufzutreten, um eine Gegenreaktion
zu vermeiden. Xi dagegen trumpft mit globa-
len Ambitionen auf und stellt China als die
Großmacht dar, die es in Wirklichkeit längst
geworden war. Deng hatte auch vor einem
neuen Personenkult gewarnt, um ein Deba-
kel wie die Misswirtschaft unter Mao zu ver-
hindern. Doch schon 2016 hat die Parteizeit-
schrift „Volksforum“ (Renmin Luntan) ver-
kündet, China brauche in diesen schwierigen
Zeiten einen starken Führer wie seinerzeit

Mao Zedong. Zwei Jahre später fielen die Be-
schränkungen für die Länge seiner Amtszeit.
Xi ist jetzt Parteichef und Präsident auf Le-
benszeit.
Ein neuer Mao ist Xi deswegen aber noch
nicht – paradoxerweise ist er eher ein Prag-
matiker wie Deng. Mao wollte die alte Kultur

des Landes auslöschen, um geistigen Ballast
abzuwerfen. Xi betreibt nun jedoch eine
Rückbesinnung auf die ideologischen Herr-
schaftsinstrumente der Kaiserzeit. Diese hat-
ten eine Form des Konfuzianismus zur
Staatslehre erhoben, die Gehorsam gegen-
über Eltern, dem Staat und sonstigen Autori-

täten predigte. Während Maos Schülerhor-
den die konfuzianischen Tempel noch nie-
dergebrannt haben, lässt Xi neue errichten.
Konfuzius ist wieder Schulstoff.
Tatsächlich entspricht Xis Herkunft dem kon-
fuzianischen Ideal einer Gesellschaft, in der
die Söhne ihren Vätern folgen. Sein Vater Xi
Zhongxun war ein Held der Kommunisti-
schen Revolution und später stellvertreten-
der Regierungschef. Sohn Xi gilt daher als
„kleiner Prinz“ des roten Adels. Doch der Va-
ter fiel bei Mao in Ungnade, wurde in eine
Traktorenfabrik abkommandiert und ange-
klagt. Auch Sohn Jinping musste sich mit
14 Jahren endlosen Tribunalen anderer Ju-
gendlicher stellen. Am Ende saß er in seiner
von Insekten verseuchten Wohnhöhle auf
dem Lande.

Straffe Kontrolle Diese Erfahrungen prägen
vermutlich noch heute seine Politik. Chaos
wie unter Mao soll es in China nicht noch
einmal geben. Xis Hauptziel ist Stabilität,
die er durch straffe Kontrolle erzwingen will.
Der „chinesische Traum“, den er als zentra-
les Propagandamotiv vorgegeben hat, sieht
neben Wohlstand für alle auch eine starke
Nation und „Harmonie“ vor. So lange es sei-
nen Gegnern nicht gelingt, sich neu zu for-
mieren, kann er weiter an der Verbreitung
dieses spießigen Traums arbeiten. fmk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Seit 2018 ist Xi Jinping Parteichef und Präsident auf Lebenszeit. © picture-alliance/Photoshot

©
pi

ct
ur

e
al

lia
nc

e
/P

ho
to

sh
ot

DAS WILL ICH 
ONLINE LESEN!
Jetzt auch als E-Paper.
Mehr Information. 
Mehr Themen. 
Mehr Hintergrund. 
Mehr Köpfe. 
Mehr Parlament.

Direkt 
zum E-Paper

www.das-parlament.de
fazit-com@intime-media-services.de
Telefon 089-8585 3832



Das Parlament - Nr. 33-34 - 12. August 2019 CHINA 7

FÜNF FRAGEN ZUR: UNTERDRÜCKUNG DER UIGUREN

»Sowie man
etwas Un-
gewöhnliches
macht,
wird das
registriert.«

China wird auch von
„Human Rights Watch“ vor-
geworfen, in der Provinz
Xinjiang turkstämmige Mus-
lime wie die Uiguren zu un-
terdrücken. Was passiert in
der Region?
In Xinjiang werden die Ange-
hörigen muslimischer Minder-
heiten systematisch unter-
drückt. Die Regierung will die
Kultur der Uiguren und die der
anderen Minderheiten ausra-
dieren. Das wird mit ganz bru-
talen Methoden gemacht. Die
Überwachung nimmt horren-
de Ausmaße an, Menschen
werden in sogenannten Umer-
ziehungslagern interniert. Die
Angst der Menschen vor Ort ist
sehr groß, auch unter den Exil-
Uiguren, die sich gar nicht
mehr trauen, ihre Angehörigen
zu kontaktieren, und nichts
über den Verbleib ihrer Famili-
en wissen.

Nach Schätzungen der
Vereinten Nationen sollen ei-
ne Million Menschen in die-
sen Lagern festsitzen. Kom-
men sie dort auch wieder
raus?
Aus den Gefangenenlagern
kommen die Menschen nicht
einfach raus. Es dauert, bis sie
sozusagen gehirngewaschen
sind. Das hängt davon ab, wie

lange die Insassen beispiels-
weise brauchen, um – wie ge-
fordert – Mandarin zu lernen.

Welche Rolle spielt Über-
wachungs-Technologie?
Eine sehr große. Es wird Spio-
nage-Software auf Handys ge-
laden, Kameras sind teilweise
mit Gesichtserkennung ausge-
stattet. Sowie man etwas Un-
gewöhnliches macht – etwa
sein Handy mehr als üblich
nutzt oder weniger – wird das
registriert. Kommt es zu einer
Auffälligkeit, gelangt die Info
über eine spezielle App auf
das Handy eines Polizisten.
Und der ist dann verpflichtet,
das zu überprüfen, und beim
geringsten Verdacht den Be-
troffenen festzunehmen. Da-
für wurden auch sehr viele
Polizisten neu eingestellt.
Und die Polizisten, die schon
im Einsatz sind, klagen unse-
ren Recherchen zufolge über
Überarbeitung. Daran erkennt
man das ganze Ausmaß dieser
Überwachung.

Woher stammen Soft-
und Hardware dafür?
Der Großteil der Software
wird von dem staatlichen Rüs-
tungsunternehmen CETC ent-
wickelt. Sorgen bereitet uns
auch, dass China diese Tech-

nologie exportieren könnte.
Ungewöhnlich wäre das nicht,
auch in Deutschland wird
Spionage-Software hergestellt
und gehandelt. Wir arbeiten
hart daran, dass diese Exporte
schärfer reguliert werden.

Was muss die internatio-
nale Gemeinschaft tun?
Die internationale Staatenge-
meinschaft muss das chinesi-
sche Vorgehen scharf kritisie-
ren und China unter Druck
setzen, diese eklatante Verlet-
zung von Menschenrechten
zu unterlassen. Nur es macht
quasi niemand etwas. Die
muslimischen Länder zum
Beispiel sind völlig ver-
stummt, wenn es darum geht,
sich für die Rechte ihre Glau-
bensbrüder und –schwestern
einzusetzen. Die Bundesrepu-
blik ist eigentlich der einzige
gewichtige Staat, der robust
und ernsthaft die Einhaltung
von Menschenrechten in der
Region einfordert. Das be-
kommen Abgeordnete wie
Margarete Bause durch ein
Einreiseverbot (siehe Seite 1)
dann auch zu spüren. Diesen
Druck muss man aber aushal-
ten.

Das Gespräch führte
Sören Christian Reimer. T

Wenzel Michalski,
Deutschland-Direktor von
»Human Rights Watch«
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Ein Einhorn ist auf den Hund gekommen
START-UP Megvii wird hoch bewertet – die KI-Firma setzt auf Gesichtserkennung

Die chinesische Firma Megvii ist ein Ein-
horn. So werden meist junge Unterneh-
men und Start-ups genannt, die schon vor
ihrem Börsengang eine Marktbewertung
von über einer Milliarde US-Dollar er-
reicht haben. Die Analysten von „CB In-
sights“ führen global aktuell 381 Firmen
mit dem Seltenheitswert des Fabelwesens.
Darunter solch Schwergewichte wie die
Ferienwohnungsvermittlung Airbnb (29,3
Milliarden US-Dollar).
Bei Megvii setzt man auf Gesichtserken-
nung und „Künstliche Intelligenz“ (KI) –
„Face++“ heißt die Produktplattform und
die Firma ist damit sehr erfolgreich. Mit
einer Bewertung von vier Milliarden US-
Dollar ist Megvii laut „CB Insights“ das
am fünfthöchsten bewertete KI-Start-up
der Welt. Jüngst sammelte die Firma in ei-
ner Finanzierungsrunde 750 Millionen

US-Dollar von Investoren ein. Finanzielle
Unterstützung gab es in der Vergangenheit
schon von einem staatlichen Wagniskapi-
talfonds und etwa
Ant Financial, einer Tochter der Alibaba-
Gruppe. Ende des Jahres soll laut Medien-
berichten ein Börsengang folgen.

Identifizierung Die Software des 2011 ge-
gründeten Unternehmens ist offenbar ein
Verkaufsschlager. Laut „Forbes“ nutzen
mehr als 300.000 Entwickler in
150 Ländern die Plattform, um eigene An-
wendungen zu entwickeln. In einigen
Fast-Food-Restaurants probiert beispiels-
weise ein chinesischer Finanzdienstleister
Bezahlung mit Gesichtserkennung aus,
die Anwendung wird aber auch genutzt,
um Nutzer zu identifizieren, bevor sie auf
Sozialen Medien posten können.

Und auch der Staat ist Kunde: Das Minis-
terium für Öffentliche Sicherheit soll mit-
hilfe des Systems 5.000 gesuchte Krimi-
nelle erwischt haben. Die Verbindung
zum chinesischen Überwachungs-Staat
macht Megvii allerdings verdächtig. Im
Mai veröffentliche „Human Rights Watch“
(HRW) einen Report über eine App für
Polizisten, um Zugriff auf die „Integrierte
Plattform für gemeinsame Operationen“
zu bekommen, die in Xinjiang zur Unter-
drückung der Uiguren eingesetzt wird
(siehe nebenstehendes Interview). Auch
Face++ wurde in diesem Zusammenhang
genannt. Das Unternehmen dementiere,
daran mitgewirkt und davon gewusst zu
haben. HRW verkündete im Nachgang,
dass der Face++-Kode in der App wohl
nicht operabel war. Laut Medienberichten
überlegte die US-Regierung aber in die-
sem Zusammenhang, US-Firmen – ähn-
lich wie im Fall Huawei – zu verbieten,
Megvii mit Technologie zu beliefern.
Nun scheint das Einhorn auch auf den
Hund gekommen zu sein. Kürzlich stellte
die Firma eine App vor, um Hunde ein-
deutig an ihrer Schnauze zu identifizie-
ren. Damit sollen einerseits vermisste
Vierbeiner gefunden werden können. An-
dererseits ließen sich so auch Hundebesit-
zer identifizieren, die sich nicht an den
Leinenzwang halten oder Hundehaufen
nicht wegräumen. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Mit der Gesichtserkennungssoftware »Face++« wurde »Megvii« zu einem der wert-
vollsten Start-ups im Bereich KI. ©picture alliance/Cdsb/Imaginechina/dpa

C
hina gehört in der For-
schung zu maschinellem
Lernen (ML) und künstli-
cher Intelligenz (KI) inzwi-
schen zu den führenden Na-
tionen. Und zeigt, wozu die-

se Entwicklungen genutzt werden können:
Sozialkredit-Systeme („Social Credit Syste-
me“, SCS). Diese Systeme, die verkürzt als
„digitalisierte gesellschaftliche Bewertungs-
systeme“ übersetzt werden können, wirken
wie eine „Super-Schufa“ für fast alle Le-
bensbereich. Die chinesische Führung
plant, ganz China von solchen Systemen
überwachen zu lassen, derzeit laufen lan-
desweit über 80 Pilotprojekte in Städten
und Gemeinden. Die Bevölkerung dient
als Testmasse – oft ohne ihr Wissen oder
die Möglichkeit, über ihre Partizipation an
den SCS entscheiden zu können.
Die Systeme erweitern klassische technolo-
gische Überwachung mit der heute mögli-
chen Bewältigung enormer Datenmengen
in Echtzeit – und sie werden perspektivisch
durch ML und KI noch wirkungsvoller wer-
den. Es sind digitalisierte Systeme, die da-
zu ausgelegt sind, analoge und digitale Da-
ten über Individuen und Organisationen
zu sammeln und diese zu bewerten, um
die Gesellschaft so zu steuern. Diese Syste-
me sind ihrer Ausrichtung nach nahezu
allumfassend. Bewertungsmaßstab der SCS
sind das von der Kommunistischen Partei
Chinas (KP) vermittelte Menschenbild so-
wie gewünschter Verhaltensstandards. Die
KP ordnet die SCS als wichtige Etappe auf
dem Weg zum Erreichen einer „Sozialisti-
schen Harmonischen Gesellschaft“ ein. Be-
worben werden sie als Werkzeug für eine
geregelte Gesellschaft und Industrie, in der
die Schlechten bestraft, die Guten indes ge-
fördert werden. Die SCS saugen dazu Da-
ten von Verkehrsverhalten bis Schulab-
schluss. Wer beispielsweise spendet oder
Freiwilligenarbeit leistet, bekommt Punkte
gutgeschrieben, wer seine gerichtliche Stra-
fe nicht begleicht oder anderweitig auffällt,
verliert Punkte. Letzteres gilt es zu vermei-
den, denn das Punktekonto kann über Kre-
ditwürdigkeit, Beförderung, Wohnort oder
Schule der Kinder entscheiden – oder über
die Zukunft der betroffenen Firma.
Noch existiert das eine System der Bewer-
tung nicht, sondern viele unterschiedliche.
Für Individuen existieren zusätzlich privat-
wirtschaftliche Systeme; nicht nur einzelne
Menschen werden bewertet, sondern auch
Firmen und Organisationen – und die Sys-
teme werden untereinander immer weiter
verschränkt. Große Technologieunterneh-
men wie Alibaba und Tencent locken mit
eigenen, stark gamifizierten Systemen wie
Sesam Kredit. Ursprünglich angekündigt,
um aus dem Surf- und Konsumverhalten
die Zuverlässigkeit von Personen zu be-
rechnen, überwachen und steuern diese
Systeme nun das Verhalten der Teilnehmer
durch kleine Anreize und Belohnungen:
Mach dies, kauf jenes, spende dort – alles
für eine bessere Bewertung.

Politische Steuerung Gegenüber der Be-
völkerung propagiert die KP die Imple-
mentierung der verschiedenen SCS als
technologische Lösung verschiedenster po-
litischer und sozialer Probleme: Neben
dem Zugang breiter Bevölkerungsteile zu
kommerziellen Krediten werden Vertrauen,
Sicherheit, Gerechtigkeit und Transparenz
über die Zuverlässigkeit von Firmen und
Personen angeführt, ebenso eine Notwen-
digkeit, Informationen zusammenzufüh-

ren. Zudem werden die SCS als Instrument
einer verbesserten Regierungsfähigkeit an-
gepriesen. Denn Chinas Turbo-Kapitalis-
mus strotzt vor Skandalen, die weite Teile
der Bevölkerung erschüttern. Das gilt etwa
für Korruption und Umweltzerstörung, be-
sonders aber auch für den Lebensmittelbe-
reich. So starben 2008 mehrere Babys
durch gepanschtes Milchpulver, Hundert-
tausende erkrankten. Nicht alle glauben an
die Vorteile der SCS. Aber es ist schwierig,
dies in einem autoritären System zu äu-
ßern – gerade dann, wenn es sich um Kri-
tik am Aufbau von Bewertungssystemen
handelt, die über die eigene Zukunft ent-
scheiden können.

Für ihre Berechnungen benötigen die SCS
viele personalisierte Daten. An diese zu ge-
langen, ist inzwischen simpel: Die meisten
Menschen erzeugen sie unbewusst ständig
durch ihr sogenanntes „Smartphone“. Die
SCS demonstrieren, wie die immer fester
werdende Verbindung zwischen Mensch
und Telefoncomputer von Firmen, Regie-
rungen oder sonstigen Interessengruppen
dual genutzt werden kann: Zum einen gibt
der Mensch Fragen, Standorte, Kontakte,
Gefühle und Ansichten in Echtzeit über
seinen Computer weiter und speist sie
selbst ins Netz ein. Was mit diesen Daten
anschließend geschieht, was aus ihnen er-
rechnet wird und welche Konsequenzen

dies später haben kann, bleibt für das Indi-
viduum im Dunkeln.
Zum anderen bieten „Smartphones“ die
historisch neue Möglichkeit einer indivi-
dualisierten Beeinflussung, die dem Indivi-
duum immer dahin folgt, wo es ist. Techni-
ken wie die Gamifizierung, die zum einen
den Spieltrieb des Menschen und zum an-
deren seine einfache Beeinflussung durch
provozierte Dopaminausstöße zur Verhal-
tensmodifikation ausnutzt, werden auch
im Westen gezielt eingesetzt, um Men-
schen an Plattformen zu binden oder sie
anderweitig zu beeinflussen. Das passiert
etwa durch den Punktestand und Vergüns-
tigungen beim chinesischen Sesam Kredit

oder beim deutschen Bonus-System Pay-
back – oder durch Facebooks „Gefällt
mir“-Button.
Die Digitalisierung allgemein und das In-
ternet im Speziellen sind Voraussetzungen
für die Informationssammlung und -verar-
beitung der SCS. Schon früh begriff die KP
das Netz als Kommunikationsmittel und
überwachte es entsprechend. Die Kommu-
nikation über verschiedene digitale Platt-
formen wurde jedoch nie ganz verboten
oder komplett zensiert – um die Äußerun-
gen zu analysieren. Ebenso wenig unter-
band die KP die internationale Tendenz
der vergangenen Dekade, durch
„Smartphones“ immer mehr soziale Kon-

takte über Maschinen zu pflegen sowie
über diese Maschinen zu konsumieren.
Stattdessen werden die dadurch entstehen-
den Informationen ausgewertet und ge-
nutzt.
Die Sozialkredit-Systeme werden in China
seit Jahren vorbereitet – im Westen wird al-
lerdings erst seit kurzem darüber berichtet.
In den Berichten zeichnet sich aber eine
verwunderliche Tendenz ab: In westlichen
Ländern scheint sich das Selbstbild einer
freien Gesellschaft datensensibler Men-
schen etabliert zu haben. Dem entgegen
wird China als fernöstliches Big-Brother-
System gesehen, das alle zur Verfügung ste-
henden technologischen Mittel nutzt,
Menschen zu unterdrücken und zu lenken.
So werden Datensammlungen, Kamera-
überwachung, der Einsatz von Biometrie
und Data Mining in Bezug auf China kri-
tisch gesehen, der Einsatz gleicher Techno-
logien im Westen dagegen überwiegend
nicht als Gefahr wahrgenommen – obwohl
auch hier auf Biometrie und technologi-
sche Überwachung gesetzt und das Online-
verhalten der Bevölkerung ausgewertet
wird.

Daten sind Macht Das SCS ist nicht nur
ein chinesisches Phänomen, sondern sollte
als Ausdruck dreier alarmierender globaler
Entwicklungen begriffen werden: So wer-
den erstens gesellschaftliche Probleme so-
wie ihre Lenkung und Kontrolle vermehrt
durch technologische Mittel geregelt. Zwei-
tens reift die Erkenntnis, dass harte Syste-
me der Unterdrückung Ablehnung und
Gegenwehr provozieren können, weiche
Systeme wie die SCS den Menschen hinge-
gen umfangen, ohne diese Abwehrreaktio-
nen hervorzurufen. Als Drittes ist die Ver-
haltensmodifikation durch Gamification,
„Nudging“ und „Soziale Medien“ zu nen-
nen. An den SCS zeigt sich noch eine wei-
tere Tendenz, die nicht nur chinesisch ist.
Durch die derzeitige Form der Digitalisie-
rung schwindet die Privatsphäre. Doch
eben diese ermöglicht eine möglichst freie
Gesellschaft. Zudem können einmal er-
zeugte Daten kaum zurückgeholt werden,
aber noch in ferner Zukunft zur Gefahr
werden. Denn die Bedeutung von Daten
hat sich gewandelt. Daten sind nicht nur
Ressource für internationale Wirtschafts-
zweige geworden. Daten bedeuten heute
Macht.
Zusätzlich bedeuten die ständige Vernetzt-
heit und Datenfreigabe nicht nur gesell-
schaftliche Nachteile: Sie benötigen im-
mense Mengen an Elektrizität. Als Land ge-
rechnet hat das Internet den weltweit dritt-
größten Stromverbrauch und der Ver-
brauch der beschönigend „Clouds“ ge-
nannten Serverfarmen, die zur ständigen
Speicherung der Daten benötigt wird,
steigt weltweit an.
Chinas Sozialkredit-Systeme können so als
warnendes Beispiel über die Ausmaße der
autoritären Nutzbarkeit von Datensamm-
lungen dienen. Als Begründung, sich gegen
Verhaltensmodifikationen durch Techni-
ken wie der Gamifizierung und die Abgabe
von Verantwortung an selbstlernende Ma-
schinen zu wenden – und um für eine freie
Gesellschaft einzutreten und gegen strom-
und ressourcenfressende Systeme digitali-
sierter Überwachung. Katika Kühnreich T

Die Autorin ist Politikwissenschaftlerin
und Sinologin. Sie forscht zu den
gesellschaftlichen Auswirkungen

der Digitalisierung.

Kamera-Überwachung in China: Neben klassischen Methoden setzt die Regierung seit einigen Jahren auf Sozialkredit-Systeme, um das Verhalten der Menschen bewerten und steu-
ern zu können. © picture-alliance/AP Photo

Die Super-Schufa
ÜBERWACHUNG Mit Sozialkredit-Systemen will die KP vermeintlich Gute fördern
und Schlechte bestrafen. Doch dahinter steckt kein rein chinesisches Phänomen
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Schwenk einer Supermacht
UMWELT Der größte Treibhausgasproduzent strebt die Technologieführerschaft bei Erneuerbaren Energien an

G
ute Nachrichten zum The-
ma Umwelt und Klima
sind rar. Ausgerechnet aus
China kommen in diesem
Sommer positive Signale.
Auf dem G20-Gipfel in

Osaka im Juli vereinbarte Chinas Chefdi-
plomat, Staatsrat Wang Yi, mit Frankreichs
Außenminister Jean-Yves Le Drian und
UN-Generalsekretär Antonio Guterres „ver-
stärkte Anstrengungen zur Bewältigung der
Klima- und Biodiversitätskrise“. China und
Frankreich verpflichteten sich, ihre zuge-
sagten Beiträge zum Pariser Klimaabkom-
men von 2015 zu „aktualisieren“.
Pekings Ziel für Paris lautete, die Klimagas-
Emissionen ab etwa 2030 zu senken. Bis
2030 sollten die Emissionen pro Einheit
der Wirtschaftsleistung (BIP) um 60 bis
65 Prozent im Vergleich zu 2005 sinken.
2014 lagen die Emissionen pro Einheit BIP
bereits um 33,8 Prozent unter dem Niveau
von 2005. Im selben Jahr ging der Kohle-
verbrauch in China erstmals leicht zurück.
Manche Experten prophezeiten schon da-
mals, dass China auch den absoluten Gip-
fel früher erreicht als zugesagt.

Weniger Emissionen Dazu passt eine Stu-
die, die vor wenigen Wochen die Runde
machte: Experten um Wang Haikun von
der Universität in Nanjing untersuchten
den Zusammenhang zwischen Entwick-
lung und Emissionen in 50 chinesischen
Städten und erwarten nun den Gipfel
schon zwischen 2021 und 2025. Die Emis-
sionen steigen zwar zunächst im Zuge der
Entwicklung, ab einem Wohlstandsniveau
von umgerechnet rund 21.000 US-Dollar
pro Kopf sinken sie aber wieder. In Peking
etwa gehen die Pro-Kopf-Emissionen be-
reits seit 2007 wieder zurück, besagt die im
renommierten Fachmagazin „Nature sus-
tainability“ publizierte Studie. Daraus lei-
teten die Forscher auf Basis von Wirt-
schaftsprognosen der Weltbank ab, dass
Chinas Treibhausgas-Emissionen zwischen
2021 und 2025 mit rund 13-16 Gigaton-
nen den Zenit erreichen. Danach folge die
Talfahrt. Eine Studie von Bloomberg New
Energy Finance geht davon aus, dass die
Emissionen aus Chinas Stromsektor nach
2027 zurückgehen und bis 2030 auf 79
Prozent des Niveaus von 2005 sinken.
All dies ist wichtig, denn China ist seit
2006 der weltgrößte Emittent von Treib-
hausgasen – nicht zuletzt, weil jeder fünfte
Erdenbürger Chinese ist. Aktuell emittiert
China zehn Milliarden Tonnen CO2-Äqui-
valent – von rund 36 Milliarden Tonnen
weltweit. „Die Zeitschiene der chinesischen
Emissionen beeinflusst, ob die Welt über-

haupt eine Chance hat, die Pariser Tempe-
raturziele noch zu erreichen“, sagt Ben Ge-
man, Energieanalyst der Beratungsfirma
Axios.

Umweltaktivisten Chinas Wirtschafts-
wachstum verlangsamt sich zwar, liegt mit
zuletzt 6,6 Prozent aber immer noch sehr
hoch. Der Löwenanteil von Energie und
Strom wird nach wie vor aus Kohle gene-
riert (siehe Beitrag rechts). Viele Metropo-
len leiden unter Smog, Flussgebiete sind
stark belastet, Böden verseucht. Vor allem
die Luftverschmutzung in den Städten
sorgt für Unzufriedenheit.
Das muss die Regierung berücksichtigen,
denn Bürgerinitiativen für eine bessere
Umwelt können auch in der Diktatur Er-
folg haben. In Peking be-
schloss die Regierung vor
einigen Jahren nach einer
durch einen bekannten Im-
mobilienmogul angestoße-
nen Online-Petition von
Bürgern Transparenz zu
Luftwerten und in der Fol-
ge strikte Maßnahmen zur
Luftreinhaltung. Fabriken
wurden ausgelagert und
mussten Filter einbauen,
sämtliche Kohlekraftwerke
wurden geschlossen. Die
Luft ist seither besser ge-
worden; andere Städte folgen dem Bei-
spiel.

Staudammprojekte Umweltgruppen kön-
nen operieren, sofern sie nicht die System-
frage aufwerfen. Einige wie Friends of Na-
ture oder Green Earth Volunteers sind seit
mehr als 20 Jahren aktiv. Beide kämpften
gegen Staudämme am Nu-Fluss, dem letz-
ten großen ungezähmten Fluss des Landes.
Mehrere Dammbauprojekte wurden ge-
stoppt, andere liegen seit Jahren auf Eis,
mit ungewissem Ausgang.
Internationale Organisationen wie Green-
peace East Asia oder WWF arbeiten in Chi-
na beratend und erstellen Studien. Sogar
Kommentatoren der Staatsmedien fordern
immer wieder eine entschlossene Umwelt-
und Klimapolitik. Die Regierung beschloss
offiziell die Abkehr vom rein quantitativen
Wachstum im Sinne einer nachhaltigen,
umweltschonenderen Entwicklung. „Ich
denke, Chinas Regierende haben begriffen,
dass sie ihre Ambitionen steigern müssen“,
sagt Li Shuo, leitender Klimaexperte bei
Greenpeace China. Es gehe nicht nur um
das mögliche Image als global führender
Klimaretter, sondern auch um geopoliti-
sche Aspekte, etwa die öffentlichkeitswirk-
same Unterstützung für multilaterale Ini-
tiativen.
Hinzu kommt in China ein ausgeprägter
Sinn fürs Geschäft. Ausgelöst von der Luft-
verschmutzung und der wachsenden Dür-
regefahr infolge der auch in China spürba-
ren globalen Erwärmung erkannte Peking

das enorme Potenzial einer globalen Ener-
giewende. Es stieß diese vor einigen Jahren
an mit dem Ziel, eine globale Führungspo-
sition auf dem Zukunftsmarkt der erneuer-
baren Energien zu erlangen.

Grüne Energie China ist heute weltgröß-
ter Investor in erneuerbare Energien. Die
installierte Kapazität der Erneuerbaren lag
nach Angaben der Nationalen Energiebe-
hörde (NEA) Ende 2018 bei insgesamt
728 Gigawatt (+12 Prozent gegenüber
2017). Im Gesamtjahr 2017 generierten die
Erneuerbaren 1,87 Billionen Kilowattstun-
den Elektrizität (+10%). Den größten An-
teil daran hat die Wasserkraft, die aufgrund
der Umweltschäden an den betroffenen
Flüssen umstritten ist. Doch Wind und So-

lar holen auf. Kein Land ge-
neriert heute mehr Solar-
strom als China.
Der Anteil der Erneuerba-
ren Energien am Verbrauch
lag 2018 bei 14,8 Prozent,
gegenüber 8,6 Prozent
2010. Ziel für 2030 sind 20
Prozent. Es könnte noch
viel mehr sein, denn die in-
stallierte Kapazität für Er-
neuerbare hat einen Anteil
von 38 Prozent. Verschwen-
dung von Ökostrom, der
vor allem in den weiten

Hochebenen Westchinas generiert wird, ist
eine Großbaustelle. Der Bedarf liegt in den
Metropolen an der Küste; und in den
Stromleitungen konkurrieren die Erneuer-
baren mit Kohlestrom. Die Folge: Die Net-
ze verteilen zu wenig Ökostrom, große Tei-
le des Stroms verpuffen. In der autonomen
Region Xinjiang ganz im Westen Chinas
sind es laut Greenpeace bis zu 40 Prozent
der Windenergie. 2017 stellte Peking einen
Dreijahresplan zum Stopp der Verschwen-
dung auf. Bis 2020 sollen nun weniger als
fünf Prozent der Erneuerbaren Energie ver-
loren gehen.

Elektroautos Je umweltfreundlicher der
Strommix, desto effektiver wird auch die
von China massiv gepuschte Elektromobi-
lität die Klimabilanz des Landes verbes-
sern. Elektroautos sollen zunächst vor al-
lem den Smog in den Städten lindern.
Aber es gibt zwei weitere Gründe für die
Förderung: China benötigt viel mehr Öl,
als es selbst zur Verfügung hat, und will die
Abhängigkeit von Ölimporten vermindern.
Außerdem strebt Peking eine globale tech-
nologische Führungsrolle auch in diesem
Bereich an. 2025 soll nach Plänen der Re-
gierung jedes fünfte verkaufte Auto ein
Stromer sein. Seit diesem Jahr müssen alle
Autohersteller nach einem komplizierten
Schlüssel zehn Prozent ihres Absatzes –
2020 dann 12 Prozent, ab 2021 voraus-
sichtlich weiter steigend – mit Elektroautos
realisiert haben. Die Regierung investiert
zudem in den Bau einer Ladeinfrastruktur.

Die Südmetropole Shenzhen hat ihre ge-
samte Busflotte auf Elektroantrieb umge-
stellt. Im Juni kündigte das Umweltminis-
terium an, ab sofort auch Methan als
Schlüsselgröße bei der Emissionsbekämp-
fung anzusehen. So werde China Techno-
logien zum Auffangen des Methans in der
Öl- und Gasindustrie fördern, sagte Xu
Huaqing, Direktor des Nationalen Zen-
trums für Klimawandel und Internationale
Zusammenarbeit. Ein weiteres Programm
ist die Aufforstung. Von 2014 bis 2018 wur-
den Wälder auf 3,65 Millionen Hektar
Ackerland gepflanzt.

Müllprobleme Ein noch ungelöstes Groß-
problem ist Chinas riesiger Müllberg. Mit
wachsendem Wohlstand entsteht auch hier
eine Wegwerfgesellschaft. Bis vor kurzem
importierte China Abfall aus aller Welt –
bis Peking die Reißleine zog. Ende 2017
verbot die Regierung zunächst Importe ge-

fährlichen Abfalls. Anfang 2018 kamen
24 Arten festen Mülls hinzu, darunter Plas-
tikabfälle aus dem Haushalt, Stoffreste
oder unsortiertes Altpapier. Seit 2019 darf
überhaupt kein Plastikmüll mehr einge-
führt werden.
Aber auch der inländische Müll ist für die
Recyclingwirtschaft Chinas ein Problem.
„Plastikmüll aus dem Inland ist schmutzig,
die Qualität ist schlecht, und es gibt keine
Standards“, sagt Liu Hua von Greenpeace
East Asia in Peking. Liu zeigt ein Video, das
er am Mülltrennungs-Pilotprojekt einer Pe-
kinger Wohnanlage gedreht hat. Drei Ton-
nen stehen dort: für Küchenabfälle, recy-
celbaren Müll und Restmüll. In allen Ton-
nen liegt vermischter Abfall, der Müllwa-
gen kippt sie zusammen. „Das funktioniert
überhaupt nicht“, sagt Liu. Da fehle es den
Menschen an Bewusstsein und Bereit-
schaft. Ein konsequentes Regierungskon-
zept zum Thema Müll fehlt ebenfalls.

Dafür startet die Regierung quer durchs
Land Pilotverfahren für zukunftsweisende
Technologien: Projekte wie die Solarauto-
bahn nahe der Stadt Jinan, in der auf ei-
nem Kilometer Länge Solarzellen unter ei-
ne transparente Zementschicht gelegt wur-
den. Das Straßenstück kann nach Angaben
des Erbauers Qilu Transport Development
Group eine Gigawattstunde Strom im Jahr
erzeugen, genug für 800 Haushalte. Liu Xi-
aoshi, Chef der regierungsnahen Elektro-
plattform EV100, kündigte kürzlich gegen-
über einer deutschen Delegation an, bei
den Olympischen Winterspielen Pekings
2022 im Austragungsort der Skiwettkämpfe
Zhangjiakou zum Testen 1.800 Busse mit
Brennstoffzellen einzusetzen. Die Chine-
sen sind für solche neuartigen Technolo-
gien immer offen. Christiane Kühl T

Die Autorin ist Korrespondentin
in Peking.

Die Umweltverschmutzung hat in China auch wegen der Kohleförderung teils gravierende Ausmaße angenommen. Seit einigen Jahren steuert die Zentralregierung mit regenerativen Energieformen dagegen. © picture-alliance/Vcg/MAXPPP/dpa/Stringer/Imaginechina/ZUMAPRESS.com
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Lichtblick im Kohlenstaub
ENERGIE In China spielt die Kohle eine Hauptrolle, aber Erneuerbare holen auf

China ist auch beim Energieverbrauch ein
Land der Superlative. Nirgendwo sonst in
der industrialisierten Welt sind die Wirt-
schaftswachstumsraten seit Jahren so hoch,
und nirgendwo sonst wird so viel Energie
benötigt und zugleich emsig die Energie-
wende bemüht, denn die gravierende Um-
weltbelastung trübt das Bild von der glän-
zenden neuen Weltmacht.
Die Energieproduktion in China ist in den
vergangenen Jahren stetig gestiegen und er-
reichte nach einer Analyse des Think-Tanks
Agora Energiewende 2016 einen Wert von
5.990 Terrawattstunden (TWh). Das sind
1.760 TWh oder 40 Prozent mehr als 2010.
Zum Vergleich: Die EU kam 2016 auf 3.211
TWh. Eine Terawattstunde entspricht einer
Milliarde Kilowattstunden.
Beim Stromverbrauch liegt China in abso-
luten Zahlen deutlich vor den USA und der
EU, umgerechnet auf die Einwohnerzahl
verbrauchen die Amerikaner aber fast drei
Mal so viel Strom wie die Chinesen. Exper-
ten erwarten trotz der intensivierten Bemü-
hungen zur Energieeffizienz in China an-
gesichts der hohen Wachstumsraten und
dem Trend zu elektrischen Fahrzeugen
auch einen weiter ansteigenden Stromver-
brauch. Bis 2040 wird zudem damit ge-
rechnet, dass auch der durchschnittliche
chinesische Haushalt fast doppelt so viel
Strom verbraucht wie heute.
In China ist nach wie vor Kohle der domi-
nierende Energieträger. Zwar geht der pro-
zentuale Anteil der Kohle am Energiemix
des Landes zurück, jedoch kam die Kohle
2016 immer noch auf rund 65 Prozent der
Gesamtenergieproduktion, 2010 waren es
76 Prozent. Die vielen Kohlekraftwerke bil-
den zwar einerseits das Rückgrat der chine-

sischen Energieproduktion und damit
auch die Basis für die Industrialisierung
und den sich ausbreitenden Wohlstand,
führen auf der anderen Seite aber zu
schweren Belastungen für die Umwelt und
das Klima. Smog und hohe CO2-Werte
sind die Folge.

Neuer Energiemix Umwelt- und Klima-
schutz spielen in China neuerdings eine
größere Rolle. Die Erneuerbaren Energien,
darunter Wind- und Wasserkraft sowie vor
allem Solaranlagen, werden staatlich geför-
dert und haben in den vergangenen Jahren
bereits stark zugelegt. Sie kamen 2016 zu-
sammen auf einen Anteil von immerhin
25 Prozent am Energiemix des Landes oder
rund 1.488 TWh. Hinzu kommt ein wach-

sender Anteil von Energie aus Kernkraft,
der 2016 bei rund vier Prozent der Gesamt-
leistung lag.
Der Energiehunger des mit knapp 1,4 Mil-
liarden Menschen bevölkerungsreichsten
Landes der Erde zieht sich durch alle Sek-
toren: Landwirtschaft, Industrie und Hand-
werk, Dienstleistungen sowie private Haus-
halte. Den größten relativen Zuwachs ver-
buchte der Agora-Studie zufolge zwischen
2010 und 2016 der Dienstleistungssektor
mit 78 Prozent, ein Zeichen für den Wan-
del der chinesischen Wirtschaft.
Nach Einschätzung der International Ener-
gy Agency (IEA) entwickelt sich China zu
einer servicebasierten Wirtschaft und ist
damit unterwegs in Richtung eines saube-
ren Energiemixes. Eine IEA-Projektion
macht deutlich, dass Kohle nach der neuen
Politik des Landes zwar auch in Zukunft
noch eine bedeutende Rolle spielt, 2040
aber voraussichtlich weniger als 40 Prozent
der gesamten Energieerzeugung des Landes
ausmachen wird.
2016 lag die installierte Leistung für Kohle
laut IEA bei 945 Gigawatt (GW), die Wind-
energie kam auf 149 GW, die Solarkraft auf
77 GW. In der Projektion wird davon aus-
gegangen, dass 2040 die installierte Kohle-
Leistung mit 1.087 GW nur geringfügig hö-
her liegt, während die Windkraft auf
593 GW hochschnellt und die Solarenergie
sogar auf 738 GW. Hinzu kämen perspekti-
visch Wasserkraftwerke mit einer Leistung
von 493 GW sowie die Nuklearenergie mit
145 GW Leistung. Die IEA kommt zu dem
Schluss, dass der Weg zu sauberer Luft in
China lang werden dürfte. Die Regierung
gebe sich nun aber Mühe, „den Himmel
wieder blau zu machen“. pk TAufbau einer Windkraftanlage in China
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»Chinas
Regierende

müssen
ihre

Ambitionen
steigern.«

Li Shuo, Klimaexperte
bei Greenpeace China



Das Parlament - Nr. 33-34 - 12. August 2019 CHINA 9

Der Wellenritt des Drachen
SEEFAHRT Vor 600 Jahren brechen gewaltige chinesische Expeditionsflotten in den Indischen Ozean auf. Doch das maritime Muskelspiel bleibt ein Intermezzo

Sie hätten sich begegnen können. An den
Küsten Ostafrikas oder Indiens. Oder auf
den Weiten des Indischen Ozeans. Die eine
von Westen vorstoßend, die andere von
Osten. Es wäre ein höchst ungleiches Tref-
fen zweier höchst ungleicher Seemächte
geworden. Und es hätte den Verlauf der
Geschichte maßgeblich verändern können.
Doch es sollte anders kommen.
Am 20. Mai 1498 erreicht der Portugiese
Vasco da Gama als erster Europäer auf dem
Seeweg Indien. Im Juli des Vorjahres hatte
der berühmte Seefahrer Lissabon mit vier
Schiffen verlassen, im November das Kap
der Guten Hoffnung an der Südspitze Afri-
kas umrundet und im April 1498 die Stadt
Malindi im heutigen Kenia erreicht. Von
dort brach er zur entscheidenden letzten
Etappe nach Indien auf. Die Fahrt des Vas-
co da Gama sollte der europäischen Ge-
schichte ebenso wie die Entdeckung Ame-
rikas durch Christoph Kolumbus sechs Jah-
re zuvor eine entscheidende Wende geben,
die den Aufstieg Spaniens und Portugals zu
großen See-, Handels- und Kolonialmäch-
ten markiert, in deren Fußstapfen später
Holländer, Franzosen und Engländer tre-
ten werden.

Schatzschiffe vor Afrika Doch bereits 84
Jahre vor Vasco da Gamas bescheidener
Flotille zeigt eine ganz andere Seemacht

Flagge an der Ostküste Afrikas. Vor Malindi
liegt im Jahr 1414 eine 63 Schiffe umfas-
sende Flotte unter dem Banner des chinesi-
schen Kaiserreichs. An Bord der Schiffe le-
ben und arbeiten etwa 28.000 Menschen:
Neben Seeleuten und Soldaten auch For-
scher, Astrologen, Kartographen, Dolmet-
scher und Diplomaten. Bis zu 120 Meter
lang, 50 Meter breit und mehrere Decks
hoch sollen die größten Schiffe dieser ge-
waltigen Dschunken-Armada gewesen sein.
So berichten es alte chinesische Chroni-
ken. Mit ihren roten Seidensegeln an bis
zu neun Masten, ihren aufgemalten Augen
am Bug und 24 Bronzekanonen müssen
die sogenannten „Schatzsschiffe“ ein be-
eindruckendes und zugleich einschüch-
terndes Schauspiel abgegeben haben. In
der Expeditionsflotte segeln neben den
Schatzschiffen spezielle Tankschiffe für die
Trinkwasserversorgung, Transportschiffe
für Pferde und kleine schnelle Signalschif-
fe.
Moderne Forscher halten die überlieferten
Größenangaben der Schatzschiffe zwar für
übertrieben, schätzen deren Länge aber im-
merhin auf bis zu 84 Meter. Was hätten
Spanier und Portugiesen auf ihren Karavel-
len, Karacken und Naus im Angesicht einer
solchen maritimen Macht wohl gedacht?
Zum Vergleich: Die „Santa Maria“ des Ko-
lumbus oder da Gamas „São Gabriel“

brachten es gerademal auf eine Länge zwi-
schen 20 und 25 Meter.
Kommandiert wird die chinesische Flotte
von einem Mann namens Zheng He. Als
der Admiral 1414 vor der afrikanischen
Küste Anker werfen lässt, befindet er sich
bereits auf seiner vierten
See-Expedition, die er im
Namen des Ming-Kaisers
Yongle in die Gewässern
Südostasiens und des Indi-
schen Ozeans führt. Bis
1433 sollen drei weitere
folgen. Am Ende seiner er-
staunlichen Karriere werden
die Expeditionsflotten des
Zheng He rund 50.000 Ki-
lometer zurückgelegt ha-
ben. „Wir haben mehr als
hunderttausend Li des ge-
waltigen Ozeans befahren
und haben darin riesige Wellen bezwun-
gen, die sich wie Berge himmelhoch erho-
ben. Wir haben unseren Blick auf barbari-
sche Gegenden geworfen, weit entfernt
und verborgen hinter der blauen Transpa-
renz dünner Nebelschleier, während unse-
re Segel Wolken gleich, Tag und Nacht Kurs
hielten“, lässt der stolze Seefahrer auf einer
Steintafel als Vermächtnis einmeißeln.
Zhen He stammt aus einer wahrscheinlich
muslimischen Familie in der südchinesi-

schen Provinz Yunnan. 1382 gerät er als
elfjähriger Junge in die Gefangenschaft kai-
serlicher Truppen, die eine Rebellion in der
Yunnan niederwerfen, wird als Diener an
den Hof des Prinzen Zhu Di gebracht und
kastriert, weil am Hof des Kaisers und sei-

ner Nachkommen keine
anderen zeugungsfähigen
Männer leben dürfen. Zwi-
schen dem Prinzen und
seinem Diener, der in Di-
plomatie und Kriegskunst
unterrichtet wird, entsteht
ein enges Vertrauensver-
hältnis, und als Zhu Di
1402 als Kaiser Yongle den
Drachenthron besteigt,
steigt Zheng He mit in der
Hierarchie auf. Bereits ein
Jahr später betraut der
Ming-Kaiser ihn mit dem

Bau einer gewaltigen Flotte, die 1405 erst-
mals in See sticht, und macht den Eunu-
chen zum Admiral.
So überlegen sich die maritimen Möglich-
keiten des chinesischen Kaiserreichs An-
fang des 15. Jahrhunderts gegenüber den
Europäern präsentiert, so unterschiedlich
sind auch die Beweggründe. Während die
Portugiesen im 15. Jahrhundert ihre Entde-
ckungsfahrten entlang der Küsten Afrikas
und ab dem 16. Jahrhundert im Indischen

Ozean für die Gründung fester Handels-
niederlassungen, Stützpunkte und Kolo-
nien nutzen, verzichtet das chinesische
Kaiserreich auf eine vergleichbar expansive
Politik.

Handel und Diplomatie Die Fahrten des
Zheng He nach Indonesien, Indien, die
Straße von Hormus, den Golf von Aden
und die Ostküste Afrikas sind auch weniger
Entdeckungsfahrten. Zumindest die See-
handelsrouten nach Indien sind den Chi-
nesen zu diesem Zeitpunkt längst bekannt.
Neben der Bekämpfung der Piraterie vor
allem auf der erste Expedition, dienen die
Fahrten neben dem Handel vor allem der
Diplomatie und der Machtrepräsentation
des Drachen. Es werden Abkommen ge-
schlossen, Tribute meist in Form von Ge-
schenken für den Kaiser entgegengenom-
men, ausländische Gesandtschaften an den
Kaiserhof in Peking gebracht, damit sie
dem „Sohn des Himmels“ huldigen.
Der wirtschaftliche Nutzen der maritimen
Unternehmungen steht hingegen kaum im
Verhältnis zum finanziellen Aufwand, der
für den Unterhalt der Flotte betrieben wer-
den muss. Dies ist dann wohl auch eine
der Hauptursachen, warum das gewaltige
maritime Programm ebenso plötzlich wie-
der eingestellt wird, wie es aus dem Boden
gestampft worden war. Als Kaiser Yongle

1424 stirbt, mottet sein Nachfolger Kaiser
Honxi die Flotte der Schatzschiffe zunächst
ein. Sein Sohn, der Xuande-Kaiser beauf-
tragt Zhen He 1431 zwar noch einmal mit
einer Expedition nach Malakka und Thai-
land, doch ab 1435 ändert sich die mariti-
me Politik Chinas unter Kaiser Zhentong
endgültig. Angesichts von Naturkatastro-
phen, Hungersnöten und Pestepidemien
steht für eine Schatzflotte kein Geld mehr
zur Verfügung.
Zheng He muss das Ende der maritimen
Ambitionen des Drachen nicht mehr erle-
ben, er stirbt 1433. Zwar dominieren die
Chinesen auch weiterhin den Seehandel in
Ostasien, aber als die Portugiesen 60 Jahre
später in den Indischen Ozean vordringen,
existiert dort keine politische Seemacht
mehr, die sie stoppen könnte.
Seit den Tagen des Zheng He hat sich kein
Herrscher auf dem Drachenthron je wieder
an die Finanzierung einer staatlichen
Hochseeflotte dieser Ausmaße getraut. Das
ändert sich erst wieder mit den „roten Kai-
sern“. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Wir haben
unseren Blick

auf barba-
rische

Gegenden
geworfen.«

Inschrift einer Steintafel
des Admirals Zheng He

H
ongkong, 1. Juli 1997:
Zu den Klängen von
„God save the Queen“
und begleitet von den
traurigen Blicken des bri-
tischen Thronfolgers

Prinz Charles wird über der Metropole der
„Union Jack“ eingeholt. Nach 156 Jahren
britischer Herrschaft gehört die Kronkolo-
nie wieder zu China. Mit den Übergabefei-
erlichkeiten endet – mit rund 50-jähriger
Verspätung – auch symbolisch ein Kapitel
in der Geschichte Chinas, das als „Jahrhun-
dert der Demütigung“ bis heute seine Spu-
ren in der chinesischen Mentalität hinter-
lassen hat. „Die Chinesen wollen uns
schlagen, weil es ein langes historisches
Gedächtnis gibt. Das ist der Antrieb und
der Ehrgeiz der Chinesen: Wir holen uns
unseren Platz in der Welt zurück“, verriet
im Mai 2019 der BASF-Vorstandsvorsitzen-
de Martin Brudermüller, der selbst zehn
Jahre in Hongkong gelebt hat, in einem In-
terview.

Boxeraufstand Bremerhaven, 27. Juli
1900: Kaiser Wilhelm II. verabschiedet die
deutschen Expeditionstruppen, die in Chi-
na den sogenannten „Boxeraufstand“ nie-
derschlagen sollen. Seine Ansprache wird
als „Hunnenrede“ in die Geschichtsbücher
eingehen: „Kommt ihr vor den Feind, so
wird derselbe geschlagen! Pardon wird
nicht gegeben! Gefangene werden nicht ge-
macht! Wer euch in die Hände fällt, sei
euch verfallen! Wie vor tausend Jahren die

Hunnen unter ihrem König Etzel sich ei-
nen Namen gemacht, der sie noch jetzt in
Überlieferung und Märchen gewaltig er-
scheinen lässt, so möge der Name Deut-
scher in China auf tausend Jahre durch
euch in einer Weise bestätigt werden, dass
es niemals wieder ein Chinese wagt, einen
Deutschen scheel anzusehen!“
Das deutsche Expeditionskorps ist Teil ei-
ner internationalen Streitmacht, an der
sich Großbritannien, Frankreich, Italien,
Österreich-Ungarn, Russland, Japan und
die USA beteiligen. Auslöser für die Militä-
rintervention ist ein Aufstand in der chine-
sischen Bevölkerung gegen den politischen
und wirtschaftlichen Einfluss ausländi-
scher Mächte und die zunehmende Chris-
tianisierung.
Als der Aufstand der „Fäuste der Gerechtig-
keit und Harmonie“, so nennen sich die
Boxer selbst, im Mai 1900 die Hauptstadt
Peking erreicht, ausländische Diplomaten
wie der Deutsche Clemens Freiherr von
Ketteler erschossen werden und das Ge-
sandtenviertel belagert wird, in dem sich
Diplomaten, Missionare und chinesische
Christen verschanzt haben, eskaliert die Si-
tuation. Selbst der kaiserliche Hof der
Qing-Dynastie, die seit 1644 in China
herrscht und den Boxern anfänglich noch
Einhalt gebieten will, ergreift offen Partei
für die Aufständischen. „Unterstützt die
Qing und vernichtet die Fremden“, hallt es
in den Straßen von Peking.
Doch die Chinesen haben der militäri-
schen Macht der Europäer, Amerikaner

und Japaner nichts entgegen zu setzen. Bis
zum Herbst wird der Aufstand niederge-
schlagen und China bekommt einen de-
mütigenden Vertrag diktiert, der den Ein-
fluss der Fremdmächte weiter ausbaut.
Die Ursachen für den Boxeraufstand fin-
den sich in einer Reihe von Demütigun-
gen, die das einst so mächtige chinesische
Kaiserreich seit Mitte des 19. Jahrhunderts
hinnehmen muss. Den Anfang machen die
Briten, die eine Öffnung des chinesischen
Marktes erzwingen wollen. Der Handel mit
dem Ausland ist streng reglementiert und
darf lediglich über die südchinesische
Stadt Kanton abgewickelt werden. Die Bri-

ten kaufen neben Tee vor allem teure Pro-
dukte wie Rohseide, Gewürze und Porzel-
lan. Im Gegenzug verkaufen sie eher preis-
werte Gebrauchsgüter. Bis 1820 erwirt-
schaften die Chinesen deshalb beständig
einen Außenhandelsüberschuss gegenüber
den Briten. Überhaupt: China ist Anfang
des 19. Jahrhunderts noch die stärkste
Wirtschaftsmacht der Erde.
Um ihre Handelsdefizite auszugleichen,
beginnt die britische Ostindienkompanie
das unter ihrem Monopol in Bengalen pro-
duzierte Rauschgift Opium nach China
einzuführen. Sie tut dies allerdings illegal
mit der Hilfe von Schmugglern und besto-
chenen chinesischen Beamten. Als die chi-
nesischen Behörden gegen den Schmuggel
vorgehen und in Kanton 20.000 Kisten
Opium vernichten lässt, reagiert Großbri-
tannien prompt militärisch. Mit für die
Chinesen frustrierender Leichtigkeit wer-
den sie von den Briten in diesem Ersten
Opiumkrieg besiegt.

Ungleiche Verträge Im folgenden Vertrag
von Nanking (1842) bekommt das Kaiser-
reich Bedingungen diktiert, die dessen Nie-
dergang und eine rund 100-jährige Epoche
der Fremdbestimmung einleiten. China
muss Hongkong abtreten, große Summen
an Reparationen leisten und vier weitere
Häfen für den internationalen Handel öff-
nen. Zudem wird ein Zollsystem unabhän-
gig von der Nationalität eingeführt. Der
Nanking-Vertrag ist nur der erste in der Rei-
he der sogenannten „Ungleichen Verträge“,

die China in der Folgezeit auch mit Frank-
reich, den USA, Russland, Deutschland
und Japan abschließen muss und seine
Souveränität massiv beschneidet. Nach
dem Zweiten Opiumkrieg (1857-1860)
muss China weitere elf Häfen für den Han-
del öffnen, die Einrichtungen ausländi-
scher Botschaften in der Hauptstadt Peking
akzeptieren und Engländern und Franzo-
sen Schifffahrtsrechte auf dem Jangtseki-
ang einräumen. Zudem wird christlichen
Missionaren Bewegungs- und Handlungs-
freiheit in China gewährt. In der Folge
steigt die Zahl christlicher Missionare im
Land auf etwa 2.500 und die der konver-
tierten Chinesen auf etwa 600.000.
Bis Ende des 19. Jahrhunderts schneiden
sich immer mehr Staaten ihr Stück aus
dem chinesischen Kuchen. Das Reich fällt
unter eine Art halbkolonialer Fremdherr-
schaft. Das zaristische Russland besetzt das
Amurgebiet und die mandschurische Küs-
te, das aufsteigende Kaiserreich Japan ver-
leibt sich Taiwan und die koreanische
Halbinsel ein. Auch das Deutsche Reich
bedient sich: Kaiser Wilhelm II. nimmt
1897 die Ermordung zweier deutscher Mis-
sionare zum Vorwand, um Tsingtau und
die Bucht von Kiautschou besetzen zu las-
sen und China zu einem 99-jährigen
Pachtvertrag zu zwingen.
Geschuldet ist der dramatische Abstieg des
chinesischen Kaiserreichs jedoch nicht al-
lein dem Hunger der Kolonialmächte und
ihrer militärischen Überlegenheit, sondern
einer Reihe innenpolitischer Probleme,

Naturkatastrophen und eines explosiven
Bevölkerungswachstums.

Taiping-Aufstand All dies führt zum Auf-
stand der Taiping-Bewegung (1851-1864)
in Zentral- und Südostchina, der 20 bis 30
Millionen Opfer kostet. Diese Bewegung
speiste sich aus christlichen, taoistischen,
buddhistischen und konfuzianischen
Gleichheitsidealen und forderte unter an-
derem die Abschaffung des Privateigen-
tums, eine weitgehende Geichstellung von
Mann und Frau und nicht zuletzt den
Sturz der Qing-Dynastie.
Auch nach dem Sturz des letzten Kaisers
und der Ausrufung der Republik (1912)
kann China die Fesseln der Fremdbestim-
mung nicht lösen. Obwohl die junge Re-
publik 1917 auf Seiten der Alliierten in
den Ersten Weltkrieg eintritt, gelingt es ihr
nicht, bei den Westmächten eine Auflö-
sung der verhassten Ungleichen Verträge zu
bewirken. 1927 stürzt das Land in den bis
1949 andauernden Bürgerkrieg zwischen
der nationalchinesischen Kuomintang und
den Kommunisten unter Mao Zedong, der
lediglich durch ein Stillhalteabkommen
während des Zweiten Weltkriegs unterbro-
chen wird. Bereits in den 1930er Jahren
hatte Japan die Mandschurei besetzt und
einen Marionettenstaat errichtet. Ab 1937
okkupiert Japan weitere große Teile Chi-
nas. Endgültig abschütteln kann China die
fremden Mächte erst nach dem Zweiten
Weltkrieg und der Ausrufung der Volksre-
publik China. Alexander Weinlein T

Zeitgenössische Darstellung der Hinrichtung des Mörders des deutschen Gesandten Clemens Freiherr von Ketteler während des Boxeraufstandes. © picture-alliance/ullstein bild

Koloss
ohne
Macht
KOLONIALISMUS In der Mitte des
19. Jahrhunderts gerät das chinesische
Kaiserreich zunehmend unter den
Einfluss der Großmächte. Vergessen
ist dieses »Jahrhundert der Demütigung«
bis heute nicht

Europas Kolonialmächte und Japan zerstü-
ckeln China. Karikatur von 1898
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Der militärische Arm der Kommunistischen Partei
VOLKSBEFREIUNGSARMEE China legt bei der Aufrüstung ein beachtliches Tempo vor. Nachbarländer sehen strategische Balance in Gefahr

Am 1. Oktober feiert die Volksrepublik
China den 70. Jahrestag ihres Bestehens.
Im Zentrum der Festlichkeiten soll eine
große Militärparade stehen, auf der die
Volksbefreiungsarmee (People’s Liberation
Army, abgekürzt PLA) ihre Waffen präsen-
tieren wird. Die PLA kann allerdings auf
eine 22 Jahre längere Geschichte zurückbli-
cken. Sie wurde als militärischer Arm der
kommunistischen Partei bereits 1927 for-
miert und ist bis auf den heutigen Tag ein
solcher geblieben. Diese Eigentümlichkeit
einer Streitmacht, die in den Diensten der
staatstragenden Partei und damit nur indi-
rekt in jenem des Staates selbst steht, spie-
gelt sich auch in der Aufgabenfülle Xi Jin-
pings wieder. Der Parteichef der Kommu-
nistischen Partei ist nicht nur zugleich der
Präsident der Volksrepublik. Er hält als
Vorsitzender der Zentralen Militärkommis-
sion auch die Fäden der Volksbefreiungsar-
mee in der Hand.
War es zunächst der Auftrag der PLA, den
Bürgerkrieg zu gewinnen, so hatte sie fort-
an mit dazu beizutragen, dass das Regime
nicht bloß vor äußeren, sondern auch vor
inneren Bedrohungen geschützt würde. Li-
nientreue und Disziplin galten daher als
Attribute, denen Vorrang vor ausschließlich
militärischer Professionalität eingeräumt
werden musste. Verteidigung gehörte ne-
ben Industrie, Landwirtschaft sowie Wis-
senschaft und Technologie zwar zu den
„vier Modernisierungen“, die der damalige
Premierminister Zhou Enlai bereits 1963

ausgerufen hatte. Knappe Ressourcen wur-
den allerdings weiterhin eher in den öko-
nomischen Aufstieg des Landes als in mili-
tärische Kapazitäten investiert. Über Jahr-
zehnte beeindruckte die PLA zwar durch
ihre bloße Kopfstärke. Hinsichtlich Ausbil-
dung, Doktrinen und Ausrüstung konnte
sie sich aber nicht einmal mit zahlenmäßig
weitaus schwächeren Streitkräften der Regi-
on messen. Im dreiwöchigen Krieg gegen
Vietnam kamen die Defizite Anfang 1979
deutlich zum Vorschein. Weitere Lehren
ließen sich aus den militärischen Ausei-
nandersetzungen im Nahen und Mittleren
Osten ziehen, in denen allen voran die
USA demonstrierten, wie moderne Techno-
logien das Kriegsbild komplett verändert
hatten. Die maoistische Vorstellung, man
könnte mit einem Massenheer und Gueril-

lataktiken allein seine Souveränität be-
haupten, war als überholt anzusehen. Die
quantitative Überlegenheit käme nicht
zum Tragen, wenn der Gegner auf den Ge-
bieten Aufklärung, Kommunikation und
Waffenpräzision weit voraus wäre.
Chinas wirtschaftlicher Aufstieg versetzte
das Regime in die Lage, nun auch mehr
Ressourcen für die Streitkräfte bereitstellen
zu können. Das Tempo, mit dem dies be-
trieben wurde, ist beachtlich. Seit der Jahr-
tausendwende hat sich das Verteidigungs-
budget verdreifacht. Die jährlichen Zu-
wachsraten betrugen lange Zeit um die
zehn Prozent, erst seit 2017 sind sie wieder
unter diesen Wert gefallen. Da die Steige-
rungen in etwa der Konjunkturentwicklung
des jeweiligen Jahres entsprachen, wuchsen
die Verteidigungsausgaben zwar auf etwa

170 Milliarden US-Dollar im Jahr 2018 an.
Ihr Anteil am Bruttoinlandprozent blieb
aber mit 1,2 bis 1,4 Prozent nahezu kon-
stant. Er liegt deutlich unter jener Zwei-
Prozent-Marke, die die Amerikaner von ih-
ren NATO-Verbündeten verlangen. In den
USA selbst beläuft er sich auf 3,2 Prozent.

Umbau High-Tech-Waffensysteme, die auf
diese Weise finanziert wurden, sind aller-
dings nur eine Facette der chinesischen
Streitkräftemodernisierung. Nicht weniger
wichtig ist der fundamentale Umbau der
PLA-Strukturen, der seit 2015 im Gange ist.
Sein Ziel ist es, Führungsprozesse zu stan-
dardisieren sowie das Zusammenwirken
der Teilstreitkräfte zu verbessern.
Ungeachtet all dieser Veränderungen be-
harrt China darauf, niemanden zu bedro-
hen und allein auf Selbstverteidigung aus-
gerichtet zu sein. Allerdings hat sich das,
was die Volksrepublik als Bedrohung ihrer
Sicherheit anzusehen hat, durch ihre welt-
wirtschaftlichen Verflechtungen deutlich
gewandelt. Es reicht heute nicht mehr wie
noch vor 50 Jahren aus, bloß potentielle
Gegner vor Angriffen auf das chinesische
Territorium abschrecken zu wollen. Darü-
ber hinaus gilt es, globale wirtschaftliche
Interessen auch auf militärische Macht ab-
zustützen. Die Ausrichtung mag hierbei im
Grundsatz immer noch defensiv sein. Die
Gefahr, dass China als aufstrebende Mili-
tärmacht einer bereits etablierten ins Gehe-
ge kommt, ist aber nicht von der Hand zu
weisen. Insbesondere die USA sehen sich
als Seemacht herausgefordert. Sie unterstel-
len China die Absicht, die amerikanische
Marine zunächst aus den Anrainermeeren
und dann darüber hinaus zurückdrängen
zu wollen. Das Misstrauen, das Peking den
USA entgegenbringt, ist nicht geringer. Die

Stationierung des Raketenabwehrsystems
THAAD in Südkorea, Waffenlieferung an
Taiwan und Marineoperationen in von
China beanspruchten Gewässern werden
als Unterminierung der strategischen Ba-
lance in der Region kritisiert.
Chinas Rüstungspläne lassen erkennen,
dass eine wachsende Rivalität mit den USA
durchaus in Kauf genommen wird. Ein ers-
ter Flugzeugträger ist bereits in Betrieb, ein
zweiter, ebenfalls russischer Bauart, in der
Erprobung. An einem dritten, nun erstmals
eigenständig konzipierten, wird gearbeitet.
Chinas Flottenbau zielt auf Machtprojekti-
on weit über die Meere vor seinen Küsten
hinaus. Dafür spricht auch, dass die Volks-
republik seit 2017 in Dschibuti die erste
Marinebasis außerhalb des eigenen Territo-
riums betreibt.
Auch in den Domänen Weltraum und Cy-
ber sowie durch die Entwicklung von Flug-
körpern, die zur Bekämpfung von Flug-
zeugträgern geeignet sind, tritt China den
USA entgegen. Die Nachbarstaaten wieder-
um sehen mit Sorge auf die wachsenden
Fähigkeiten der PLA, amphibische Opera-
tionen größeren Stils durchzuführen. Die
Konsequenz ist eine Rüstungsspirale, die
bereits seit einigen Jahren ganz Ost- und
Südostasien erfasst hat. Derzeit wären die
USA zwar weiterhin einer militärischen
Herausforderung durch China gewachsen.
Bleibt die Volksrepublik auf ihrem aktuel-
len Kurs, sind die Tage dieser Dominanz
allerdings gezählt. Bis 2035, so verkündete
Xi Jinping auf dem 19. Parteikongress der
chinesischen Kommunisten, soll der Mo-
dernisierungsprozess der PLA abgeschlos-
sen sein. Bis zur Jahrhundertmitte könnte
man sie dann auf Augenhöhe mit allen an-
deren führenden Streitkräften dieser Welt
bringen. pbo T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Strammstehen für die Partei: Soldaten der Volksbefreiungsarmee © picture-alliance/dpa
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Mit Russland militärischer
Schulterschluss gegen USA

Mit gemeinsamen Manö-
vern wie „Wostok“ im
asiatischen Teil Russ-
lands vor einem Jahr und

soeben „Schutzschild der See“ in der
Ostsee demonstrieren Moskau und Pe-
king ihre militärische Zusammenarbeit.
Geopolitisch suchen sie den Schulter-
schluss gegen die USA, wo immer dies
möglich ist. Wirtschaftlich befinden sie
sich jedoch nicht auf Augenhöhe. China
hat Russland längst abgehängt. Die Kon-
kurrenz um Ressourcen und Einfluss in
Zentral- und Ostasien könnte dazu füh-
ren, dass die Partnerschaft in Rivalität
umschlägt.

»Abtrünnige Provinz« Taiwan
genießt Amerikas Schutz

Für sich selbst reklamiert
Taiwan den Namen „Re-
publik China“. Daraus
wird der ursprüngliche

Anspruch der Verlierer des Bürgerkrie-
ges, die sich auf die Insel zurückgezogen
hatten, erkennbar: Man wollte das ei-
gentliche China repräsentieren. Nach der
Annäherung zwischen Peking und Wa-
shington zu Beginn der 1970-er Jahre
ließ sich dieser Anspruch nicht mehr
durchhalten. Allerdings garantieren die
USA weiterhin die Selbstständigkeit der
Insel. Die Volksrepublik betrachtet Tai-
wan als „abtrünnige Provinz“, die es zu-
rückzugewinnen gilt.

Wirtschaftlich hat China
Japan längst überholt

Vor einer Generation
galt Japan als die boo-
mende Wirtschaftsnation
Ostasiens. Diesen Rang

hat ihm China abgelaufen. Die wirt-
schaftliche Verflechtung beider Staaten
ist eng. Die politischen Beziehungen hin-
gegen sind belastet. Japan gehörte im
„Jahrhundert der Erniedrigung“ (1840-
1940) zu den Kolonialmächten in China.
Im Ostchinesischen Meer gibt es konkur-
rierende Territorialansprüche. Japan ist
sicherheitspolitisch ein enger Partner der
USA. Seine Streitkräfte sind nicht mehr
länger nur auf Selbstverteidigung ausge-
richtet.

Peking hält die Hand über
das Regime in Nordkorea

China mag das Atompro-
gramm Nordkoreas mit
Unbehagen betrachten,
hielt aber dennoch bis-

lang stets seine schützende Hand über
das von einem archaischen Regime be-
herrschte Nachbarland. Den Vorwand zu
einer Intervention der USA vor der eige-
nen Haustür durfte es nicht bieten. Da-
her favorisiert Peking einen multilatera-
len Rahmen zur Lösung des Problems.
90 Prozent seines Außenhandels wickelt
Nordkorea mit China ab. Es gibt Anzei-
chen dafür, dass die zaghaften Wirt-
schaftsreformen Pjöngjangs von Peking
inspiriert sind.

Mit Südkorea sind nur die
Wirtschaftsbeziehungen eng

Südkorea ist ein enger
Alliierter der USA, ohne
deren Engagement im
Krieg zu Beginn der

1950-er Jahre die gesamte Halbinsel un-
ter kommunistische Herrschaft geraten
wäre. Fast 30.000 amerikanische Solda-
ten sind noch heute im Land stationiert.
China ist diese Präsenz des globalstrate-
gischen Rivalen in der Nachbarschaft ein
Dorn im Auge, zumal die USA an Südko-
rea auch ein Raketenabwehrsystem ge-
liefert haben, das Peking als gegen sich
gerichtet betrachtet. Die engen Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen Südkorea
und China sind dadurch allerdings nicht
beeinträchtigt.

Schwelende Grenzkonflikte
mit Indien weiter ungelöst

Indiens Bevölkerung ist
inzwischen zwar fast so
zahlreich wie die chinesi-
sche. Wirtschaftlich hat

die südasiatische Nation allerdings nicht
die rasanten Wachstumszahlen des
Nachbarn im Nordosten vorzuweisen.
Seit Jahrzehnten schwelende Grenzkon-
flikte sind weiter ungelöst. Aufgrund der
Seidenstraßeninitiative ist China nicht
nur ein Machtfaktor im Indischen Ozean
geworden, was Neu Delhi mit Argwohn
betrachtet. Besonders beunruhigend ist
aus indischer Sicht, dass Peking im Rah-
men dieser Initiative auch eng mit Pakis-
tan kooperiert, dessen Verhältnis zu In-
dien angespannt ist. pbo T

E
nde Juli führten die chinesi-
schen Seestreitkräfte in der Stra-
ße von Taiwan ein zweitägiges
Manöver durch. Nicht allein die
kurze Frist zwischen Ankündi-
gung und Beginn überraschte.

Auch die Dimensionen der Übung übertra-
fen alle Erwartungen. Weite Teile des Ostchi-
nesischen Meeres und der Norden des Süd-
chinesischen Meeres waren einbezogen. Die
gesamte küstennahe See zwischen Shanghai
und Hongkong wurde zum militärischen
Sperrgebiet erklärt. Betroffen davon waren
vor allem die Flug- und Seeverbindungen
zwischen Taiwan und dem Festland.
Nadelstichen dieser Art ist die Inselrepublik
vermehrt ausgesetzt, seit Tsai Ing-wen 2016
zur Präsidentin gewählt wurde, ist sie doch
eine Exponentin jenes politischen Lagers,
das die völkerrechtliche Unabhängigkeit
Taiwans in Betracht zieht. Dies anzustreben
heißt aus Sicht Pekings aber, eine rote Linie
zu überschreiten. In diesem Jahr ist der Ton
besonders rau, eine Drohgebärde folgte der
anderen. Bereits im April hatte die Volksbe-
freiungsarmee ein großes Manöver vor den
Küsten der Insel abgehalten. Am 24. Juli
veröffentlichte Peking sein neues Weißbuch
zur „nationalen Verteidigung in einer neuen
Ära“, das die Regierung in Taipeh in scharfer
Form kritisierte. Noch im gleichen Monat
untersagte die Volksrepublik bis auf weiteres
Individualreisen vom Festland auf die Insel.
Die USA, unter deren Schirm Taiwan bis
heute seine Selbständigkeit behaupten
konnte, reagierten mit einer verstärkten Prä-
senz von Kriegsschiffen in der Seeregion.

Zuspitzung Trotz dieser Zuspitzung der Lage
ist es derzeit unwahrscheinlich, dass die
Volksrepublik das Risiko einer militärischen
Eskalation in Kauf nehmen will. Sie darf
vielmehr davon ausgehen, dass die Zeit wei-
terhin für sie spielt. Mangelnde Geduld hin-
gegen könnte einen nachhaltigen Rück-
schlag nach sich ziehen. Chinas sicherheits-
politische Ambitionen und Maximen sind
kein Geheimnis. An ihnen wird seit der
kommunistischen Machtübernahme über
alle Kursänderungen des Regimes hinweg
kontinuierlich festgehalten. Im Zentrum
steht die nationale Souveränität, die es be-
dingungslos zu verteidigen gilt, nachdem
China im „Jahrhundert der Erniedrigung“
zwischen 1840 und 1940 der Fremdbestim-
mung durch auswärtige Mächte unterworfen
war. Darüber hinaus sind der territoriale Be-
sitzstand zu wahren und verlorene Gebiete,
auf die man einen historischen Besitzan-
spruch zu haben glaubt, zurückzugewinnen,
sobald dies möglich ist, ohne zu viel aufs
Spiel zu setzen. Daraus resultierten neben
dem Anspruch auf Taiwan auch Grenzstrei-
tigkeiten mit Russland, die unterdessen als
ausgeräumt gelten können, sowie mit In-
dien, die der Rivalität der beiden Schwerge-
wichte auf dem asiatischen Kontinent zu-
sätzliche Brisanz verleihen.
Besondere Kreativität legt Peking an den
Tag, um Rechte an den angrenzenden Mee-
ren für sich zu reklamieren. Hinsichtlich des
Südchinesischen Meeres sind sie kartogra-
phisch durch eine sogenannte Neun-Stri-
che-Linie festgehalten, die aus vorkommu-
nistischer Zeit stammt, schon vor 70 Jahren
vom damaligen Premierminister Zhou Enlai
ins Feld geführt und 2009 auch den Verein-
ten Nationen präsentiert wurde. Diese Linie
– es existieren auch Varianten mit zehn oder
elf Strichen, die die Ansprüche noch weiter

fassen – schmiegt sich U-förmig an die an-
rainenden Inselstaaten an und bringt Pe-
kings angeblich aus der vorkolonialen
Rechtslage abgeleitete Position zum Aus-
druck, dass 90 Prozent des Südchinesischen
Meeres mitsamt seiner Inseln und Riffe der
„unanfechtbaren Souveränität“ Chinas un-
terstünden.

Seevölkerrecht Ob Chinas Geschichtsbild
den historischen Tatsachen entspricht, sei
dahingestellt. Aus dem heutigen Seevölker-
recht lassen sich derartige Ansprüche jeden-
falls nicht begründen. Der von den Philippi-
nen eingeschaltete Ständige Schiedsgerichts-

hof in Den Haag hat in seiner Entscheidung
vom 12. Juli 2016 nahezu allen Argumenta-
tionen Pekings den Boden unter den Füßen
entzogen. Chinas Behauptung, dass ihm die
Souveränität über die Seegebiete innerhalb
der Neun-Striche-Linie zustünde, steht nicht
im Einklang mit der UN-Seerechtskonventi-
on, da dadurch den Philippinen, Vietnam,
Malaysia, Indonesien und Brunei ihre recht-
mäßig deklarierten Ausschließlichen Wirt-
schaftszonen streitig gemacht werden. In
der zwischen China und Taiwan auf der ei-
nen und den Philippinen auf der anderen
Seite umstrittenen Spratly-Inselgruppe
könnte zudem von keinem der Riffe oder

Felsen gesagt werden, dass es sich um eine
Insel im seevölkerrechtlichen Sinne hande-
le, da sie allesamt, auch wenn sie künstlich
aufgeschüttet worden seien und militärisch
genutzt würden, für eine längerfristige
menschliche Besiedlung nicht in Frage kä-
men. Damit ließen sich auch keine Aus-
schließlichen Wirtschaftszonen in einem
Radius von 200 Seemeilen, sondern allen-
falls Hoheitsgewässer im Umkreis von
zwölf Seemeilen legitimieren. Gleiches
dürfte auch für die Felsen und Riffe, die im
Südchinesischen Meer als die „Inselgrup-
pen“ Pratas, Paracel, und Scarborough fir-
mieren, gelten.

Die Entscheidung des Schiedsgerichtshofs
in Den Haag gilt völkerrechtlich zwar als
bindend, wird aber von Peking nicht aner-
kannt und ist auch nicht erzwingbar. Die
Lage im Südchinesischen Meer (und letzt-
lich auch im Ostchinesischen Meer) ist da-
her gekennzeichnet durch die Anarchie kon-
kurrierender Ansprüche mehrerer Staaten,
für deren Ausgleich es weder einen politi-
schen oder rechtlichen Rahmen noch einen
Hegemon gibt, der ein Machtwort sprechen
könnte. Auch die USA, die in dieser Weltre-
gion immer noch das größte Militärpotenzi-
al in die Waagschalen werfen können, be-
schränken sich darauf, ihre eigene Bewe-
gungsfreiheit sicherzustellen. Nahezu alle
Anrainer haben schon vor Jahrzehnten von
Riffen und Atollen, auf die sie Anspruch er-
heben, auch militärisch Besitz ergriffen und
diese Stellungen nach und nach ausgebaut.
Vor diesem Hintergrund kann es nicht über-
raschen, dass Sicherheitsvorfälle im Südchi-
nesischen Meer an der Tagesordnung sind.
Zumeist folgen sie dem Muster, dass Fische-
rei- oder Forschungsschiffe irrtümlich oder
absichtlich in die von der anderen Seite be-
anspruchten Territorialgewässer eindringen
und dann von Sicherheitskräften abge-
drängt oder aufgebracht werden. Mitunter
münden sie auch in Scharmützel. Größere
Konflikte haben sich in den vergangenen
Jahren daran nicht entzündet, doch muss
bereits ihre Eventualität als Bedrohung ge-
nug empfunden werden. Das Südchinesi-
sche Meer ist nicht irgendein Randmeer,
sondern eine Lebensader des Welthandels,
die mit dem Mittelmeer vergleichbar ist.
Durch sie läuft das Gros der Erdölversor-
gung Japans, Südkoreas und auch Chinas.
Gut ein Drittel des Welthandelsvolumens
durchquert das Südchinesische Meer. Darü-
ber hinaus ist es durch seinen eigenen Res-
sourcenreichtum (Fisch, Öl, Gas) von wirt-
schaftlicher Relevanz.

Alte Mächte Die Ausbeutung von Boden-
schätzen und die Kontrolle über einen im
globalen Rahmen wichtigen maritimen Ver-
kehrsknotenpunkt sind nicht die einzigen
Beweggründe, die das Interesse Pekings am
Südchinesischen Meer ausmachen – und
vielleicht auch nicht die wichtigsten. Von
fast allen Mächten, denen die Verantwor-
tung für das „Jahrhundert der Erniedri-
gung“ zuzuschreiben ist, geht heute für
China keine Gefahr mehr aus. Die europäi-
schen Kolonialmächte sind verschwunden.
Japan wurde durch seine Niederlage im
Zweiten Weltkrieg Einhalt geboten. Russ-
land ist in die Rolle eines Junior-Partners
gedrängt. Lediglich die USA sind als Kon-
trahent verblieben, der nicht allein den
Aufstieg Chinas zur regionalen Hegemoni-
almacht durch Gegenallianzen durchkreu-
zen, sondern auch das kommunistische Re-
gime insgesamt in Frage stellen könnte.
Noch wagt es China nicht, den Amerika-
nern entgegenzutreten, wenn sie unbeding-
te militärische Operationsfreiheit auch in
Seeregionen für sich in Anspruch nehmen,
die als Ausschließliche Wirtschaftszonen
Chinas deklariert wurden. Sollten sie diese
Zurückhaltung aufgeben, wäre eine ameri-
kanische Reaktion vermutlich unausweich-
lich und das Südchinesische Meer nicht
mehr nur eine Krisenregion, sondern ein
Konfliktschauplatz. Peter Boßdorf T

Der Autor ist Fachjournalist
für Sicherheitspolitik in Bonn.

Ein chinesischer Flugzeugträgerverband operiert im Südchinesischen Meer. © picture-alliance/Stringer/Imaginechina/dpa

Nadelstiche
SÜDCHINESISCHES MEER Die USA sind der letzte große
Rivale gegen Pekings strategische Ambitionen geblieben
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Büffeln für das Gaokao
BILDUNG Die Abi-Prüfungen im Juni sind ein landesweites Ereignis. Auswendiglernen steht im Vordergrund

D
ie große Prüfung des Le-
bens steht jedes Jahr im
Juni an: das Gaokao. Ein
Test, zwei Tage, von dem
in China fast alles ab-
hängt. Zehn Millionen

chinesische Teenager nehmen daran teil.
Wer gut abschneidet, darf eine der Eliteuni-
versitäten in Shanghai oder Peking besu-
chen, wer patzt, muss in die Provinz an eine
kleinere Hochschule. Vom Gaokao hängen
in China Karrieren ab.
Viele besorgte Eltern unter-
nehmen alles Mögliche, da-
mit die Prüfung gelingt: Am
Vorabend bestellen sie ein
Taxi, das auf keinen Fall die
Ziffer vier im Nummern-
schild trägt (vier und Tod
hören sich auf Chinesisch
verblüffend ähnlich an). In
der Vorbereitungszeit heu-
ern sie extra Köche an, die
besonders gesunde Gerichte
zubereiten, sie kaufen Ener-
giegetränke und manch ei-
ner lässt sich gar eine spe-
zielle Sauerstofftherapie aufschwatzen, da-
mit der Sohn oder die Tochter besser und
vor allem länger lernen können.
An den Testtagen wird auf vielen Baustellen
des Landes nicht gearbeitet, keine Kreissäge,
die jaulend die Konzentration stört, keine
Planierraupen, die Häuser abreißen. Auch in
den Nächten vor den Prüfungen, Stille, so-
weit das in chinesischen Millionenstädten
möglich ist. Damit niemand schummelt,
werden die Testbögen in Gefängnissen ge-

druckt. Die Prüfungszentren sind videoüber-
wacht. Es gibt Störsender, damit niemand
ein geschmuggeltes Smartphone nutzen
kann.
In den Monaten vor dem Gaokao geht es
vor allem ums Auswendiglernen. Das fängt
schon in der ersten Klasse mit den Schrift-
zeichen an. Etwa bis zur fünften, sechsten
Klasse dauert es, bis die Schüler genug Zei-
chen gepaukt haben, um eine Zeitung lesen
zu können. 3.000 bis 4.000 sollten es sein.
Auch später auf der Universität wird weiter

auswendig gelernt. Läuft
man während der Prüfungs-
zeit über den Campus einer
chinesischen Universität,
hört man ein Summen,
Hunderte Studenten mur-
meln ihre Texte vor sich hin.
Allzu kritisches Denken, gar
Widerspruch ist im System
nicht vorgesehen. Gute No-
ten bekommt stets der, der
Wissen reproduziert. Neue
Lösungen und eigene Ge-
danken sind nicht gefragt.
Selbst an den meisten Uni-

versitäten lernen die Studenten nur mit
Lehrbüchern, eigene Nachforschungen in
der Bibliothek strengen sie kaum an.
Diese Form des Lernens und das anschlie-
ßende Examen hat lange Tradition in China.
Bereits während der Han-Dynastie vor 2.000
Jahren wurde die kaiserliche Beamtenprü-
fung eingeführt. Staatsdiener wurde nur, wer
erfolgreich war: Adel, Geld, Beziehungen –
das half nichts im alten China, nur wer büf-
felte, hatte eine Chance.

Der Druck etwas zu lernen, setzt daher früh
ein. Schon im Vorschulalter bekommen viele
Kinder in den Städten Fremdsprachen beige-
bracht, in Shanghai werden Programme wie
der Kindergarten-MBA angeboten, Dreijähri-
ge haben dann Chemieunterricht, anstatt
mit Legosteinen eine Ritterburg zu bauen.
Die Stundenpläne vieler Kinder erinnern oft
an die ausgebuchten Kalender von Mana-
gern. Leisten können sich das allerdings nur
die Städter in den großen Metropolen wie
Shanghai, Peking oder Guangzhou.
Laut einer Umfrage aus dem
Jahr 2017 kommen etwa
85 Prozent der Jahrgangs-
besten aus den großen Städ-
ten. Viel hängt im sozialisti-
schen China davon ab, wel-
che Lehrer man hat, wie
man auf die Prüfungen vor-
bereitet wird, wo und auf
welche Schule man geht. In
manchen Dorfklassen lernen
mehr als hundert Schüler
zusammen in einem Raum,
die Lehrer sind zudem oft
schlecht ausgebildet. In be-
stimmten Gegenden in Peking hingegen, die
zum Einzugsgebiet besonders guter Ober-
schulen gehören, sind die Mieten inzwischen
auf Londoner und New Yorker Niveau ange-
langt. In Shanghai geben Eltern im Schnitt
mehrere zehntausend Yuan pro Jahr für
Nachhilfekurse aus. Durchaus mit Erfolg:
2009 nahmen Schüler aus Shanghai erstma-
lig am Pisa-Test teil und sie hängten ihre Al-
tersgenossen auf der Welt ab: Mathematik,
Leseverständnis, Naturwissenschaften – über-

all lagen die Shanghaier Kinder mit deutli-
chem Abstand vorne. Sechs Jahre später wur-
de der Test dann auf Peking und die beiden
reichen Küstenprovinzen Jiangsu und Gu-
angdong ausgeweitet. Nun sind die Ergebnis-
se nicht mehr ganz so eindrucksvoll. Platz
zehn erreichten die chinesischen Schüler in
der Gesamtwertung, fast gleichauf mit dem
deutschen Nachwuchs. Die ländlichen Re-
gionen sind in diesen Tests noch gar nicht
eingepreist und auch nicht die Kinder von
Wanderarbeitern.

Die Schulen in den großen
Städten werden nicht von
den Kindern aller Einwoh-
ner besucht. Der Grund ist
das sozialistische Meldesys-
tem. Von der Geburt an hat
jeder Chinese eine Haus-
haltsregistrierung, die soge-
nannte Hukou. Wer als
Wanderarbeiter vom Land
kommt und in großen Städ-
ten wie Shanghai oder Gu-
angzhou arbeitet, hat zu-
meist eine Dorf-Hukou und
ist somit nicht offiziell ein

Bewohner der Stadt, er muss seine Kinder in
der Heimatprovinz zur Schule schicken. Ein
Ummelden ist sehr kompliziert. Von einer in
die andere Stadt, das geht gerade noch so,
von einem Dorf im tiefen Westen Sichuans
etwa nach Shenzhen im Perlflussdelta oder
nach Peking, das ist so gut wie unmöglich
für einen Wanderarbeiter.
Das Gaokao selbst bestehen gut 70 Prozent,
relevant ist vor allem, die Punktzahl mit der
man abschließt. Nur etwa fünf Prozent der

Absolventen bekommen einen Platz an einer
der großen Universitäten in den Küstenstäd-
ten (siehe Leiste links). Für meisten Chine-
sen bedeutet es, dass sie sich lediglich an ei-
ner der vielen kleinen Hochschulen ein-
schreiben dürfen. Die Ausbildung dort ist
nicht besonders gut, wer im Anschluss einen
ordentlich bezahlten Job finden möchte, hat
es schwer. Längst nicht alle Absolventen fin-
den eine Anstellung.
Immer mehr Chinesen überlegen inzwi-
schen, wie sie ihre Kinder der Prüfung ent-
ziehen können. Denn: Bildung kostet Geld
in China, die Studiengebühren sind für die
meisten zu hoch und selbst wenn man nach
der Universität einen Arbeitsplatz gefunden
hat, verdient man anfangs oft kaum mehr als
ein Arbeiter am Band und muss zudem teure
Mieten in den großen Städten zahlen. Viele
Kinder vom Land treten die Studienplätze
gar nicht erst an und ziehen stattdessen
gleich als Wanderarbeiter in die Fabriken in
Süd- und Ostchina.
Zum anderen entscheiden sich inzwischen
immer mehr wohlhabende Chinesen dafür,
ihren Nachwuchs ins Ausland zu schicken
und ihm das Lern-Martyrium Gaokao zu er-
sparen: Sie gehen auf Internate in Europa,
High-Schools in den Vereinigten Staaten
oder besuchen internationale Schulen, die
überall in Asien eröffnen. Allein zwischen
2011 und 2015 vervierfachte sich die Zahl
chinesischer Schüler an amerikanischen
Schulen - alles für ein glückliches Leben oh-
ne Prüfung des Lebens. Christoph Giesen T

Der Autor ist Korrespondent der
„Süddeutschen Zeitung“ in Peking.

Schüler in der Stadt Fuyang bereiten sich auf die Hochschulzulassungsprüfung vor © picture-alliance/dpa/MAXPPP
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HOCHSCHULEN IN CHINA

Universität Peking
Die „Beida“ ist eine der wichtigsten
Hochschulen Chinas. Die Hochschule
wurde im ausgehenden 19. Jahrhundert
als Kaiserliche Universität von Peking
und eine der ersten modernen Hoch-
schulen Chinas gegründet. Sie ist im
20. Jahrhundert eng mit der Geschichte
des Landes verbunden: Ihre Studenten
spielten sowohl bei der „Bewegung des
vierten Mai“, der Protestbewegung ge-
gen den Versailler Vertrag im Jahr 1919,
wie auch in der studentischen Demo-
kratiebewegung der 1980er Jahre eine
zentrale Rolle. Im „QS World University
Ranking“ der weltweit besten Universi-
täten belegt die Hochschule mit ihren
derzeit knapp rund 42.500 Studenten
und gut 5.000 Lehrkräften Platz 22.

Tsinghua-Universität
Die Universität in unmittelbarer Nach-
barschaft zur Beida im Nordwesten Pe-
kings gilt als führende technische und
naturwissenschaftliche Universität Chi-
nas, der Schwerpunkt liegt auf den In-
genieurswissenschaften. Im weltweiten
„QS World University Ranking“ belegt
die Hochschule mit ihren knapp 37.000
Studenten und knapp 6.000 Lehrkräften
Rang 17 und liegt damit noch vor der
Peking Universität, das aktuelle „Times
Higher Education Ranking“ führt sie auf
Platz 28. Bekannte Absolventen sind
unter anderem Chinas Präsident Xi Jin-
ping und sein Amtsvorgänger Hu Jintao.
Die Anforderungen an die Bewerber
sind sehr hoch. An Spitzenuniversitäten
wie Beida und Tsinghua schafft es bei
Aufnahmeprüfungen zuweilen nur ein
einer von mehreren Tausenden Prüflin-
gen. Um dieses Nadelöhr zu umgehen
entscheiden sich viele für einen Um-
weg. Rund 500.000 chinesische Studen-
ten sind an Hochschulen im Ausland
eingeschrieben – vor allem in den USA,
Großbritannien und Australien.

C9-League-Universitäten
Weitere sieben chinesische Universitä-
ten haben sich mit den beiden renom-
mierten Hauptstadt-Hochschulen zur
exklusiven C9-League zusammenge-
schlossen, auch sie belegen regelmäßig
vordere Plätze in den internationalen
universitären Rankings. Neben der Fu-
dan-Universität und der Jiao-Tong-Uni-
versität (beide in Shanghai) sind dies
die Universität für Wissenschaft und
Technik in Hefei (etwa 300 Kilometer
westlich von Shanghai), die Zhejiang-
Universität in Hangzhou (140 Kilometer
südwestlich von Shanghai) die Jiao-
tong-Universität in Xi’an (Nordwestchi-
na) sowie die Universität in Nanjing,
der alten chinesischen Hauptstadt in
Zeiten der Ming-Dynastie.

Universitäten in Hongkong
Gleich vier der insgesamt 20 Hochschu-
len Hongkongs schafften es im aktuel-
len „QS World University Ranking“ un-
ter die 100 besten Universitäten der
Welt, ganze sechs im „Times Higher
Education Ranking“. An Einrichtungen
wie der University of Hong Kong oder
der Hong Kong University of Science
and Technology (44) wird in englischer
Sprache unterrichtet, das macht die
Stadt als Hochschulstandort und Ein-
gangstor zu China für Studenten aus
aller Welt attraktiv. ahe T

Mit Konfuzius im Koffer
WERTE China besinnt sich auf die eigenen kulturellen Traditionen – auch als Heilmittel gegen den Modernisierungsdruck

Der Ort ist mit Bedacht gewählt: Als Xi
Jinping 2012 sein Amt als KP-Generalse-
kretär antrat, wählte er die Bühne des
neueröffneten Chinesischen National-
museums an der Ostseite des Tianan-
men-Platzes, um sein Konzept des „chi-
nesischen Traums“ vorzustellen. Nicht
weniger als „das große Wiederaufblühen
der chinesischen Nation“ sei das erklärte
Ziel, die wieder einen „rechtmäßigen
Platz“ in der Welt einnehmen solle. Ge-
schickt bettet die KP-Führung mit sol-
chen Schlagworten ihren politischen
Kurs in die patriotische Erzählung der
„Widerauferstehung des chinesischen
Volks“ aus westlicher Unterdrückung ein.
Allerdings wirft diese Erzählung auch die
Frage auf, ob das K im Parteinamen sich
beim näheren Hinschauen nicht selbst
als ein westliches Konstrukt und als ein
Hinweis auf die Verwestlichung Chinas
entpuppen könnte.

Vage Antworten So oft der „chinesische
Traum“ beschworen werden mag und so
selbstbewusst sich KP-Funktionäre als
Führer einer aufstrebenden und mit ihren
Traditionen im Reinen befindlichen Nati-
on präsentieren mögen, die stolz auf eine
mehrtausendjährige Zivilisationsgeschich-
te zurückblicken könne, so vage werden

die Antworten auf die Frage, worin dieses
Erbe und die viel beschworene „Eigenart
des chinesischen Sozialismus“ eigentlich
bestehen.
Offensichtlich ist der verstärkte Rückgriff
im heutigen China auf Motive der eige-
nen Geschichte in Kino, Theater, Kunst
und teils auch Architektur – und etwa

auch im Aufblühen zahlreicher buddhisti-
scher und daoistischer Klöster, die immer
mehr vermögende Förderer in China fin-
den. Verständlich wird der Rückgriff auf
chinesischen Traditionen und Werten au-
ßerdem dort, wo es darum geht, den ge-
waltigen gesellschaftlichen Erschütterun-
gen des rasanten Aufstiegs, sozialer Kälte
und Teilnahms- und Rücksichtslosigkeit
im chinesischen Alltag, etwas entgegenzu-
setzen. An den Universitäten etwa erfreut
sich das Lehrfach Landeskunde (guoxue)
seit Jahren großen Zulaufs.
Aber schon der Blick in die sich so rasant
wandelnden chinesischen Millionenmetro-
polen zeigen auch Verunsicherung über die
eigene kulturelle Identität und den Wunsch
nach Verortung: Wohnhochhäuser und Bü-
rotürme wachsen aus rücksichtslos planier-
ten Altstädten, ein quietschbuntes Nebenei-
nander von Stilen, Formen, Zeichenspra-
chen aus wechselnden Epochen und Him-
melsrichtungen prägt das Bild. Teile der
uralten Pekinger Viertel Qianmen und Das-
hala südlich des Kaiserpalastes wurden ab-
gerissen und neu wieder aufgebaut – „origi-
naler denn je“. Erstaunten europäischen Be-
suchern eröffnen sich in China Sichtachsen
auf die Kopie des Pariser Eiffelturms ebenso
wie auf englische Tudor-Häuser und ge-
klonte Alpenidyllen.

Als Beispiel einer Verschmelzung von kon-
fuzianischer Tradition und Marxismus-Leni-
nismus gilt die Widerspruchslehre, die mar-
xistische Dialektik und vormoderne Tradi-
tionen dialektischen Denkens kombiniert.
So besteht für die KP der Hauptwiderspruch
heute „zwischen den ständig wachsenden
Bedürfnissen der Bevölkerung nach einem
schönen Leben einerseits und der unausge-
wogenen und unzureichenden Entwicklung
andererseits“. Zwei Jahrhundertziele hat die
chinesische Führung formuliert: Bis zum
hundertjährigen Geburtstag der KP im über-
nächsten Jahr will China den Aufbau einer
„Gesellschaft mit bescheidenem Wohl-
stand“ vollendet haben. Bis 2049, zum hun-
dertsten Jahrestag der Volksrepublik, soll
China ein „wohlhabender und starker, kul-
turell hochentwickelter, harmonischer, so-
zialistischer, modernisierter Staat“ sein. In-
wieweit sich Harmonie und kulturelle
Hochentwicklung von oben steuern und
formen lassen, bleibt die spannende Frage
des Aufstiegs Chinas. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperEiffelturm in einem Vorort von Hangzhou
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Der chinesische Weg
MENSCHENRECHTE Mit den abendländischen Vorstellungen hat Pekings Position wenig gemein

A
usgerechnet der 2015 ver-
storbene Ex-Bundeskanzler
Helmut Schmidt (SPD) hat
in der Menschenrechtsfrage
immer wieder eine Lanze
für die chinesische Regie-

rung gebrochen: „Die Menschenrechte sind
eine westliche Erfindung“, sagte der Hanse-
at etwa ein Jahr vor seinem Tod in einem
Interview. Und: „Ich würde für die Men-
schenrechte in meinem eigenen Staat not-
falls auf die Barrikaden ge-
hen, aber ich habe nicht das
Recht, anderen Leuten öf-
fentlich Ratschläge zu ge-
ben, wie sie die Menschen-
rechte verwirklichen“. Seine
Botschaft richtete sich dabei
an die deutsche Regierung,
nicht moralisch herablas-
send über China zu urtei-
len.
Tatsächlich unterscheidet
sich die offizielle Position
der Kommunistischen Par-
tei Chinas (KPCh) deutlich
von der christlich-abendländischen Men-
schenrechtsidee: Demnach hängen die
Menschenrechte, deren Schutz seit 2004 in
der chinesischen Verfassung verankert ist,
stets auch von den „wirtschaftlichen und
kulturellen Entwicklungen“, von „Denkwei-
se, Sitten und Bräuche“ des jeweiligen Lan-
des ab, wie das staatliche Medium „Beijing
Rundschau“ in einem Artikel von 2014 fest-
hält. Wenig überraschend stellt das konfu-
zianisch geprägte China das Wohl der Mas-

se über die Rechte von Minderheiten. Der
von 1987 bis 1998 amtierende Regierungs-
chef Li Peng formulierte dies unmissver-
ständlich: Für ein Entwicklungsland wie
China seien das Recht zu überleben sowie
das Recht auf wirtschaftliche Entwicklung
die wichtigsten Menschenrechte.
Nach dieser Argumentation hat Chinas Re-
gierung ihre Ziele in rasantem Tempo er-
reicht: Allein in den vergangenen 35 Jahren
ist die Alphabetisierungsrate der Bevölke-

rung von 66 Prozent auf
mittlerweile rund 97 Pro-
zent angewachsen. Seit
1990 sind die Arbeitslöhne
um das Achtfache angestie-
gen. Laut der staatlichen
Statistikbehörde umfasst
die chinesische Mittel-
schicht mittlerweile knapp
400 Millionen Personen –
also fast ein Drittel der Be-
völkerung, die ein Jahres-
einkommen zwischen rund
3.200 Euro und 32.000
Euro zur Verfügung haben.

Und doch ist dies nur eine Seite der Medail-
le: Westliche Nichtregierungsorganisationen
(NGO) kritisieren – etwa wie zuletzt Am-
nesty International –, dass sich die Men-
schenrechtslage in China „massiv ver-
schlechtert“ habe. So führt das Reich der
Mitte nach wie vor mit geschätzt mehreren
tausend Hinrichtungen pro Jahr den Todes-
strafenbericht von Amnesty an. Des Weite-
ren kritisiert die NGO die ausgeweiteten Si-
cherheitsgesetze zur Überwachung, willkür-

liche Verhaftungen und Folter. Auf dem
Pressefreiheit-Ranking von „Reporter ohne
Grenzen“ rangiert China zudem als 177.
auf dem weltweit viertletzten Platz.
„Die Behauptung der chinesischen Regie-
rung, ein Vorkämpfer für Menschenrechte
zu sein, weil die Armutsrate gesunken ist,
ist schlichtweg Propaganda“, meint Benja-
min Haas, der mehrere Jahre als Korrespon-
dent in China gearbeitet hat und derzeit
Gastwissenschaftler der Berliner Denkfabrik
Merics ist. „Es war allein der
Erfindungsgeist und die
harte Arbeit der chinesi-
schen Bevölkerung, die Mil-
lionen aus der Armut erho-
ben hat“, sagt der US-Ame-
rikaner. Der einzige Ver-
dienst, die der Regierung
bei diesem Prozess zukom-
me, sei es, sich von der de-
saströsen Wirtschaftspolitik
nach der kommunistischen
Revolution abgewendet zu
haben. Menschenrechte sei-
en, betont der China-Exper-
te, universal; und die unzähligen Chinesen,
die unter großem persönlichen Risiko für
ihre Rechte kämpfen, seien der beste Beleg
dafür.
Seit jeher lautet die Gretchen-Frage für viele
China-Experten, ob der chinesische Weg –
wirtschaftliche Öffnung des Landes bei
gleichzeitigem strikten Ein-Parteien-System
– nachhaltig funktionieren kann. „Früher
oder später wird sich Chinas Wachstum ver-
langsamen“, schrieb etwa der bekannte

„New York Times“-Kolumnist Thomas
Friedman bereits im Jahr 1998: „Das ist der
Zeitpunkt, an dem China eine legitimierte
Regierung benötigt. (...) Wenn Chinas 900
Millionen Dorfbewohner Telefone haben
und sich gegenseitig anrufen, wird das Land
unweigerlich offener werden“. Die damals,
wenige Jahre nach dem Fall der Sowjetuni-
on weit verbreitete Prognose vieler Analys-
ten lautete: Wenn die Chinesen einen ge-
wissen Wohlstand erreicht haben, werden

sie intuitiv freie Wahlen
einfordern.
Mehr als 20 Jahre nach
Friedmans Kolumne lässt
sich resümieren, dass diese
Rechnung nicht aufgegan-
gen ist. Zwar ist die Expan-
sion der mittlerweile zweit-
größten Volkswirtschaft der
Welt abgekühlt, seit die ge-
stiegenen Personalkosten
auf die Margen der Unter-
nehmen drücken und zu-
letzt auch der eskalierende
Handelskrieg mit den USA

den Ausblick trübt. Doch der rasante tech-
nische Fortschritt hat – wenn überhaupt –
die totalitären Tendenzen im Land nur
mehr verstärkt. Mittlerweile besitzen zwar
rund 800 Millionen Chinesen ein
Smartphone, doch statt zu einer offeneren
Gesellschaft hat dies vor allem zu einem ri-
giden Überwachungsstaat geführt.
Das Verständnis der KPCh von Menschen-
rechten lässt sich auch im jährlichen Regie-
rungsbericht an den Nationalen Volkskon-

gress ablesen. Darin hat Premierminister Li
Keqiang 2019 der Wahrung gesellschaftli-
cher Stabilität die höchste Priorität einge-
räumt: So sollen insgesamt elf Millionen
urbane Arbeitsplätze allein im Jahr 2019
kreiert werden. Gleichzeitig geht mit der
Strategie des „Stabilitätserhalts“ die Unter-
drückung von – wie es die KPCh nennt –
„destabilisierenden Elementen“ einher:
Dissidenten, kritische Intellektuelle, An-
hänger von Untergrund-Kirchen sowie an-
gebliche Terroristen in Xinjiang und Tibet
werden rigide verfolgt. Seit im Jahr 2015
ein neues Gesetz zur Nationalen Sicherheit
verabschiedet wurde, kann der Staatsappa-
rat noch stärker gegen Oppositionelle und
Aktivisten vorgehen.

Mittel des Machterhalts Die Menschen-
rechte in China dienen also zuallererst als
Instrument des Machterhalts der KPCh. Es
bleibt fraglich, ob der fehlende Rechtsstaat,
ausbleibende Meinungsfreiheit und unzu-
reichender Schutz von Minderheiten letzt-
endlich der gesellschaftlichen Entwicklung
des Landes im Wege stehen werden. „Ich
würde mir nicht trauen, hier eine Prognose
über den Ausgang anzustellen. Doch
schauen Sie sich nur mal folgende Zahlen
an: China gibt jährlich mehr Geld zur
Überwachung seines eigenen Volks aus als
für sein Militär, Forschung oder Wohnbau-
förderungen“, sagt Benjamin Haas vom
Merics Institut. Fabian Kretschmer T

Der Autor lebt als freier Ostasien-
Korrespondent in Seoul.

Exiltibeter in Indien fordern einen Tag vor dem Tod des chinesischen Dissidenten Liu Xiaobo im Juli 2017 die Erlaubnis zur Ausreise des lange inhaftierten Friedensnobelpreisträgers aus China. © picture-alliance/AP Photo
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Angst vor dem Ende der Freiheiten
TAIWAN Hongkongs schrumpfende Freiräume liefern der Inseldemokratie den Beleg, dass Pekings Slogan »Ein Land, zwei Systeme« nicht zu trauen ist

Wohl keine Gesellschaft stellt sich so ein-
deutig auf die Seite von Hongkongs Pro-
testbewegung wie die von Peking bean-
spruchte Inseldemokratie Taiwan. „Es ist
traurig zu sehen, wie die Rechtsstaatlichkeit
in Hongkong zusehends erodiert“, twitterte
Außenminister Joseph Wu Ende Juli. „Frei-
heit und Menschenrechte müssen ge-
schützt werden.“ Am Vortag hatte die Poli-
zei der chinesischen Sonderverwaltungszo-
ne Tränengas gegen Demonstranten einge-
setzt, maskierte Schlägertrupps waren un-
gehindert auf Protestteilnehmer losgegan-
gen. Auch Taiwans eher chinafreundliche
Oppositionspartei Kuomintang (KMT) rief
Hongkongs Verwaltung auf, im Dialog das
Vertrauen der Bevölkerung zu suchen.
Lange hatten vor allem Wirtschaft und
Tourismus die beiden früheren „asiatischen
Tiger“ miteinander verbunden. Doch heute
sehen es viele als gemeinsame Aufgabe, ih-
re Freiheiten – im Fall Taiwans gar die De-
Facto-Unabhängigkeit – gegen Pekings
Machtansprüche zu verteidigen.

„Taiwan steht am Abgrund, Hongkong ist
schon einen Schritt weiter – im negativen
Sinne“, sagt Klaus-Peter Willsch. Der CDU-
Bundestagsabgeordnete steht dem Parla-
mentarischen Freundeskreis Berlin-Taipei
mit knapp 30 Mitgliedern vor. „Hongkong
wurde von der Volksrepublik mit dem fal-
schen Versprechen ‚Ein Land, zwei Systeme‘
gelockt“, so Willsch. „Das hat sich als fata-
ler Fehler erwiesen.“

Dieses Prinzip sichert der früheren briti-
schen Kolonie Hongkong zu, trotz Rückga-
be an China seine inneren Angelegenhei-
ten bis 2047 ohne Einmischung zu regeln
– samt freier Wahlen und Rechtsstaatlich-
keit. Es entstand in den 1980er Jahren als
Modell für einen Anschluss Taiwans an die
Volksrepublik. Für diesen Fall wurde sogar
noch weiter reichende Autonomie in Aus-
sicht gestellt. Doch nun erkennen nicht
nur die Einwohner von Hongkong, dass ih-
re Freiräume zusehends enger werden.
Auch in den Augen der Taiwaner liefert die
Stadt mittlerweile vor allem ein abschre-
ckendes Beispiel dafür, dass Pekings Zusa-
gen kaum zu trauen sei.
Die jüngsten Ereignisse zeigten, „wie
schwierig, wenn nicht unmöglich es ist,
Freiheit und Demokratie auf der einen und
Autoritarismus auf der anderen Seite in ei-
nem Land zu vereinen“, sagt Frederic Krum-
bein von der Stiftung Wissenschaft und Po-
litik, der derzeit in Taiwan ist. Das verringe-
re „die ohnehin schon geringe Bereitschaft
einer Vereinigung mit China weiter“.
„So lange ich Präsidentin bin, wird ‚Ein
Land, zwei Systeme‘ nie eine Option sein“,
teilte Taiwans Staatschefin Tsai Ing-wen im
Juni mit, nachdem es in Hongkong Ausei-
nandersetzungen von Polizei und Demons-
tranten gegeben hatte. Der aktuelle Wider-

stand hatte mit millionenstarken Protest-
märschen gegen ein inzwischen zurückge-
zogenes Auslieferungsgesetz begonnen.
Für Taiwan markierte eine Rede von Chinas
Staats- und Parteichef Xi Jinping zu Jahres-
beginn einen Wendepunkt. Die Volksrepu-
blik strebe auf jeden Fall eine Vereinigung
mit Taiwan an, so Xi. Militärische Gewalt
sei eine Option. Schon zuvor hatte Peking
Kommunikationskanäle zu Taiwans Regie-
rung gekappt, Gesprächsangebote ignoriert
und den Druck auf vielen Ebenen erhöht.
Größtes Hindernis auf internationaler Büh-
ne ist für Taiwan das „Ein-China-Prinzip“,
mit dem Peking seinen Anspruch unter-
mauert. Nur 17 Länder unterhalten noch
diplomatische Beziehungen zu Taipeh. Wer
Taiwan als souveränen Staat behandelt, be-
kommt Ärger mit Peking. So folgen fast al-
le Länder einer Ein-China-Politik, wenn
auch in unterschiedlicher Form. Taiwans
Präsidentin Tsai kann etwa in den USA öf-
fentlich auftreten – anders als in der EU.

Neuwahlen Die deutsche Ein-China-Poli-
tik, so das Auswärtige Amt (AA), betone
„Frieden und Stabilität in der Taiwan-Stra-
ße im Rahmen des Status Quo, der aus-
schließlich friedlich und auf der Grundlage
eines von gegenseitigem Respekt geprägten
Dialogs geändert werden kann.“ Sie erken-

ne „nur die Volksrepublik China als einzi-
gen souveränen Staat in China an“.
Wie Taiwan in diese Definition passt, ist
unklar. 2008 hatte das AA nach einem
Treffen des damaligen Außenministers
Frank-Walter Steinmeier mit seinem chi-
nesischen Kollegen mitgeteilt, Berlins Ein-
China-Politik beinhalte „die Zugehörig-
keit“ Taiwans „zum chinesischen Territori-
um“. Ist dieser Begriff gleichbedeutend mit
der Volksrepublik China, oder bleibt da-
neben Raum für Taiwan, dessen eigene
Staatsbezeichnung „Republik China“ lau-
tet? Laut Willsch muss klar sein, dass
Deutschland selbst diese Politik definiert.
„Taiwan muss wissen: Wir lassen euch
nicht hängen.“
Am 11. Januar stehen in Taiwan Präsiden-
ten- und Parlamentswahlen an. Peking will
eine Wiederwahl Tsai Ing-wens verhindern.
Als Wunschkandidat gilt der populistisch
auftretende Han Kuo-yu von der KMT.
Doch die Ereignisse in Hongkong ringen
Han Zugeständnisse ab. „Ein Land, zwei
Systeme“ gebe es in Taiwan „nur über mei-
ne Leiche“, sagte er im Juni. Für wen die
Taiwaner sich bei der richtungweisenden
Wahl entscheiden, gilt derzeit noch als vö-
lig offen. Klaus Bardenhagen T

Der Autor ist freier Journalist in Taipeh.
Demonstration in Hongkong im Juni
2019 gegen das Auslieferungsgesetz
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

MINDERHEITEN IN CHINA

Nationale
Minderheiten
Von den zirka 1,382 Milliarden Men-
schen in der Volksrepublik China sind
etwa 92 Prozent Han-Chinesen. Dane-
ben gibt es 55 weitere ethnische Grup-
pen, die offiziell als nationale Minder-
heiten Chinas anerkannt sind und deren
Wohngebiete zwei Drittel des Landes
umfassen – wobei nicht selten auch
dort die Han-Chinesen die Mehrheit
stellen. Die Bevölkerungszahl dieser
Minderheiten schwankt zwischen eini-
gen Tausend und mehreren Millionen;
zu den bevölkerungsreichsten zählen
die Zhuang, die Mandschu, die Hui und
die Uiguren mit jeweils mehr als zehn
Millionen Menschen sowie die Miao,
die Yi, die Tujia, die Tibeter und die
Mongolen mit jeweils mehr als fünf Mil-
lionen.

Die Zhuang, Mandschu,
Hui und Uiguren

Die größte Minderheit in der Volksrepu-
blik stellt nach dem Zensus von 2010
das Volk der Zhuang, das größtenteils
im Südosten Chinas lebt, mit rund
16,9 Millionen Menschen. Die Man-
dschu, die von 1644 bis 1911 mit der
Qing-Dynasie das letzte Kaiserhaus Chi-
nas stellten, kommen danach auf etwa
10,4 Millionen Menschen, die insbeson-
dere im Nordosten des Landes zu fin-
den sind. Weit verbreitet sind in China
die Hui mit etwa 10,6 Millionen Men-
schen, die indes von Taiwans Regierung
nicht als Nationalität, sondern als Han
muslimischen Glaubens betrachtet wer-
den. Moslems sind zunmeist auch die
turksprachigen Uiguren mit gleichfalls
mehr als zehn Millionen Menschen, die
zum größten Teil im Uigurischen Auto-
nomen Gebiet Xinjiang im Nordwesten
Chinas beheimatet sind.

Die Miao, Yi, Tujia, Tibeter
und Mongolen

Etwa 9,4 Millionen Menschen in der
Volksrepublik gehören dem Volk der
Miao im Süden des Landes an. In eher
südwestlicheren Provinzen siedelt das
Volk der Yi mit rund 8,7 Millionen Men-
schen, während die zirka 8,4 Millionen
Tujia überwiegend in südöstlicheren
Provinzen zu finden sind. Die etwa 6,3
Milionen in China lebenden, buddhisti-
schen Tibeter wohnen großteils im Süd-
westen im Autonomen Gebiet Tibet auf
dem Gebiet des historischen, als „Dach
der Welt“ bekannten Tibet. Von den
rund sechs Millionen Mongolen in Chi-
na ist der Großteil in der inneren Mon-
golei beheimatet; die Mongolen stellten
die von 1279 bis 1368 in China regie-
rende Yuan-Dynastie.

Religiöse
Minderheiten

In der laizistischen Volksrepublik
herrscht eine atheistische Staatsideolo-
gie; den rund 90 Millionen Mitgliedern
der Kommunistischen Partei ist das Be-
kenntnis zu einer Religion untersagt.
Laut Verfassung erkennt der chinesische
Staat fünf Religionen an, nämlich
Buddhismus, Daoismus und Islam sowie
protestantisches und katholisches
Christentum. Gleichwohl müssen sich
kirchliche Gruppen beim Religionsamt
registrieren lassen und sich einer der
staatlich kontrollierten Kirchen bezie-
hungsweise religiösen Vereinigungen
unterordnen. Gruppen, die sich Regis-
trierung und Kontrolle zu entziehen ver-
suchen, sind nach Angaben des Auswär-
tigen Amtes (AA) Repressalien und Ver-
folgung ausgesetzt; auch 2018 kam es
laut AA zu Zwangsräumungen und Ab-
rissen von Kirchen. Insbesondere Falun
Gong und christliche Hauskirchen wer-
den den Angaben zufolge verfolgt und
auch Angehörige der islamischen Min-
derheit der Uiguren und des tibetischen
Buddhismus zunehmend unterdrückt.

Zahl der Religionsanhänger
in der Volksrepublik

Die Zahl der Religionsanhänger in der
Volksrepublik China lässt sich nur sehr
grob angeben, zumal verschiedene
Quellen unterschiedliche Daten aufwei-
sen. Ungefähren Angaben nach offiziel-
len Daten von 2000 und einer Schät-
zung aufgrund von Umfragen zweier
Professoren von 2005 zufolge sind etwa
300 bis 400 Millionen Gläubige. Davon
sind 150 bis 200 Millionen Buddhisten,
während die chinesische Volksreligion
ungefähr 130 Millionen Anhänger hat.
Die Zahl der Christen bewegt sich zwi-
schen 33,5 und 48 Millionen, wobei die
Protestanten 25 bis 35 Millionen zählen
und die Katholiken 8,5 bis 13 Millionen.
Die Muslime stellen elf bis 18 Millionen
Menschen und die Daoisten 5,5 Millio-
nen. sto T
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Anzeige

S
üdkorea hat coole TV-Serien und
K-Pop, Japan coole Mangas, Hong-
kong hat coolen Kanto-Pop und
China hat – einen uncoolen Kon-
fuzius. In Wirtschaft und Politik
glänzt die Volksrepublik als neue

Weltmacht, aber seine moderne Kultur ent-
faltet über die eigenen Grenzen hinaus kaum
Anziehungskraft. Chinas wenige Kulturexpor-
te kommen antiquiert daher und tragen ei-
nen langen Bart. Fragt man jüngere Men-
schen in Deutschland, was sie von chinesi-
scher Kultur wissen, kommt nicht viel als
Antwort. Dabei ist sie lebendig, die populäre
Kultur Chinas, und auf den Straßen der chi-
nesischen Metropolen und in den sozialen
und traditionellen Medien lässt sich beob-
achten, was heute in China ankommt. Von
Teenie-Idolen bis hin zu Kult-Serien findet
sich alles, was es im Westen auch gibt. China
ist der größte Markt für Filme geworden. Seri-
en und Game-Shows nach amerikanischem
Vorbild werden in Masse produziert.
Es gibt kreative Mode-Designer und Street-
wear, Musik- und Theater-Festivals und ne-
ben den süßlichen Schlagern des Main-
streams findet man auch andere Musik, Rock
und Jazz und etwa die schrägen „Higher
Brothers“ mit ihrem chinesischem Rap. Es
gibt Standup-Comedy, moderne Literatur on-
line und auf Papier. In den sozialen Medien
und auf Wechat, dem chinesischen Äquiva-
lent der Whatsapp, setzen die Prominenten
der Unterhaltungsbranche Stil und Themen.

Mäßige Erfolge beim Film All das kennt
man in Europa kaum. Was im Westen ange-
kommen ist, kam oft über den Umweg Hol-
lywood und Hongkong wie die Kung-Fu-Fil-
me. Schauspieler wie der Hongkonger Super-
star Jackie Chan sind damit groß geworden.
Ansonsten wurden im Westen eher diejeni-
gen chinesischen Künstler bekannt, die es
mit der westlichen Kultur versuchen wie mit
der klassischen Musik. Die chinesischen Pia-
nisten Lang Lang oder Yujia Wang sind Welt-
stars geworden.
Auch chinesische Filme erreichen nicht die
große Masse in Europa und Amerika oder bei
den asiatischen Nachbarn. Zwar gibt es im-
mer wieder Erfolge der kleinen Gruppe rela-
tiv unabhängiger Filmemacher, die bei Festi-
vals in Europa Preise gewinnen. Doch große
Publikumserfolge werden sie nicht. Die frü-
hen Dramen des wohl berühmtesten Regis-
seurs Zhang Yimou über die Zeit der Kultur-
revolution waren im Westen noch bekannt,
seine neueren, aufwändig produzierten His-
torienschinken und Kostümfilme, mit denen
er sich bei den Kulturfunktionären der Partei
anbiederte, finden im westlichen Ausland
kein Interesse. Auch andere in China beliebte
Film-Regisseure wie Feng Xiaogang haben au-
ßerhalb Chinas den Durchbruch nicht ge-
schafft.
Hinderlich wirkt die Sprachbarriere. Wer ver-
steht schon chinesisch und könnte chinesi-
schen Rap verstehen, zeitgenössische Litera-
tur im Original lesen oder ein modernes chi-
nesisches Theaterstück verfolgen? Es wird
aber auch vieles übersetzt und schließlich
gibt es die Sprachbarrieren auch in Japan,
Korea und Taiwan und trotzdem kommen
deren Kulturprodukte international an.
Die chinesische Führung kann derzeit nur
von einer Zeit träumen, da chinesische Kultur
etwa in den Zeiten der Tang-oder Ming-Dy-
nastie nicht nur in seine Nachbarländer, son-
dern auch über die Seidenstraße bis in den
Nahen Osten und nach Europa strahlte. Prä-
sident Xi Jinping, dessen Ziel es ist, China
seinen „angestammten Platz“ in der Welt
wiederzugeben, will China wieder in dem
Glanz und Macht sehen, die es zu Zeiten des
Kaiserreiches hatte. Dabei hätte die chinesi-
sche Regierung gern, dass die chinesische
Kultur auch im Ausland wieder attraktiv
wird.
Präsident Xi Jinping will, dass China nicht
nur wirtschaftlich, sondern auch kulturell
wieder führend wird. China soll mit „soft

power“ wirken, einer Macht, die auf der At-
traktivität von Kultur und Ideologie basiert,
wie man dies neidvoll etwa in den USA oder
in anderen westlichen Staaten und Japan
sieht. Wie so oft, versucht Chinas Führung,
mit staatlicher Planung zu richten, was sich
spontan nicht so richtig entwickeln will. In
China selbst heißt das, der „Ausbau einer
„Kulturindustrie“, die mit staatlichen Mitteln
gefördert, die der Partei genehme Unterhal-
tung und Inhalte verbreiten soll.
Im Ausland hat die chinesische Regierung ei-

ne große Offensive weltweit mit ihren „Kon-
fuzius-Instituten“ gestartet. Die sollen gemäß
ihrem Auftrag nicht nur die chinesische Spra-
che, sondern auch chinesische Kultur verbrei-
ten. Dabei entbehrt es nicht der Ironie, dass
die kommunistische Regierung ihren Kultur-
export gerade im Namen eines alten Philoso-
phen ankurbeln will, dessen Einfluss sie ur-
sprünglich in China ausmerzen wollte.
Viel Geld wird investiert, 500 Institute wur-
den weltweit schon gegründet. In Deutsch-
land gibt es 19 Konfuzius-Institute, die meis-

ten sind angedockt an Universitäten. Doch
ein Blick auf die Programme der Konfuzius-
Institute zeigt, dass die meisten am „klassi-
schen“ Programm hängen bleiben. Neben
dem Chinesisch-Unterricht kann man Kurse
in Kalligraphie, in Qi Gong und Tai Qi oder
in Traditioneller Chinesischer Medizin besu-
chen. Man kann chinesisch Kochen lernen
oder an den Feiertagen Drachentänze bewun-
dern. Nur wenige Institute greifen Pop-Kul-
tur, politische Themen oder Gesellschaftsfra-
gen des heutigen China auf.

Auch als sich die chinesische Kultur auf Ge-
heiß der Kommunistischen Partei und des
Regisseurs Zhang Yimou bei der Eröffnung
der Olympischen Spiele in Peking von 2008
erstmals auf der Weltbühne präsentierte,
stand auch schon die klassische Kultur im
Vordergrund, etwa die Vorstellung der vier
großen Erfindungen Chinas. Trotzdem ist der
Ansatz der Konfuzius-Institute schon besser
als die Bemühungen in den ersten Jahrzehn-
ten der Volksrepublik, als Chinas vornehmli-
cher Kulturexport die Peking-Oper war und

deren kunstvolle Masken und Kostüme über-
all als Aushängeschild chinesischer Kultur ge-
zeigt wurden.
Als Xi Jinping auf einer seiner ersten
Deutschlandreisen mit deutschen Sinologen
und Vertretern deutscher Konfuzius-Institute
zusammentraf, beklagte er, dass es „Vorurtei-
le“ gegen die Volksrepublik China gebe, weil
die Ausländer die traditionelle Kultur Chinas
nicht verstehen. Mit „Vorurteilen“ meint Xi
Jinping westliche Kritik an der Einparteien-
herrschaft in China mit ihren Menschen-
rechtsverletzungen und einem überborden-
den Überwachungsstaat.
Ob er versteht, dass Chinas Umgang mit Dis-
sidenten und Bürgerrechtlern und kritischen
Künstlern abschreckend wirkt? Der mit dem
Friedensnobelpreis ausgezeichnete Schriftstel-
ler Liu Xiaobo starb nach langer Haft im Ge-
fängnis. Seine Frau, die Dichterin Liu Xia,
stand während dieser Zeit jahrelang unter
Hausarrest. Der international gefeierte Künst-
ler Ai Weiwei saß für sein Engagement im Ge-
fängnis. Als 2012 der Literaturnobelpreis an
den chinesischen Schriftsteller Mo Yan verlie-
hen wurden, entspann sich in Europa dann
auch gleich eine Debatte darüber, ob er ein
„Apologet des Systems“ sei, nicht aber über
seine Werke und deren Qualitäten.
Tatsächlich ist es auch kaum mangelnde
Kenntnis über Konfuzius als gerade die auto-
kratische Politik der Kommunistischen Par-
tei, die einer Verbreitung chinesischer Kultur
im Ausland im Weg steht. So gibt es für die
jüngere Generation in westlichen Ländern,
selbst wenn sie sich für Politik nicht interes-
sieren, wohl kaum eine „uncoolere“ Vorstel-
lung als die Tatsache , dass in China das In-
ternet zensiert ist und Dienste wie Facebook,
Instagram und Whatsapp nicht erreichbar
sind.

Potenzial für Hip Hop Aber auch nach au-
ßen wirkt die strikte chinesische Zensur – mit
Youtube und Facebook sind zwei Kanäle von
der Zensur geschlossen worden, die für die
weltweite Verbreitung von neuen Trends ver-
antwortlich sind. Mit der Abschottung des
chinesischen Internets mit der „großen
Brandmauer“ gegen außen verhindert die
chinesische Regierung auch Verbreitung chi-
nesischer Trends nach außen.
So hätte nach Meinung vieler Rap-Enthusias-
ten der chinesische Hip Hop das Potenzial,
sich zu einem Kulturexporterfolg Chinas zu
entwickeln, doch gerade im Fall Hip Hop
zeigen sich auch die durch die Zensur gesetz-
ten Grenzen. Im Jahr 2018 wurde eine erfolg-
reiche Hip-Hop-TV-Show abgesetzt und Rap-
per dürfen nur noch im Fernsehen auftreten,
wenn sie bestimmte Kriterien der Kultur-
Funktionäre erfüllen, etwa keine Tattoos zu
zeigen oder keine vulgäre Sprache zu benut-
zen. Oft ist aber nicht ganz klar, was die Zen-
soren stört. Und dann ist es allein schon die-
se Unsicherheit, die die Kreativität von
Künstlern dämpft.
Auch im Ausland wird die chinesische Zensur
aktiv, etwa indem chinesische Diplomaten
vor Kulturveranstaltungen, die der offiziellen
chinesischen Politik nicht gefallen, bei den
Veranstaltern vorstellig werden und manch-
mal sogar über Proteste von chinesischen
Auslandsstudenten zu verhindern suchen.
So bleibt die chinesische Kulturvermittlun-
gen in der Politik und der Zensur gefangen.
Es ist nicht Verständnis der kommunisti-
schen Führung, dass zur Darstellung der
Kultur eines Landes auch deren kritische Re-
flexion gehört. Auch sieht sie nicht, dass
„coole“ Kultur und „soft power“ sich durch
Kreativität und nicht auf Geheiß entwi-
ckeln. So wird die Anziehungskraft chinesi-
scher Kultur im Ausland weiter beschränkt
bleiben. Petra Kolonko T

Die Autorin schreibt seit Jahrzehnten für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung über China.
Sie war dort drei Mal politische Korresponden-
tin, zuletzt arbeitete sie von 2012 bis 2017
in Peking.

Die kleinformatigen Märchenfiguren der chinesischen Künstlerin Zhang Jing – hier bei einer Ausstellung in Peking – ziehen viele Menschen in den Bann. Ihre Werke werden auch im
Ausland gerne gezeigt. © picture-alliance/dpa

Uncooler Konfuzius
KULTUREXPORT Erfolge werden durch Staatsdirigismus und Zensur gebremst

Umworben von Pekings Führung
AUSLANDSCHINESEN Die mehr als 40 Millionen »Huaqiao« treiben mit ihren Investitionen die Marktwirtschaft daheim voran

Es war ein Wendepunkt in der Geschichte der
Volksrepublik. Im Jahr 1979 gab Parteiführer
Deng Xiaoping die Weisung, in Südchina vier
Wirtschaftssonderzonen auszuweisen. Wäh-
rend ganz China noch in bitterer Armut lebte
und mit den Folgen der Kulturrevolution und
der Planwirtschaft zu kämpfen hatte, sollte in
den vier Enklaven der Kapitalismus in Gestalt
ausländischer Investoren und Managements
einziehen dürfen. Die Zonen wurden ein vol-
ler Erfolg, mit ihnen begann der wirtschaftli-
che Aufschwung Chinas.
Dass diese neuen Inseln des Kapitalismus an
der südchinesischen Küste ausgewiesen wur-
den, hatte seinen Grund. Die kommunistische
Führung, die damals im kapitalistischen Aus-
land noch nicht viele Freunde hatte, wollte als
Investoren erst einmal reiche chinesische Un-
ternehmer aus Übersee gewinnen, die Wirt-
schaftselite der „Huaqiao“, der Auslandschi-
nesen. Ihnen wurden Steuervorteile und billi-
ge Arbeitskräfte geboten, gleichzeitig appel-
lierte die chinesische Regierung an den „Pa-
triotismus“ der Unternehmer. Sie sollten et-
was zum Aufbau ihrer Heimat beitragen, denn
die meisten dieser Auslandschinesen stamm-
ten aus den südchinesischen Provinzen Gu-
angdong und Fujian.
Es war nicht selbstverständlich, dass auslands-
chinesische Unternehmer diesem Ruf folgten,
waren viele von ihnen doch in den Grün-

dungszeiten der Volksrepublik von den Kom-
munisten vertrieben worden oder vor ihnen
geflohen. Während der Kulturrevolution wa-
ren Chinesen im Ausland gar verteufelt wor-
den. Wer Verwandte in Übersee hatte, wurde
der Spionage bezichtigt und die Chinesen wa-
ren damals gezwungen, ihre Beziehungen zu
den fernen Verwandten zu kappen.
Die meisten „Huaqiao“-Ge-
meinden gehen schon auf
frühere Auswanderungsbewe-
gungen zurück. Im 19. Jahr-
hundert und zu Ende des
Kaiserreiches gingen viele
Chinesen nach Malaysia, In-
donesien, auf die Philippi-
nen, nach Singapur oder
Hongkong, das damals noch
britische Kolonie war, und
wurden dort erfolgreiche Ge-
schäftsleute. Insgesamt zählt
man 40-60 Millionen Aus-
landschinesen, je nachdem
ob man, wie die Pekinger Regierung das tut,
die Bürger Taiwans dazu zählt. Etwa 29 Millio-
nen leben in Südostasien. Außer durch Ge-
schäftstüchtigkeit zeichnen sie sich auch
durch starken Sippenzusammenhalt aus.
Die chinesische Parteiführung scheint über-
zeugende Argumente und Versicherungen ge-
habt zu haben. Die Investitionen der

Auslandschinesen wurden die wichtigste
Quelle ausländischen Kapitals in den neuen
Enklaven Shenzhen, Shantou, Zhuhai und
Xiamen. Die Sonderzonen wurden ausgewei-
tet und allmählich verbreitete sich das Modell
in ganz China. Als nach der Niederschlagung
der Demokratiebewegung 1989 westliche In-
vestoren sich kurzfristig vom chinesischen

Markt zurückzogen, waren es
wiederum die Auslandschine-
sen, die blieben.
In den 1990er Jahren kamen
80 Prozent aller ausländi-
scher Investitionen in China
von Auslandschinesen. Unter
den Investoren waren Mag-
naten wie der Hongkonger
Immobilientycoon Li Ka-
shing oder der chinesisch-
stämmige malaysische Milli-
ardär Robert Kuok. Die Aus-
landschinesen haben einen
unschätzbaren Beitrag zur Er-

richtung der chinesischen Marktwirtschaft ge-
leistet, schreibt der Sinologe Oskar Weggel.
Ohne sie wäre das Projekt der „Reform und
Öffnung“ Chinas nicht so schnell vom Fleck
gekommen.
Mittlerweile sind Investoren aus aller Welt in
der Volksrepublik vertreten und die chinesi-
sche Wirtschaft ist Teil der globalen Wirtschaft

geworden. Unternehmen aus aller Welt sind
in China vertreten, das zur zweitgrößten Wirt-
schaftsmacht der Welt geworden ist. Die Aus-
landschinesen werden aber weiterhin von der
chinesischen Führung umworben.
Bei einer nationalen Konferenz zu Fragen der
Auslandschinesen, zu der Unternehmer und
Repräsentanten von auslandschinesischen Ge-
meinschaften nach China gekommen waren,
rief Staats- und Parteichef Xi Jinping die Aus-
landschinesen auf, „sich zusammenzuschlie-
ßen, um den großen Wiederaufstieg der chi-
nesischen Nation“ zu verwirklichen. Sie alle
sollten eine positive Rolle in der Wiederbele-
bung Chinas spielen.
Xi Jinping dürfte dies auch mit Seitenblick auf
die mittlerweile fast fünf Millionen Chinesen
gesagt, haben, die in den USA leben. Wenn
sich die Beziehungen zu den Vereinigten Staa-
ten durch den Handelsstreit mit Präsident
Trump weiter verschlechtern, könnten die
amerikanischen Auslandsschinesen eine Lob-
by bilden oder und versuchen, als Vermittler
aufzutreten. P.K. T
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Rot-Gelb an der
Fleischtheke

Im Sommerloch tun sich die interes-
santesten Konstellationen auf: Wer
hätte denn gedacht, dass einst sozia-
listische Linke und die neoliberale

FDP Seit‘ an Seit‘ zur Verteidigung des
kleinen Mannes und der kleinen Frau
marschieren. Für die eigentlich so gegen-
sätzlichen Lager ist klar: Die Vorschläge
zu einer Mehrwertsteuererhöhung für
Fleisch gehen gar nicht. Klassenkampf
von oben, rufen da die einen, Feuer und
Flamme nicht nur dem Grill, sondern
auch der Repression in Form von Mwst.-
Klima-Aufschlag, würde die Steuer doch
vor allem jene treffen, die ohnehin
schon wenig im Portmonee haben. Das
revolutionäre Subjekt, das die politische
Linke schon seit langem sucht, aber
nicht findet, wird es gar an den Tiefkühl-
truhen der Discounter geboren? Aller-
dings suchen dort auch die Liberalen
nach Freiheitskämpfern. Jenen, die be-
herzt auch in billiges Fleisch beißen
wollen. Klar, der klassische FDP-Wähler
hat Weber-Grill, Beef-Abo und Irish
Black Angus Filet, aber es geht um’s
Prinzip, um die Freiheit. Liberté, Égalité,
Fleischbeilagé.
Nun bewegt die Volksvertreter nicht nur,
was die Wähler auf den Grill, in die
Pfanne oder in den Thermomix hauen,
sondern auch, was im Hohen Haus
selbst auf den Tisch kommt. Zumindest
zwei Abgeordnete nutzten die sitzungs-
freie Zeit, um die Speisepläne der diver-
sen Restaurants im Parlament zu studie-
ren. Ihr Fazit: viel zu wenig Zutaten aus
Deutschland und damit zu wenig Wert-
schätzung für deutsche Bauern. Das soll
sich ändern, fordern sie, und damit kön-
nen sich Abgeordnete und Mitarbeiter
quasi schon auf die nächste kulinarische
Themenwoche in der Kantine freuen:
„Cuisine Alman – Kartoffelauflauf à la
Krauts für alle“. Sören Christian Reimer T

VOR 35 JAHREN...

Fälscher
vor Gericht
21.8.1984: Prozess um Hitler-Tagebü-
cher. „Dem ,Stern‘ ist die größte journa-
listische Leistung der letzten Zeit gelun-
gen“, sagte Chefredakteur Peter Koch am
25. April 1983. Wenige Tage später war
daraus der wohl größte Journalismus-
Skandal der Bundesrepublik geworden.
Am 6. Mai widersprachen Bundeskrimi-
nalamt und Bundesanstalt für Material-
prüfung früheren Gutachten und teilten

mit, dass die angeblichen Hitler-Tagebü-
cher Fälschungen sind. Angefertigt von
dem Militariahändler Konrad Kujau, der
Redaktion untergejubelt von Reporter
Gerd Heidemann. Der Verlag „Gruner +
Jahr“, in dem der „Stern“ erscheint, hat-
te für alle 60 Tagebücher über neun Mil-
lionen D-Mark gezahlt. Am 21. August
1984 begann in Hamburg der Prozess
gegen Fälscher und Reporter.
Zum Auftakt kamen rund 80 Journalis-
ten aus aller Welt. Kujau erschien früh
und gab Interviews. Insgesamt waren
62 Zeugen und acht Sachverständige ge-
laden. Die Anklageschrift umfasste
165 Seiten. Doch am ersten Tag wurde
nicht viel verhandelt: Die Verteidigung
hatte einen Befangenheitsantrag gegen
Gericht und Staatsanwaltschaft gestellt,
woraufhin die Verhandlung vertagt wur-
de. Nach 93 weiteren Verhandlungsta-
gen fiel elf Monate später, im Juli 1985,
das Urteil. Heidemann wurde wegen Be-
trugs zu einer Freiheitsstrafe von vier
Jahren und acht Monaten, der geständi-
ge Kujau zu vier Jahren und sechs Mona-
ten verurteilt. Wo die Millionen von
„Gruner + Jahr“ geblieben sind, konnte
nicht restlos geklärt werden. 2013 über-
gab der Verlag alle gefälschten Hitler-Ta-
gebücher an das Bundesarchiv in Ko-
blenz. Benjamin Stahl T

Fälscher Konrad Kujau betritt im August
1984 das Hamburger Landgericht.
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LESERPOST

Zur Ausgabe 31-32 vom 29. Juli 2019
„Volles Programm“ auf Seite 13:
Die deutschen Wähler haben sich durch die
hohe Wahlbeteiligung einen Neustart für
Europa erhofft. So wie es aussieht, wird es da-
zu aber nicht kommen, da sich der Europäische
Rat bei der Neubesetzung der drei von vier
Spitzenpositionen auf Politiker geeinigt hat,
die im Spätherbst ihrer politischen Karriere
stehen: Ursula von der Leyen (60 Jahre), die
wie „Kai aus der Kiste“ plötzlich als Kommissi-
onspräsidentin auf der EU-Ebene erschien.
Christine Lagarde (63 Jahre) als EZB-Präsiden-
tin und Josep Borrell (72 Jahre) als EU-Außen-
beauftragter. Frau von der Leyen wird, ohne
große Impulse für die Weiterentwicklung der
EU geben zu können, in den kleinen Fußab-
druck des bisherigen EU-Kommissionspräsi-
denten Jean-Claude Juncker treten. Frau Lagar-
de übernimmt von Mario Draghi den mächti-

gen EZB-Posten und wird, wie bereits ange-
kündigt, den Draghi-Kurs der Nullzinspolitik
fortsetzen. Müssen EZB-Präsidenten denn im-
mer aus Ländern kommen, deren Gesamtver-
schuldung weit über dem vereinbarten Maas-
tricht-Kriterium von maximal 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts liegt?
Auch die bisherige EU-Außenbeauftragte Fede-
rica Mogherini ist in diesem restriktiven Amt
ohne erkennbare Wirkung geblieben und da-
ran wird sich unter Josep Borrell nichts ändern.
Auf den bisherigen EU-Ratspräsidenten Do-
nald Tusk, der das Amt souverän geführt hat,
folgt nun der einzige jüngeren Alters, Charles
Michel (43 Jahre). Mit diesem Quartett folgt
die Fortschreibung der bisherigen Politik. Die
Probleme außerhalb und innerhalb der Union
werden immer vielfältiger und es besteht die
Möglichkeit einer einsetzenden Absetzung von
den Idealen eines gemeinsamen Europas. Die

Europäische Union muss dringend reformiert
werden.

Hans-Dieter Seul,
Berlin

Zur Beilage „leicht erklärt“ vom 1. Juli
2019, „Bundes-Wehr im Kosovo. Der
Einsatz wurde verlängert“:
In der Beilage zur Verlängerung des Kosovo-
Einsatzes durch den Bundestag fehlt der Hin-
weis auf die massive Bombardierung Rest-Ju-
goslawiens durch die Nato im Frühjahr 1999.
Sinn der Beilage sind „Informationen in leich-
ter Sprache“. Auch wenn Bombardements, vor
allem wenn sie völkerrechtswidrig sind, nicht
so einfach einem jungen Publikum zu erklären
sind, darf dieses wichtige geschichtliche Ereig-
nis nicht einfach „vergessen“ werden.

Alfred Huber,
Heilbronn

Zur Ausgabe 21-23 vom 20. Mai 2019:
Manchmal dauert es ein wenig, bis ich dazu
komme, die Artikel zu lesen, die mich interes-
sieren. Aber dann zeigt sich, dass es sich lohnt.
Besonders gut haben mir die Artikel zu 70 Jah-
ren Grundgesetz und über die Verleihung des
Wissenschaftspreises des Bundestags gefallen.
Es ist wichtig, möglichst an vielgelesener Stelle
deutlich zu machen, wie sorgfältig und mit
welcher Intention Gesetze gemacht werden
und wer daran beteiligt ist. Manchmal
wünscht man sich allerdings eine noch bessere
Verknüpfung mit anderen Gesetzen, zum Bei-
spiel was die Ansprüche auf Elterngeld und die
auf Rente angeht oder auch die Rückkehr in
den Beruf.

Karen Lill,
Schifferstadt

Zur Ausgabe 27-28 vom 1. Juli 2019,
„Das typische Prinzip“ auf Seite 10:
Mein Haus, mein Auto, mein Hund – für den
Erwerb dieser Dinge zahle ich Steuern: Grund-
steuer für das Haus, Kraftfahrzeugsteuer für
das Auto und Hundesteuer für das Tier. Diese
fallen jährlich an. Doch damit hat es sich mit
den Abgaben längst nicht erledigt.
Seit Jahrzehnten gibt es immer wieder heftige
Diskussionen darüber, die nicht selten richter-
lich geklärt werden müssen. Über das große
„Warum“, also warum diese Steuern über-
haupt anfallen, da herrscht Schweigen, und je-
der nimmt es einfach hin und zahlt ganz brav
seine „Maut-Gebühren“, und dies Jahr für Jahr
ohne groß zu murren oder aufzumucken.

Klaus P. Jaworek,
Büchenbach
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PERSONALIA

>Uwe Looft †
Bundestagsabgeordneter 1971-1972,
CDU
Am 24. Juli starb Uwe Looft im Alter von
80 Jahren. Der Rechtsanwalt aus Trittau/
Kreis Stormarn trat 1959 der CDU bei und
gehörte von 1966 bis 1972 dem dortigen
Kreistag an. Im Bundestag wirkte er unter
anderem im Petitionsausschuss mit.

>Hans-Otto Wilhelm †
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
CDU
Hans-Otto Wilhelm starb am 19. Juli im Al-
ter von 79 Jahren. Der Verwaltungsange-
stellte aus Mainz schloss sich 1962 der CDU
an und stand von 1988 bis 1992 an deren
Spitze in Rheinland-Pfalz. Von 1974 bis
1994 gehörte er dem dortigen Landtag an
und amtierte zwischen 1981 und 1994 als
Fraktionsvorsitzender. 1987/88 war er Um-
welt- und Gesundheitsminister. Wilhelm saß
im Bundestag zuletzt im Innenausschuss.

>Bartholomäus Kalb
Bundestagsabgeordneter 1987-2017,
CSU
Bartholomäus Kalb wird am 13. August
70 Jahre alt. Der Landwirt und Industrie-
kaufmann aus Künzing/Kreis Deggendorf
engagiert sich seit 1972 kommunalpolitisch,
unter anderem als stellvertretender Bürger-
meister, und ist seit 1978 ununterbrochen
Kreistagsmitglied in Deggendorf. Von 1978
bis 1986 gehörte er dem Bayerischen Land-
tag an. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Deggendorf wirkte, zuletzt als dienstältes-
tes Mitglied, im Haushaltsausschuss mit.

>Uta Würfel
Bundestagsabgeordnete 1987-1994,
FDP
Am 19. August begeht Uta Würfel ihren
75. Geburtstag. Die Fremdsprachenassisten-
tin trat 1976 der FDP bei, war von 1982 bis
1986 Kreisvorsitzende in St. Ingbert/Saar-
pfalz-Kreis und gehörte von 1990 bis 1994
dem FDP-Bundesvorstand an. Die frauenpo-
litische Sprecherin ihrer Fraktion wirkte im
Familienausschuss mit.

>Christoph Poland
Bundestagsabgeordneter 2009-2013,
CDU
Christoph Poland wird am 19. August
70 Jahre alt. Der Lehrer aus Klein Trebbow/
Kreis Nordwestmecklenburg ist seit 1992
Stadtrat in Neustrelitz und sitzt seit 1998
im Kreistags Mecklenburg-Strelitz. 1997 trat
er der CDU bei. Poland gehörte unter ande-
rem dem Landwirtschaftsausschuss an.

>Bärbel Sothmann
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
CDU
Am 20. August begeht Bärbel Sothmann ih-
ren 80. Geburtstag. Die Betriebswirtin aus
Bad Homburg schloss sich 1972 der CDU
an, war von 1996 bis 2000 Vorsitzende der
Frauen-Union in Hessen und gehörte von
1996 bis 2002 dem Präsidium der dortigen
CDU an. Sothmann engagierte sich vorwie-
gend im Bildungsausschuss. Von 1994 bis
2000 gehörte sie dem CDU/CSU-Fraktions-
vorstand an.

>Franz Peter Basten
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
CDU
Franz Peter Basten begeht am 22. August
seinen 75. Geburtstag. Der Rechtsanwalt
aus Trier trat 1969 der CDU bei und war von
1981 bis 2002 Vorsitzender des Kreises
Trier-Saarburg. Von 1979 bis 1985 sowie
von 1991 bis 1994 war er Landtagsabge-
ordneter in Mainz. Im Bundestag gehörte
Basten dem Ausschuss für die Angelegen-
heiten der Europäischen Union an.

>Wolfgang Meckelburg
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
1995-2009, CDU
Am 25. August wird Wolfgang Meckelburg
70 Jahre alt. Der Oberstudienrat aus Gel-
senkirchen wurde 1973 Mitglied der CDU,
stand von 1987 bis 2009 an der Spitze des
Kreisverbands Gelsenkirchen und gehörte
fast ebenso lange dem CDU-Bezirksvor-
stand Ruhr an. Von 1975 bis 1991 war er
Ratsherr seiner Heimatstadt. Meckelburg
wirkte vorwiegend im Ausschuss für Arbeit
und Sozialordnung mit.

>Dieter Schloten
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
SPD
Dieter Schloten vollendet am 26. August
sein 80. Lebensjahr. Der Oberstudiendirek-
tor aus Mülheim/Ruhr schloss sich 1969 der
SPD an und war von 1975 bis 1990 Rats-
herr seiner Heimatstadt. Schloten engagier-
te sich vorwiegend im Auswärtigen Aus-
schuss. Von 1994 bis 2002 gehörte er dem
Europarat und der WEU an und amtierte
von 1998 bis 2002 als WEU-Vizepräsident.

>Ulrich Schmalz
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 26. August begeht Ulrich Schmalz sei-
nen 80. Geburtstag. Der Kaufmann aus Wis-
sen/Sieg trat 1962 der CDU bei, war dort
von 1969 bis 1984 Stadtrat und von 1969
bis 1994 Kreistagsmitglied in Altenkirchen.
Von 1971 bis 1990 gehörte er dem rhein-
land-pfälzischen Landtag an. Schmalz arbei-
tete im Tourismusausschuss sowie im Aus-
wärtigen Ausschuss mit. bmh T

ORTSTERMIN: DEUTSCH-CHINESISCHER FREUNDSCHAFTSVEREIN MAINZ-WIESBADEN

Auf einen Tee mit den Meenzer China-Freunden
Eine blaue Schale mit Oolong- und Pu-Erh-Tee, mit grü-
nen, weißen, roten und sogar gelben Teeblättern steht vor
Xiu Yun Zeng. Alle stammen sie von derselben Pflanze.
Den Unterschied in den Sorten schaffen Röstung und Fer-
mentierung. Zeng führt das GuTeeHaus in der Mainzer
Klarastraße – mit einem benachbarten Asia-Markt und ei-
ner Shiatsu-Praxis ist es quasi das chinesische Viertel der
Stadt. Zeng wird in der Gesellschaft für Deutsch-Chinesi-
sche Freundschaft Mainz-Wiesbaden (GDCF) nur die
„Tee-Doktorin“ genannt. Im Hinterhof des Ladens führt
sie die Mitglieder des Vereins in die Heilkraft und Ge-
heimnisse der fast 5.000 Jahre alten chinesischen Teekul-
tur ein: „Tee kann in China so exklusiv sein wie bei uns
Wein. Das Alter der Teepflanze ist entscheidend“, erklärt
sie. Vor zehn Jahren ist Zeng nach Deutschland gekom-
men und hat im Verein ein Stück Heimat gefunden.
So geht es vielen: Die Hälfte der 100 Vereinsmitglieder
kommt aus China. Es sind Geschäftsleute, Familien und
Kinder, die mit der Kultur aufwachsen. Zwischen 50.000
und 100.000 Chinesen leben im Rhein-Main-Gebiet. „Die
Vereinsgeschichte reicht zurück in die 1970er Jahre, in de-
nen vor allem chinesischen Studenten Hilfe geboten wur-

de“, erklärt Kurt Karst, Vorsitzender des Vereins. Jockel
Fuchs, der damalige Mainzer Oberbürgermeister, organi-
sierte 1973 die erste Delegationsreise aus Deutschland
nach China.
Das war der Startschuss für den Verein, der 1978 dann in
Mainz gegründet wurde. Nach einigen Jahren fiel auf,
dass die Hälfte der Mitglieder in Wiesbaden lebt. Es folgte
die Erweiterung des Vereins um die hessische Stadt. Um
1989 schlief die Vereinstätigkeit etwas ein, doch seit 2014
sorgt Karst im Verein für frischen Wind. „Unser Ziel ist es,
durch Aktivitäten Kenntnisse über China, seine Menschen
und die jahrtausendalte Kultur zu verbreiten und das ge-
genseitige Verstehen und Begegnungen zu fördern“, sagt
Karst. „Wir haben viele Kooperationspartner aus dem
Kulturbereich und könnten jeden Monat eine Ausstellung
auf die Beine stellen“, sagt er. Nötig wären dafür aber
Räumlichkeiten und ein Büro. Dafür, und als Lager für
die vielen Gastgeschenke, dient bislang Karsts Garage.
Karst reist regelmäßig nach China und kennt das Land
gut – auch wenn er kein Chinesisch spricht. Dabei helfen
andere Vereinsmitglieder. Auch einige der deutschen Mit-
glieder lernen an einer der Samstagsschulen Chinesisch.

„Oft können die Kinder in den Familien zwar gut Chine-
sisch sprechen, aber nicht lesen und schreiben. Das ist
uns natürlich ein Anliegen“, sagt Karst. Neben den regel-
mäßigen Treffen organisiert der GDCF auch Lesungen,
Schulaustausche, Hip-Hop-Projekte und Konzerte. Wäh-
rend des 200-Jahre-Karl-Marx-Jubiläums in Trier waren et-
wa vier Monate lang Performances von chinesischen
Künstlern aus unterschiedlichen Provinzen zu sehen.
Etwas schwierig werde es immer, wenn es um das Thema
Politik gehe: „Wir umschiffen das und reden eher im klei-
nen Kreis darüber, das ist effektiver“, sagt er. Viele Vereins-
mitglieder ärgere das oft rein wirtschaftlich geprägte oder
verzerrte China-Bild einiger Medien. Deshalb organisiere
man Vorträge, Dialogveranstaltungen und fertige Berichte
an, die sachlich informieren und Angst nehmen sollen.
Angst haben die, die zur Teeverkostung gekommen sind,
keine – dafür aber viele Fragen. Die kleinen Kannen und
Teeschälchen leeren sich schnell. „Die sind so klein, da-
mit man bewusster und wenig trinkt“, antwortet Zeng.
Die Menschen hätten viel Wissen über Tee verlernt und
vergessen – das will sie ändern: Mit einer zweiten Tee-Rei-
se des Verein im kommenden Jahr. Lisa Brüßler T

Im einzigen chinesischen Teehaus von Mainz hat Xiu Yun Zeng (rechtes Bild) das Sagen. Jeden ersten Donnerstag im Monat trifft sich der Verein rund um den Vorsitzenden Kurt
Karst (links von Xiu Yun Zeng) dort oder in chinesischen Restaurants der Stadt zum „Jour Fixe“. © GDCF
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China
Auf dem Weg an die Spitze

Über China hört man in letzter Zeit 
immer wieder in den Nachrichten.

Denn: 
China ist dabei, 
eines der wichtigsten Länder 
auf der Welt zu werden.

Im folgenden Text gibt es mehr Infos 
zu diesem Thema.

Über China

China ist ein Land 
auf dem Kontinent Asien.

Es ist eins der größten Länder 
auf der Erde.

Nur Russland, Kanada und die USA 
sind noch größer.

China ist das Land, 
in dem die meisten Menschen leben.

Und zwar etwa 1,4 Milliarden.

Die Hauptstadt von China hat den 
Namen Peking.

Geschichte Chinas

Lange Zeit gehörte China zu den 
wichtigsten Ländern der Welt.

China herrschte 
über große Teile Asiens.

Das Land war moderner 
als andere Länder auf der Welt.

Es gab dort zum Beispiel 
die neuesten Geräte. 
Und die besten Forscher.

Einige Erfindungen 
gab es in China schon lange, 
bevor man sie in Europa kannte. 
Zum Beispiel Papier 
und den Buch-Druck.

Vor ungefähr 200 Jahren hat sich das 
geändert.

Europa und die USA machten große 
Fortschritte. 
So wurden sie moderner 
und erfolgreicher als China.

leicht  

erklärt!
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China war nicht mehr so wichtig.

Zu dieser Zeit bestimmten dann die 
europäischen Länder über die Welt. 
Und etwas später übernahmen die 
USA dann diese Rolle.

Es kam zu Kriegen zwischen 
europäischen Ländern und China.

China verlor diese Kriege.

Mehr und mehr bestimmten 
europäische Länder, 
was China zu tun hatte.

Für China war das sehr beschämend. 
Es war eine große Katastrophe für 
das Land.

Probleme bekam China auch 
mit seiner Wirtschaft.

Mit dem Wort „Wirtschaft“ meint 
man alles, was mit der Herstellung 
und dem Verkauf von Waren zu tun 
hat.

Zur Wirtschaft gehört auch:

•  Wie viele Arbeits-Plätze es in einem 
Land gibt.

•  Wie viel Geld die Menschen 
in einem Land haben.

Je besser es der Wirtschaft in einem 
Land geht, desto besser geht es meist 
auch den Menschen.

Die Wirtschaft in China lief immer 
schlechter.

Große Teile der Bevölkerung waren 
arm.

Auch für Straßen, Schulen 
und andere Dinge war kein Geld da.

Etwa 100 Jahre lang war das so.

Vor ungefähr 40 Jahren hat China 
dann beschlossen: 
Es will wieder zu den wichtigsten 
Ländern der Welt gehören.

Es will sogar wieder das wichtigste 
Land auf der Welt werden.

Andere Länder sollen nicht mehr 
über China bestimmen.

Stattdessen will es mitbestimmen, 
was andere Länder auf der Welt tun.

Stärkere Wirtschaft

Das Ziel will China vor allem auf eine 
Weise erreichen:

Es will das Land mit der stärksten 
Wirtschaft auf der Welt werden.

Denn: Ein Land mit starker 
Wirtschaft kann auf der ganzen Welt 
mitbestimmen.

Im Moment sind die USA das Land 
mit der stärksten Wirtschaft.

Aber China ist auf Platz 2.

Denn: Die Wirtschaft in China wird 
seit Jahrzehnten größer.

Es wird mehr hergestellt. 
Es wird mehr verkauft. 
Und die Menschen haben 
immer mehr Geld zur Verfügung.

China hat einen Plan gemacht, 
wie es seine Wirtschaft stärken will.

Es will das wichtigste Land 
in folgenden Bereichen sein:

•  Telefon und Internet

• Eisen-Bahnen

• Strom-Versorgung

Außerdem will China zu den zwei 
oder drei wichtigsten Ländern in 
folgenden Bereichen gehören:

• Roboter

•  Maschinen, die die Arbeit von 
Menschen erledigen

• Fahrzeuge, die mit Strom fahren



Dazu macht das Land verschiedene 
Dinge.

Es gibt viel Geld dafür aus, 
neue Dinge zu erfinden.

Und auch für neue, moderne Firmen.

Außerdem sollen immer mehr 
Maschinen in der Herstellung 
benutzt werden.

Im Moment wird in China noch sehr 
viel Arbeit von Hand erledigt.

Um die Ziele zu erreichen, 
braucht China Wissen 
über Wissenschaft und Technik.

Dieses Wissen kann es nicht alles 
selbst erforschen.

Deswegen macht es Folgendes:

Chinesische Firmen kaufen Firmen 
aus anderen Ländern.

Und zwar die Firmen, 
die das nötige Wissen haben.

Dann kann China 
dieses Wissen nutzen. 

Und wenn jemand aus einem 
anderen Land in China eine Firma 
aufmachen will, muss er mit einer 
chinesischen Firma 
zusammenarbeiten.

Und er muss sein Wissen teilen.

Experten gehen davon aus: 
China wird sein Ziel erreichen.

Es wird so modern werden 
wie andere Länder auf der Welt.

In einigen Jahren wird es das Land 
mit der stärksten Wirtschaft sein.

Die USA werden dann nur noch auf 
Platz 2 sein.

Gut oder schlecht?
Im Moment gibt es darum 
viele Gespräche über China.

Dabei geht es um die Frage:

Ist der Erfolg von China gut oder 
schlecht für Deutschland, Europa und 
die Welt?

Chinas Erfolg wird von vielen 
Ländern nicht gern gesehen.

Streitigkeiten gibt es zum Beispiel im 
Moment mit den USA.

Die wollen durch China natürlich 
nicht von Platz 1 gestoßen werden.

Sie versuchen deswegen im Moment, 
es für China schwerer zu machen, 
Waren zu verkaufen und zu kaufen.

Viele Menschen machen sich auch 
Sorgen, wenn China in der Welt zu 
viel zu sagen hat.

Denn: China ist keine Demokratie.

In einer Demokratie gibt es 
zum Beispiel Wahlen.

Und die Menschen-Rechte werden 
beachtet.

Menschen-Rechte sind Rechte, 
die jeder Mensch auf der Welt hat. 
Er muss dafür nichts tun. 
Er hat sie einfach, 
weil er ein Mensch ist.

Zum Beispiel:

•  Jeder Mensch hat das Recht, 
frei und in Sicherheit zu leben.

•  Kein Mensch darf ohne Grund 
in ein Gefängnis gesperrt werden.

•  Jeder Mensch hat das Recht, 
seine Meinung zu sagen. 
Dafür darf man ihn nicht bestrafen.

Richtige Wahlen gibt es in China 
nicht.

Und an die Menschen-Rechte hält 
sich China auch nicht.

Und viele Menschen fürchten: 
Wenn China in der Welt zu viel zu 
sagen hat, dann könnte das auch 
in anderen Ländern schlecht für die 
Menschen-Rechte sein.



Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache

Dieser Text wurde 
in Leichte Sprache 
übersetzt vom:

Impressum

Werk
w w w . n a c h r i c h t e n w e r k . d e

Nachrichten

Ratgeber Leichte Sprache: http://tny.de/PEYPP

Titelbild: © picture alliance / imageBROKER, Fotograf: Norbert Eisele-Hein. Piktogramme: 
Picto-Selector. © Sclera (www.sclera.be), © Paxtoncrafts Charitable Trust (www.straight-street.
com), © Sergio Palao (www.palao.es) im Namen der Regierung von Aragon (www.arasaac.org), 
© Pictogenda (www.pictogenda.nl), © Pictofrance (www.pictofrance.fr), © UN OCHA (www.
unocha.org), © Ich und Ko (www.ukpukvve.nl). Die Picto-Selector-Bilder unterliegen der Crea-
tive Commons Lizenz (www.creativecommons.org). Einige der Bilder haben wir verändert. Die 
Urheber der Bilder übernehmen keine Haftung für die Art der Nutzung.

Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ 33-34/2019
Die nächste Ausgabe erscheint am 26. August 2019.

China  •  Auf dem Weg an die Spitze

Auch in Deutschland 
gibt es Menschen, 
denen China Sorgen macht.

Sie fürchten, dass China in immer 
mehr Bereichen erfolgreicher ist als 
Deutschland.

Das könnte dann schlecht für die 
deutsche Wirtschaft sein.

Und dann könnte es den Menschen 
in Deutschland schlechter gehen.

Einige finden deswegen:

Man muss versuchen, den Erfolg von 
China zu bremsen.

Damit es nicht zu mächtig wird.

Ansonsten will China vielleicht alles 
auf der Welt bestimmen.

Und andere Länder haben vielleicht 
nichts mehr zu sagen.

Andere sehen das ganz anders.

Sie sind eher der Meinung:

Den Erfolg von China kann man 
ohnehin nicht aufhalten.

China wird in den nächsten 
Jahr-Zehnten zum mächtigsten Land 
auf der Welt werden.

Andere Länder müssen sich darauf 
einstellen.

Sie müssen die Dinge so regeln, dass 
sie dann noch eine Chance haben.

Außerdem kann der Erfolg von China 
auch gut für andere Länder sein.

Zum Beispiel für Deutschland.

Wenn in China die Menschen immer 
mehr Geld haben, dann kann auch 
Deutschland ihnen Dinge verkaufen.

Das ist dann wieder gut 
für die deutsche Wirtschaft. 
Und für die Menschen in Deutschland.

Manche Menschen warnen aber: 
Man sollte nicht zu eng mit China 
zusammenarbeiten.

Denn: 
Man darf ein Land nicht unterstützen, 
in dem es keine Menschen-Rechte gibt.

Andere sagen aber: 
Gerade deswegen sollte man 
mit China zusammenarbeiten.

Denn dann werden die 
Menschen-Rechte dort vielleicht 
besser beachtet.

Schwieriger Umgang

Der Umgang mit China ist also eine 
schwierige Sache.

Es gibt gute und schlechte Dinge 
daran.

Klar ist aber: 
China ist ein bedeutendes Land. 
Und es wird noch wichtiger werden.

Man muss sich also genau überlegen, 
wie man damit umgehen will.

leicht  

erklärt!
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